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Vor genau 30 Jahren scheiterte mit 
dem Fall der Berliner Mauer der 

70 Jahre andauernde autoritäre Ver-
such der Sowjetunion, unter sozialis-
tischem Vorzeichen eine überstaatliche 
Identitäts- und Solidargemeinschaft 
herbeizuführen. Nach 1989 bildeten 
sich in Mittel- und Osteuropa auf der 
Basis sprachlicher, religiöser und eth-
nischer Identitäten auch Staaten, die 
noch nie oder – wie die baltischen Staa-
ten – nur 20 Jahre als Nationalstaa-
ten existiert hatten. Umgekehrt dau-
erte es nach dem Mauerfall kein Jahr 
bis sich die DDR der Bundesrepublik 
anschloss. Stimmen, ein Gesellschafts-
modell eines „Dritten Weges“ als eige-
nes Staatsgebilde zu erproben, blieben 
eine Minderheit. 

Während es in Mittel- und Ost-
europa nach 1990 zu einer Renais-
sance des Nationalstaates kam und 
im Fall Deutschlands sich die beiden 
nach dem Zweiten Weltkrieg entstan-
denen Staaten wieder zu einem Natio-
nalstaat zusammenschlossen, forder-
ten die ökonomische Globalisierung 
sowie die Zunahme internationaler 
Verflechtungen nicht zuletzt im Be-
reich der Umweltpolitik und der Mi-
gration eine verstärkte überstaatliche 
Zusammenarbeit. Die dadurch offen-

sichtlich werdenden Spannungen, die 
sich auch durch rechtspopulistische Be-
wegungen der Gegenwart verstärken, 
bilden einen Ausgangpunkt der fol-
genden Beiträge zur Rolle von Nation 
und Nationalstaat angesichts transna-
tionaler Herausforderungen. 

Hermann-Josef Große-Kracht be-
handelt unter Rückgriff auf Jürgen Ha-
bermas die Möglichkeiten überstaat-
licher Staatsbürger-Solidarität und 
plädiert für einen neuen Aufbruch 
in der europäischen Integration. Axel 
Bohmeyer thematisiert die Spannung 
von Nationalstaaten zwischen Inklu-
sion nach innen und Exklusion nach 
außen. Bisher werden Menschenrechte, 
Demokratie und soziale Wohlfahrt al-
lein durch Nationalstaaten garantiert, 
denen Verpflichtungen der Staatsbür-
ger gegenüberstehen (Rechtsbefolgung, 
Steuerpflicht, Wehrdienst etc.). Katja 
Winkler unternimmt einen Vermitt-
lungsversuch zwischen Kosmopolitis-
mus und Nationalstaatlichkeit, wobei 
sie vor allem auf kommunitaristische 
Ideen eingeht. Nach ihrer Auffassung 
kommt auch der Kosmopolitismus im 
realpolitischen Handeln nicht an Na-
tionalstaaten vorbei. Klára A. Csiszár 
zeigt am Beispiel Rumäniens auf, wie 
ethnische, sprachliche und religiöse 
Identitäten mit einer nationalstaat-
lichen Identität in Spannung stehen 
können. Sie macht deutlich, dass auch 
eine vorgeblich überstaatliche Glau-
bensgemeinschaft wie die katholische 
Kirche kaum ethnische und sprachliche 

Grenzen überwindet, wenn sich etwa 
an einem Ort römisch-katholische und 
griechisch-katholische Priester kaum 
kennen, geschweige denn kooperie-
ren, obwohl beide letztlich einer Kir-
che angehören und dem Papst unter-
stehen. Oliver Hidalgo behandelt unter 
der Perspektive der politischen Theorie 
das Verhältnis von Nation und Staat 
und misst dem Nationalstaat weiterhin 
zentrale Bedeutung für die internatio-
nale Politik bzw. Weltordnungspolitik 
zu, weil Demokratie jenseits national-
staatlicher Grenzen kaum organisierbar 
erscheint. Die notwendige überstaatli-
che Perspektive muss von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren und Religions-
gemeinschaften aktiv gefördert wer-
den, um Gegenwartsproblem zu lösen. 
Problematisch sei jedenfalls eine enge 
Verknüpfung von Religion und Nation. 
In einem Interview erläutert Matthias 
Möhring-Hesse Motive rechter Identi-
tätspolitik, die ein „homogenes Volk“ 
erschaffen und Minderheiten aus-
schließen will. Dies ist besonders vor 
dem Hintergrund interessant, dass der 
Begriff „Identitätspolitik“ erstmals von 
Menschen verwendet wurde, die von 
Diskriminierung betroffen waren.

Die „art&ethics“-Seite ist dieses Mal 
dem Kunstwerk „The  Daydreaming“ von 
Matvey Slavin gewidmet, der das The-
ma des Hefts unter architektonischen 
Gesichtspunkten aufgreift. Die Bespre-
chung sozialethischer Neuerscheinun-
gen sowie ein Bericht über das Forum 
Sozialethik runden das Heft ab.

Zur Rolle der Nation 
heute

Joachim Wiemeyer
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Füreinander einstehen
Jürgen Habermas und die Suche nach Potenzialen 
einer supranationalen Staatsbürger-Solidarität

Auch wenn die Grundlagen zur Konstruktion nationaler Identitäten verschieden sein 
können, sind Nationen planvoll ins Werk gesetzte „imagined communities“ mit ver-
meintlichen oder tatsächlichen Gemeinsamkeiten. Vor dem Hintergrund dieser Sicht-
weise befasst sich der Artikel mit der Frage, wie Genese und Formen des National-
staats in den Schriften von Jürgen Habermas rezipiert werden und welche Perspektiven 
der Philosoph für eine entsprechende Formierung supranationaler Ebenen erkennt. 
Der Beitrag gelangt zu dem Ergebnis, dass innerhalb der Europäischen Union nicht 
nur – wie von Habermas postuliert – demokratischen Prozessen, sondern auch wohl-
fahrtsstaatlichen Sicherungen eine Schlüsselrolle bei der Identitätsbildung zukommt. 

Norbert Elias, der 1990 verstorbe-
ne Grandseigneur der Kulturso-

ziologie der Moderne, hat den euro-
päischen Nationalismus ein Jahr vor 
seinem Tod als „eines der mächtigs-
ten, wenn nicht das mächtigste soziale 
Glaubenssystem des 19. und 20. Jahr-
hunderts“ (Elias 1990, 194) bezeich-
net. Dieser schien in der Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg zwar deutlich abzu-
klingen, hat in den letzten Jahrzehnten 
aber ebenso deutlich wieder an Fahrt 
gewonnen. Dass er nach dem Unter-
gang des ‚Ostblocks‘ eine massive Re-
naissance erlebte und verheerende Ge-
waltexzesse hervorbrachte, spricht eine 
klare Sprache – ebenso wie die gegen-
wärtigen Ausbrüche völkisch-rassisti-
scher und xenophober Gefühllagen in 
den breiten rechtspopulistischen Bewe-
gungen West- und Osteuropas. Natio-
nalismus und nationale Identitäten ge-

hören offensichtlich zur DNA der euro-
päischen Moderne. Auch wenn sie von 
den – mittlerweile ohnehin in die Krise 
geratenen – sozialwissenschaftlichen 
Modernisierungstheorien nicht recht 
ernst genommen werden, sind sie im 
19. Jahrhundert entstanden, nicht um 
allmählich wieder zu vergehen, son-
dern wohl eher, um dauerhaft zu blei-
ben. Man wird von daher gut beraten 
sein, nationales Denken und Fühlen 
nicht pauschal zu diskreditieren. Aller-
dings wird man es im 21. Jahrhundert, 
unter den Bedingungen einer immer 
enger zusammenwachsenden Weltge-
sellschaft, neu und anders akzentuie-
ren müssen. 

Die Idee der Nation ist ein weit-
gehend künstliches Produkt, dem kaum 
eine irgendwie geartete historisch-or-
ganische Tiefensubstanz zugrunde 
liegt. So hat schon der französische 

Historiker Ernest Renan in seinem be-
rühmten Buch zur Verteidigung des 
französischen Nationalismus im Jahr 
1882 notiert: „Das geschichtliche Ver-
gessen, ja selbst der historische Irrtum 
sind ein wesentlicher Faktor bei der Bil-
dung einer Nation, und deshalb ist der 
Fortschritt historischer Untersuchun-
gen häufig eine Gefahr für die Natio-
nalität.“ (Qu’est-ce qu’une nation? Pa-
ris 1882, 7 f.; zit. n. Hobsbawm 1991, 
24) Und der tschechisch-amerikanische 
Politikwissenschaftler Karl W. Deutsch 
definierte die Nation in diesem Sinne 
treffend als „eine Gruppe von Men-
schen, die durch einen gemeinsamen 
Irrtum hinsichtlich ihrer Abstammung 
und eine gemeinsame Abneigung ge-
gen die Nachbarn geeint ist“ (Deutsch 
1972, 9).

Hermann-Josef 
Große Kracht
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Schicksals- oder Willensgemeinschaft:  
zwei konträre Nationenkonzepte

Dabei scheint es zum Selbstverständ-
nis der Nation zu gehören, dass sie 
Schicksals- und nicht Willensgemein-
schaft ist, dass sie sich durch gemein-
same Abstammung, gleiche Sprache 
und Alltagskultur, durch einen gemein-
samen ‚Volksgeist‘ oder ‚Volkscharak-
ter‘ kennzeichnet. Ein solches Natio-
nenverständnis stellt aber lediglich ei-
ne, nämlich die ethnisch-kulturelle 
Variante des modernen Nationen-Kon-
zepts dar, wie sie sich vor allem in 
Deutschland ausgebildet hat, wo eine 
noch staatslose Nation „sich ihren Staat 
erst suchen und erkämpfen mußte“ (Bö-
ckenförde 1991/1999, 27). Hier ent-
stand im späten 18. Jahrhundert eine 
literarisch gebildete, die kleinstaatli-
chen Grenzen übergreifende Öffent-
lichkeit, die die Idee einer gesamtdeut-
schen Kulturnation entwickelte und 
sich – kritisch gegen die damals oft an 
französischen Vorbildern orientierte 
Adelskultur – vor allem an deutscher 
(National-)literatur und am deutschen 
(National-)theater ausrichtete. Sie trieb 
über Wörterbücher und Enzyklopä dien, 
Gesangsvereine und literarische Gesell-
schaften die Etablierung einer einheit-
lichen Nationalsprache voran und 
brachte diese gegen die Vielzahl der 
Regionalsprachen in Stellung. Wäh-
rend und nach den Napoleonischen 
Kriegen entstand in diesem Kontext 
dann „eine politisch induzierte Besin-
nung auf das eigene Volkstum, die ei-
gene Lebensordnung und Kultur aus 
dem Willen heraus, dies nun in einer 
eigenen, unter Aufhebung bestehender 
politischer Grenzen zu schaffenden, 
staatlich-politischen Ordnung zur Gel-
tung zu bringen“ (Böckenförde 1995/ 
1999, 40) – und dabei bestimmte die 
nationale Einigungsbewegung selbst, 
was die Identität der deutschen Nation 
letztlich ausmacht und ausmachen 
sollte. Gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts sollte sich dieses Nationenkon-
zept dann zunehmend völkisch-ras-
sisch und kriegerisch-aggressiv aufla-

den, bevor es am Vorabend des Ersten 
Weltkriegs seinen militanten Höhe-
punkt erlebte und erstmals auch brei-
te Bevölkerungsschichten geradezu ek-
statisch zu mobilisieren vermochte. 
Von Deutschland aus hat sich dieses 
Nationenkonzept dann auch auf die 
ebenfalls staatenlosen slawischen Völ-
ker Mittel- und Osteuropas ausgewei-
tet; und auch hier erweist sich dieses 
Nationenkonzept als denkbar fatal, da 
die Volksgruppen nicht in klar abge-
grenzten Territorien, sondern vielfach 
zerstreut leben, sodass Vorstellungen 
eines ethnisch geschlossenen National-
staates politisch denkbar gefährlich 
werden.

Von der ethnisch-kulturellen Vari-
ante unterscheidet sich in der europä-
ischen Moderne ein mindestens eben-
so altes politisch-voluntatives Natio-
nenkonzept, das aus dem Frankreich 
der Revolutionszeit stammt. Zu Beginn 
des Jahres 1789 hatte der Abbé Sieyès 
die Nation definiert als „eine Gesamt-
heit von vereinigten Individuen, die 
unter einem gemeinsamen Gesetz ste-
hen und durch dieselbe gesetzgeben-
de Versammlung vertreten sind“ (zit. 
n. Jansen/Borggräfe 2007, 11). Diese 
Nation bildete für ihn einzig der Drit-
te Stand, der die Nationalversammlung 
konstituieren und ein neues Staatswe-
sen schaffen müsse, mit dem sich je-
der Bürger zu identifizieren und für 
das er notfalls sein Leben zu geben 
habe. Hier artikuliert sich die Nation 
im bewussten gemeinsamen Willen ei-
nes bereits staatlich geeinten Volkes, 
das die Fremdherrschaft durch Monar-
chie und Kirche überwindet und sich 
als Republik der Freien und Gleichen, 
als nation une et indivisible entwirft, 
wobei Ideen einer gemeinsamen Ab-

stammung keine Rolle spielen. So ori-
entiert sich das französische Staatsbür-
gerrecht, anders als die deutsche Tra-
dition des an der Herkunft der Eltern 
anknüpfenden ius sanguinis, am Ge-
burtsortprinzip, dem ius soli. Demnach 
erhält jeder und jede die vollen Staats-
bürgerrechte, der oder die auf franzö-
sischem Boden geboren wurde. Einzig 
dadurch, Bürgerin oder Bürger dieses 
Staates zu sein, „sich zu ihm und seiner 
politischen Ordnung zu bekennen, die 
in der Erklärung der Menschen- und 
Bürgerrechte ihren Ausdruck fand, ge-
wann die Nation ihre Identität“ (Bö-
ckenförde 1995/1999, 45).

Auch diese politisch-voluntative 
Variante des Nationenkonzepts kann 
sich sehr intolerant in Szene setzen. So 
kennzeichnet sich gerade der französi-
sche Nationalstaat bis heute – nicht zu-
letzt in seiner Religionspolitik – durch 
einen rigiden Assimilationsdruck; und 
er nimmt, etwa im Blick auf die Ver-
bindlichkeit der französischen National-
sprache, durchaus imperiale  Züge an, 
wenn etwa die Bürgerinnen und Bür-
ger Elsass-Lothringens immer wieder 
energisch auf die französische Natio-
nalsprache  verpflich tet wurden. Somit 
sollte auch  dieser Nationen typus im Lauf 
seiner Geschichte heftige chauvinisti-
sche, völkisch-ethnische  Züge anneh-
men. Dies wurde im späten 19. Jahr-
hundert im Kontext der sogenannten 
Dreyfus-Affäre deutlich, als die Inte-
grationsideologie des republikanischen 
Nationalismus zunehmend von kon-
servativ-autoritären Ordnungsmotiven 
wie Rasse, Kirche und Armee überla-
gert wurde. 

Die große europäische Ausnahme 
bildet die Schweiz, die mehrere Sprach- 
und Kulturnationen in einer national-
staatlichen Einheit auf föderaler Basis 
integriert und allen ihren Bürgerinnen 
und Bürgern ermöglicht, „gemeinsam 
‚Eidgenossen‘, Schweizer zu sein, ohne 
daß dadurch die national-kulturelle Ei-
genheit der verschiedenen Volks- und 
Sprachgruppen absorbiert wurde“ (Bö-
ckenförde 1991/1999, 29). Und noch 
auffälliger ist dies in der Geschichte der 

 Nationale Identitäten 
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USA, denn hier kommt das National-
bewusstsein ohne jede ethnische Ein-
heitsimagination aus. Es orientiert sich 
im Kern – symbolisiert vor allem in der 
US-amerikanischen Zivilreligion – am 
Bild einer eher menschheitlich-indivi-
duell als volkhaft-kollektiv konstituier-
ten Nation, wie es für Einwanderungs-

gesellschaften ohnehin kennzeichnend 
ist: „Erwartet wurde – und wird – le-
diglich, dies aber strikt, die Bereitschaft 
und der betätigte Wille, in dieser Ord-
nung zu leben, sich als loyaler und pa-
triotischer Bürger in die hineinzustel-
len.“ (Böckenförde 1995/1999, 46 f.)

Nationen als „imagined communities“

Woran bei der Konstruktion nationa-
ler Identitäten jeweils angeknüpft wird, 
ist sehr verschieden. Fest steht jedoch, 
dass die Nation keine vorpolitische, 
gleichsam ‚naturgegebene‘ Entität, 
keine irgendwie biologisch-organisch 
zu fassende Größe ist, die nur ‚aufge-
funden‘ und als solche dann wertge-
schätzt und in der Auseinandersetzung 
mit anderen ‚naturgegebenen‘ Natio-
nen verteidigt und gestärkt werden 
müsste. Nationale Identitäten sind zwar 
keine reinen Kunstprodukte, die sich 
ggf. auch ohne Anknüpfungspunkte 
an konkrete historische Kontexte al-
lein am ideologischen Reißbrett natio-
naler Meinungsmacher entwickeln lie-
ßen. Aber sie sind allemal planvoll ins 
Werk gesetzte imagined communities 
(Benedict Andersen 1983), die als sol-
che bewusst vermeintliche oder auch 
tatsächliche Gemeinsamkeiten auswei-
sen und konstruieren – und dabei über 
Unterschiede und Brüche ebenso be-

wusst hinwegsehen und hinwegsehen 
müssen. Je weniger sie sich auf histo-
risch informierte Kritik, auf die Exis-
tenz lokaler Eigentümlichkeiten oder 
auf individuelle Rechtsansprüche ein-
zelner einlassen müssen, desto macht-
voller und wirkmächtiger vermögen sie 
die politisch-kulturellen Prozesse ihrer 
Zeit zu beeinflussen, mit verheerenden, 
aber auch mit großartigen Konsequen-
zen. Denn der Nationalstaat führt nicht 
nur in Kriege und Genozide; er schafft 
auch die Grundlagen für die westeuro-
päischen Demokratien der Nachkriegs-
zeit mit ihren hohen wohlfahrtsstaatli-
chen Standards; und er initiiert seit die-
ser Zeit auch die langwierigen Prozesse 
einer Pazifizierung Europas – und ei-
nes globalen, über mehrere Ebenen ver-
laufenden ‚Regierens jenseits des Na-
tionalstaates‘ (Michael Zürn 1998) –, 
die ohne die Triebkräfte entsprechen-
der nationalstaatlicher Unterstützung 
nicht vorankommen könnten. 

Habermas und der Nationalstaat der ‚wohlfahrtsstaatlichen 
Massendemokratie‘

Jürgen Habermas, der im Juni die-
ses Jahres seinen 90. Geburtstag fei-
ern konnte, bemüht sich seit Jahrzehn-
ten darum, die demokratisch-liberale 
Kultur der jüngeren Bundesrepublik 
im Blick auf die verschiedenen Gegen-
wartsherausforderungen immer wieder 
neu in Stellung zu bringen. Er beschäf-
tigt sich in diesem Rahmen auch regel-
mäßig mit dem Phänomen des Natio-
nalstaates im Kontext einer ‚postnatio-
nalen Konstellation‘, in der zentrale 

politische Herausforderungen dem 
organisatorischen Rahmen national-
staatlicher Politiken längst entwach-
sen sind. Dabei gehört er keineswegs 
zu denjenigen, die den Nationalstaat 
immer schon für eine gefährliche Fehl-
entwicklung der europäischen Moder-
ne gehalten haben und ihn lieber heute 
als morgen zugunsten einer irgendwie 
kosmopolitisch verfassten Ordnung ab-
schaffen möchten. Vielmehr gilt ihm 
der Nationalstaat – trotz seiner verhee-

renden Gewaltgeschichte – grundsätz-
lich als wichtige und weiterhin unver-
zichtbare politische Ordnungsinstanz, 
die sich auch im Kontext der europäi-
schen Integrationsprozesse nicht ein-
fach erübrigt.

Einen – nicht nur historischen, son-
dern auch normativen – Höhepunkt hat 
der westeuropäische Nationalstaat für 
Habermas in der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg erlebt, in der er eine we-
niger nationalistisch als vielmehr de-
mokratisch und wohlfahrtsstaatlich 
ausgerichtete Formation entfaltete: die 
„wohlfahrtsstaatliche Massendemokra-
tie“ (Habermas 1998, 94). Damit erlangte 
er ein neues Normativitätsniveau, das in 
vielen europäischen Nachkriegsgesell-
schaften breiteste Bevölkerungsschich-
ten in das – nun erstmals jenseits der 
nationalen Integrationsidee angesie-
delte – Projekt einer gleichermaßen de-
mokratischen wie sozialen Politik in-
tegrieren konnte. Und erst in diesem 
Rahmen erhielt der „Begriff einer de-
mokratisch auf sich selbst einwirkenden 
Gesellschaft“ (ebd., 93), d. h. die „An-
nahme, daß die vereinigten Bürger ei-
nes demokratischen Gemeinwesens ih-
re gesellschaftliche Umgebung gestalten 
und die zur Intervention erforderliche 
Handlungsfähigkeit entwickeln kön-
nen“ (ebd.), ein echtes real politisches 
Widerlager. Das ambitionierte Projekt 
gesellschaftlicher Selbstregierung ist für 
Habermas nämlich nicht zufällig „bis-
her nur im Rahmen des Nationalstaats 
zum Zuge gekommen“ (ebd., 94). Denn 
nur in ihm könnten politische Problem-
lagen überhaupt als Herausforderungen 
verstanden werden, die einer politischen 
Bearbeitung zugänglich sind und auf die 
eine nationalstaatliche Politik planvoll 
und reflektiert reagieren kann.

Eine nationalstaatlich  formierte 
wohlfahrtsstaatliche Massendemokra-
tie wird aber, wie Habermas betont, 
erst möglich durch die Konstruktion 
und Mobilisierung eines einheitlichen 
Staatsvolkes, das sich als solches nur 
durch eine auch affektiv hinreichend 
stark bindende kulturelle Integration 
ausbilden kann; und für diese stand in 
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der europäischen Moderne – als Nach-
folgekandidatin der entmachteten Re-
ligion – nur die Idee der Nation zur 
Verfügung, „eine wie immer auch ima-
ginäre Einheit“ (ebd., 99). Aber nur die-
se schuf, so Habermas, die mentalen 
Voraussetzungen für jene gemeinwohl-
orientierte „staatsbürgerliche Solida-
rität“ (ebd., 100), die in der Lage ist, 
dauerhaft einen „staatsbürgerliche[n] 
Privatismus“ (Habermas 2004/2005, 
112) zu überwinden, in dem konkur-
rierende Privatbürger „ihre subjektiven 
Rechte nur noch wie Waffen gegen-
einander richten“ (ebd.). Bis auf wei-
teres gelte nämlich: „Angehörige der-
selben ‚Nation‘ fühlen sich, obwohl sie 
Fremde füreinander sind und bleiben, 
soweit füreinander verantwortlich, daß 
sie zu ‚Opfern‘ bereit sind“, etwa „die 
Last umverteilungswirksamer Steuern 
zu tragen“ (Habermas 1998, 100). Wenn 
aber diese staatsbürgerliche Solidari-
tät eine kritische Schwelle unterschrei-
te, werde der demokratische Verfas-
sungsstaat nicht mehr in der Lage sein, 
die nötige Ausmaße an Gemeinsinn 
und Gemeinwohlorientierung zu ge-
währleisten, auf die die wohlfahrts-
staatlichen Massendemokratien ange-
wiesen sind. 

Der Nationalstaat ist für Habermas 
also gerade im Blick auf die Sicherung 
demokratischer und wohlfahrtsstaat-
licher Standards bis auf weiteres un-
verzichtbar. Dabei muss es ihm heu-
te aber um Perspektiven gehen, diese 
Standards auch auf einer supranatio-
nalen Ebene zu retten und weiterzu-
entwickeln. Allerdings erzeugten die 

neuen weltweiten Problemkonstel-
lationen, vor allem die grenzenlosen 
Kapitalbewegungen im Rahmen der 
ökonomischen Globalisierung und die 
damit verbundene Schwächung natio-
nalstaatlicher Regulierungskompeten-
zen, zunächst einmal die „lähmende 
Aussicht, daß sich die nationale Poli-
tik in Zukunft auf das mehr oder we-
niger intelligente Management einer 
erzwungenen Anpassung an Impera-
tive der ‚Standortsicherung‘ reduziert“ 
(ebd., 95). Und in dem Maße, wie es im 
europäischen Einigungsprozess nicht 

zur Entwicklung eines für die Bevölke-
rungen attraktiven Sozialmodells, son-
dern zu einer „demokratisch entwur-
zelten Technokratie“ (Habermas 2013, 
92) komme, „fehlen sowohl die Macht 
wie das Motiv, die Forderungen der 
Wahlbevölkerung nach sozialer Ge-
rechtigkeit, Statussicherheit, öffent-
lichen Dienstleistungen und kollekti-
ven Gütern im Konfliktfall gegenüber 
den systemischen Erfordernissen von 
Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschafts-
wachstum ausreichend zu berücksich-
tigen“ (ebd.). Ein solches Szenario aber 
entwerte jede normative Idee planvol-
ler demokratischer Selbstregierung.

Staatsbürgerliche Solidarität jenseits des Nationalstaates?

Die Frage ist also: Wie lassen sich funk-
tionale Äquivalente finden, die auf 
postnationaler Ebene eine ähnliche 
Verpflichtungskraft entwickeln kön-
nen wie die nationalstaatlichen Soli-
daritäten? Wie kann es gelingen, dass 
sich zwischen einander fremden Ein-
wohnern verschiedener Nationen Mo-
tive von Gemeinsamkeit und wechsel-

seitiger Verantwortlichkeit ausbilden, 
die in der Lage sind, einem grassie-
renden staatsbürgerlichen Privatismus 
und einem Wiederaufflammen xeno-
phober nationaler Identitäten hinrei-
chend Paroli zu bieten? 

Lange Zeit hegte Habermas dies-
bezüglich „vorsichtig optimistische 
Erwartungen“ (Habermas 1992, 650), 

denn die Kontakte zwischen Angehöri-
gen verschiedener Nationalitäten wür-
den sich, wie er betont, vervielfälti-
gen, die kulturelle Vielfalt werde im 
Alltagsleben zunehmen, die politische 
Relevanz globaler Probleme werde dra-
matisch steigen; und die Einsicht, dass 
vielfach nur noch europäische Lösun-
gen möglich sind, werde sich in den 
Bevölkerungen insgesamt ausbreiten. 
Zudem hält er für möglich, dass sich 
mit der Zeit „aus den verschiedenen 
nationalen Kulturen eine gemeinsa-
me politische Kultur ausdifferenzie-
ren“ (ebd., 651) könnte, mit der sich 
„ein europäischer Verfassungspatriotis-
mus“ (ebd.) ausbilden werde. Schon auf 
nationalstaatlicher Ebene sieht Haber-
mas nämlich deutliche Tendenzen zu 
einer nachhaltigen „Akzentverschie-
bung“ (Habermas 2004, 78) in der af-
fektiven Besetzung von Staat und Ver-
fassung. Denn während nationale Iden-
titäten um die Idee eines Staates in 
Konkurrenz und Abgrenzung zu an-
deren Staaten kreisen, erwachse heute 
„die Solidarität von Staatsbürgern aus 
der Mitgliedschaft in einer demokra-
tisch verfassten politischen Gemein-
schaft von Freien und Gleichen“ (ebd.). 
Dabei gehe es primär nicht um „die 
Selbstbehauptung des Kollektivs nach 
außen“, sondern um „die Bewahrung 
einer liberalen Ordnung im Inneren“ 
(ebd.), wodurch „die universalistischen 
Verfassungsgrundsätze gewissermaßen 
Vorrang von den partikularen Einbet-
tungskontexten der jeweils eigenen 
nationalen Geschichte des Staates“ 
gewinnen (ebd.) – und dies „kommt 
offensichtlich einer transnationalen Er-
weiterung der nationalstaatlichen So-
lidarität entgegen“ (ebd., 79).

Darüber hinaus kann Habermas zu-
folge nicht genug in Erinnerung behal-
ten werden, dass das Nationalbewusst-
sein selbst ein künstliches Phänomen 
ist, das sich modernen Formen politisch-
kommunikativer Reflexion und Bearbei-
tung verdankt: „Das Bild der nationalen 
Geschichte ist mit der akademischen Hil-
fe von Historikern und Volkskundlern, 
von Juristen, Sprach- und Literaturwis-

 Der Nationalstaat ist für 
Habermas also gerade im 
Blick auf die Sicherung 
demokratischer und 
wohlfahrtsstaatlicher 
Standards bis auf weiteres 
unverzichtbar
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senschaftlern konstruiert, über Schule 
und Familie in die Erziehungsprozes-
se eingeschleust, über Massenkommu-
nikationsmittel verbreitet und über die 
Mobilisierung der Wehrpflichtigen in 
der Gesinnung kriegsbegeisterter Ge-
nerationen verankert worden.“ (ebd., 
77) In diesem Rahmen habe das Natio-
nalbewusstsein „ältere dynastische und 
konfessionelle Bindungen sowie regio-
nale Lebensformen und Loyalitäten 
überformt“, sodass es – „anders als die 
gewachsene Solidarität unter dörflichen 
Nachbarn oder die Loyalität gegenüber 
einem Landesherrn“ – in seiner kulturel-
len Substanz nichts anderes als das „Er-
gebnis einer veranstalteten politischen 
Integration“ darstelle (Habermas 2014, 
530). Dabei sind es für Habermas „ge-
rade die artifiziellen Entstehungsbedin-
gungen des nationalen Bewusstseins“, 
die „gegen die defaitistische Annahme“ 
sprechen, „daß sich eine staatsbürgerli-
che Solidarität unter Fremden nur in den 
Grenzen einer Nation herstellen kann“ 
(Habermas 1998, 154). Grundsätzlich 
gelte nämlich: „Wenn sich diese Form 
der kollektiven Identität einem folgen-
reichen Abstraktionsschub vom lokalen 
und dynastischen zum nationalen und 
demokratischen Bewußtsein verdankt, 
warum sollte sich ein solcher Lernprozeß 
nicht fortsetzen können?“ (ebd.).

Insofern besteht für Habermas die 
Stärke der demokratischen Verfas-
sungsstaaten darin, dass sie nicht auf 
das nationale Kollektiv einer vorpoli-
tischen Schicksalsgemeinschaft, son-
dern auf die inklusive politische Par-
tizipation ihrer Bürger programmiert 

sind. In komplexen Gesellschaften bil-
de nämlich die in den Ideen der Volks-
souveränität und der Menschenrech-
te gründende „deliberative Meinungs- 
und Willensbildung der Bürger letztlich 
das Medium für eine abstrakte und 
rechtsförmig hergestellte, über poli-
tische Teilnahme reproduzierte Form 
der Solidarität“, die in der Lage sei, 
„Lücken der sozialen Integration“ zu 
schließen; denn auf lange Sicht wer-
de „nur ein demokratischer Prozeß, der 
für die angemessene Ausstattung mit 
und eine faire Verteilung von Rechten 
sorgt, als legitim gelten und Solidari-
tät stiften“ können (ebd., 117).

Habermas setzt also auf „eine ver-
nünftige politische Verständigung auch 
unter Fremden“ und traut ihr zu, „ei-
ne gemeinsame politische Kultur her-
vorbringen“ zu können (ebd., 113). Für 
Europa müsse es deshalb darum ge-
hen, „daß dieselben Rechtsprinzipien 
aus den Perspektiven verschiedener na-
tionaler Überlieferungen, verschiede-
ner nationaler Geschichten interpretiert 
werden“ und „eine übernational geteil-
te westeuropäische Verfassungskultur“ 
inspirieren (Habermas 1992, 643), die 
sich nicht mehr auf vermeintliche Ge-
meinsamkeiten von Herkunft, Sprache 
oder Nation stützt, sondern einzig an 
einem „differenzsensiblen Universalis-
mus“ (Habermas 1998, 128) orientiert. 
Und er setzt darauf, dass die Bindekräf-
te einer solchen supranationalen poli-
tischen Kultur am Ende so stark wer-
den, dass dann auch „beispielsweise 
Schweden und Portugiesen bereit sind, 
füreinander einzustehen“ (ebd., 150).

Demokratischer Prozess oder wohlfahrtsstaatliche Sicherheit?

Habermas‘ Hoffnung, der ‚demokrati-
sche Prozess‘ und eine ‚faire Verteilung 
von Rechten‘ würden auf der Ebene der 
Europäischen Union für eine hinrei-
chende übernationale Solidarität sor-
gen können, dürfte vielen Beobachtern 
allerdings als wenig realistisch erschei-
nen. Auch er selbst äußert sich in den 
letzten Jahren zunehmend skeptisch. 

So notierte er im Jahr 2015, es sei zu 
befürchten, dass der Europäische Rat 
„seine bekannten ‚Reformen‘ in Rich-
tung einer weiteren Selbstermächti-
gung zur technokratischen Umsetzung 
marktkonformer Entscheidungen un-
ter sorgfältiger Abschirmung gegen die 
marginalisierten ‚Wahl-Völker‘ fort-
setzen“ werde (Habermas 2015, 145 f., 

Anm. 2). Und im Jahr 2019 sieht er in 
seiner Frankfurter Vorlesung aus An-
lass seines 90. Geburtstags die Chan-
cen einer von Solidarität getragenen 
demokratischen Praxis innerhalb und 
außerhalb der europäischen Nationen 
geradezu düster. Er verwendet hier das 
treffende Bild eines „Maulwurfs der 
Vernunft“, der die Widerstände eines 
ungelösten Problems erkenne, ohne zu 
wissen, ob es dafür eine Lösung ge-
be, der dabei aber „hartnäckig genug 
ist, um sich trotzdem in seinen Gän-
gen voranzubuddeln“ (zit. nach FR v. 
20.06.2019, S. 31).

Andere, womöglich stärkere Bin-
dekräfte als diejenigen, die sich aus 
dem demokratischen Prozess speisen, 
nimmt Habermas dagegen systema-
tisch nur wenig in den Blick. Damit 
kommt das historische Faktum zu kurz, 
dass sich die demokratischen Verfahren 
im Nachkriegseuropa erst in dem Maße 
in den Bevölkerungen normativ ver-
ankern konnten, wie sie sich mit sozia-
ler Sicherheit, mit Massenkonsum und 
sozialem Aufstieg für die eigene Ge-
neration und die der Kinder und Enkel 
verbinden konnten. Jedenfalls spricht 
vieles dafür, dass erst der Wohlfahrts-
staat in den europäischen Bevölkerun-
gen ein breitenwirksames Vertrauen 
in die Prinzipien von Demokratie und 
Verfassungsstaatlichkeit zu stiften ver-
mochte. Angesichts der in den letzten 
Jahrzehnten vielfach diagnostizierten 
Krise des Glaubens an die Demokratie 
dürfte es heute weniger der demokra-
tische politische Prozess als solcher – 
dieser genießt in breiten Teilen der eu-
ropäischen Bevölkerungen gegenwär-
tig kaum noch Kredit und Respekt – als 
das Versprechen einer wohlfahrtsstaat-
lichen Sicherung sein, das elementare 
Bindekräfte einer nationalen wie post-
nationalen Staatsbürgeridentität we-
cken und befördern könnte. 
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Verschiedene Ebenen europäischer Solidarität

Auf die Potenziale einer übernationa-
len Solidarität ist der europäische Ei-
nigungsprozess elementar angewiesen, 
wenn er sich nicht auf eine allein an 
den Bestands- und Expansionsinteres-
sen des großen Kapitals orientierte und 
weitestgehend technokratisch organi-
sierbare ‚marktkonforme Demokratie’ 
reduzieren, sondern am integrativen 
Versprechen eines europäischen Sozial-
modells festhalten will. Die genannten 
Potenziale dürften sich dabei gleich auf 
mehreren Ebenen entzünden. Denn in 
der Tat wachsen die Nationen und Ge-
sellschaften immer enger zusammen, 
ob sie wollen oder nicht. Dabei ist eine 
neue Arbeitsteilung zwischen lokalen, 
nationalen, europäischen und globa-
len Politiken unverzichtbar, wobei de-
ren jeweilige Profile nicht am theoreti-
schen Reißbrett gezogen, sondern po-
litisch immer wieder neu ausgehandelt 
werden müssen. 

Grundlegend ist zunächst die un-
mittelbare Ebene konkret empfunde-
ner mitmenschlicher Solidarität mit 
den Leidenden und Bedrängten dieser 
Welt, wie sie – allen späteren Unken-
rufen zum Trotz – in den überwälti-
genden Hilfsbereitschaften während 
der großen Flüchtlingsbewegung im 
Herbst des Jahres 2015 wieder einmal 
eine großartige Manifestation gefun-
den hat. Die ursprüngliche, elemen-
tar zum Wesen des Menschen gehö-
rende Solidarität mit allem ‚was Men-
schenantlitz trägt‘ (Bertolt Brecht), wird 
in einer dicht zusammenwachsenden 
Welt immer unmittelbarer gefühlt wer-
den; und sie wird sich nicht dauerhaft 
durch nationalistische Ressentiments 
zum Schweigen bringen lassen. Denn 
wenn man die Fremden erst einmal per-
sönlich kennengelernt hat, kann man 
sie nicht mehr hassen; ein sozialer Er-
fahrungswert, der auch vor militan-
ten Rechtspopulisten nicht Halt macht. 

Auf lokaler Ebene geht es dann – 
im Blick auf pränationale Solidaritä-
ten – vor allem um die Stabilisierung 
kleinräumiger Zugehörigkeitserfahrun-
gen, in denen die fundamentalen 
Grundbedürfnisse nach Heimat, Nähe 
und Verbundenheit artikuliert und aus-
gelebt werden können; Erfahrungsräu-
me, die in den Prozessen einer kapi-
talgetriebenen Modernisierung immer 
brüchiger werden und deshalb von lo-
kalen Initiativen in dem Maß gefördert 
werden müssen, wie sie sich offensicht-
lich nicht mehr von selbst verlässlich 
regenerieren. Wenn diese Bedürfnisse 
von gesellschaftlichen Meinungseliten 
und den kosmopolitischen Mentalitä-
ten eines finanziell etablierten und sich 
kulturell überlegen fühlenden libera-
len Weltbürgertums noch zusätzlich als 
naiv, unaufgeklärt und hinterwäldle-
risch diffamiert werden, entstehen hier 
soziale Defizite, die wesentlich zu den 
Erfolgen rechts populistischer Strömun-
gen beitragen dürften. Dabei war und 
ist die Bezugsgröße der künstlich kon-
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struierten Nation für die Suche nach 
lokaler und regionaler Beheimatung 
und Geborgenheit aber eigentlich 
schon immer fehl am Platz.

Nationale bzw. nationalstaatliche 
Solidaritäten beziehen sich nicht auf 
lokale Kleinräume und kulturelle Nä-
hen – und so wird man in Mecklen-
burg oder in Ostfriesland kaum echte 
Anhänglichkeiten an das preußische 
Reichstagsgebäude in Berlin ausfin-
dig machen können, wenn man in 
Deutschland nach Solidaritätspoten-
zialen des Nationalstaates Ausschau 
hält. Wichtiger sind hier, wie Haber-
mas mit Nachdruck betont, die natio-
nalstaatlich verfassten Institutionen 
des demokratischen Prozesses und – 
wichtiger noch – der wohlfahrtsstaat-
lichen Umverteilung im Sinne des Ver-
fassungsauftrags vergleichbarer Le-
bensverhältnisse, wie sie sich etwa in 
der Institution des Länderfinanzaus-
gleichs manifestieren. Und diese müs-
sen auch im Rahmen der europäischen 
Einigungsprozesse weiterhin im Fokus 
nationalstaatlicher Politiken stehen. Im 
Fluchtpunkt dieses Projekts einer plan-
vollen gesellschaftlichen Selbstregie-
rung liegen aber schließlich auch die 
mühsamen Projekte eines ‚Regierens 
jenseits des Nationalstaates‘. Denn in 
dem Maße, wie die Einsicht wächst, 
dass es die Nationalstaaten längst mit 
globalen Problemlagen zu tun ha-
ben, die sich nicht mehr allein in ih-
rem Handlungsrahmen bearbeiten las-

sen, wird – wie Papst Johannes Paul II. 
1987 formulierte – die Einsicht un-
übersehbar, dass „wir für alle verant-
wortlich sind“ (Johannes Paul II. 1987, 
Nr. 38,6): „Mehr als in der Vergangen-
heit werden sich die Menschen heute 
dessen bewußt, durch ein gemeinsa-
mes Schicksal verbunden zu sein, das 
man vereint gestalten muß, wenn die 
Katastrophe für alle vermieden wer-
den soll.“ (ebd., 26,5) Wir müssen al-
so schon aus schlichtem Eigeninteresse 
auch über nationale Grenzen hinaus 
füreinander einstehen – ob wir wollen 
oder nicht: Bayern für Friesen, Schwe-
den für Portugiesen, Europäer für Afri-
kaner – und umgekehrt. Und die Frie-
sen und Bayern, Sachsen und West-
falen können sich dann – je an ihren 
verschiedenen Orten und in ihren je-
weils unterschiedlichen politischen Be-
zugskontexten – zugleich als Deutsche, 
als Europäer und als Weltbürger verste-
hen, ohne dass dies ihrer Identität als 
Friesen und Bayern, als Sachsen und 
Westfalen irgendeinen Abbruch täte. 

Nationalistischen Bewegungen und 
ihren Protagonisten, die diese Zusam-
menhänge auszublenden versuchen, 
ist dann freilich nicht mit Verständ-
nis und Entgegenkommen zu begeg-
nen; auch nicht mit dem falschen Ver-
sprechen, dass sich Deutschland nicht 
grundlegend verändern werde1. Denn 
schließlich hat schon das Deutschland 
der 1930er-Jahre mit dem der 1970er-
Jahre nur denkbar wenig zu tun; und 
das Deutschland der Zukunft dürfte 
sich, wie auch immer, von dem der 
Gegenwart ebenfalls erheblich unter-
scheiden. Den rechtspopulistischen 
Stimmungslagen ist vielmehr mit der 
klaren Aufforderung zu historischer 
Aufklärung, sozialwissenschaftlicher 
Analyse und rationaler Debatte zu be-

gegnen. Und dabei ist es keineswegs – 
allen gegenwärtig populären Abgesän-
gen auf das europäische Projekt zum 
Trotz – per se ausgeschlossen, dass in 
Zukunft wieder jene Aufbruchsstim-
mung entstehen könnte, von der der 
junge Heinrich Heine geprägt war, als 
er im Jahr 1828 auf seiner Reise nach 
Genua notierte: „Täglich verschwinden 
mehr und mehr die törichten National-
vorurteile, alle schroffen Besonderhei-
ten gehen unter in der Allgemeinheit 
der europäischen Zivilisation, es gibt 
jetzt in Europa keine Nationen mehr, 
sondern nur Parteien, und es ist ein 
wundersamer Anblick, wie diese […] 
trotz der vielen Sprachverschiedenhei-
ten sich sehr gut verstehen.“ (zit. n. Ha-
bermas 2012/2013, 47)

 Wir müssen also schon  
aus schlichtem Eigen-
interesse auch über 
 nationale Grenzen hinaus 
 füreinander einstehen – 
ob wir wollen oder nicht
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Zwischen Inklusion 
und Exklusion
Zur „Inklusionsexklusivität“ des Nationalstaats

Die Nationen und mit ihnen die Nationalstaaten gelten in den Sozialwissenschaften 
als „imagined communities“, als vorgestellte Gemeinschaften bzw. „gedachte Ordnun-
gen“ und in diesem Sinne als soziale Konstrukte. Dagegen beziehen sich Rechtspopu-
listinnen und Rechtspopulisten häufig auf das (vermeintlich) Natürliche der Nation, 
um auf der Grundlage der „natürlichen Ordnung“ eine scharfe Grenze zwischen den 
„Dazugehörigen“ und den „Nicht-Dazugehörigen“ zu ziehen. Die Logik des National-
staats – so lässt sich beobachten – changiert zwischen Inklusion und Exklusion. Im 
späten 18. Jahrhundert im Kontext einer „egalitären Befreiungsideologie“ entstan-
den, hat der Nationalstaat aus geschichtlicher Perspektive dazu beigetragen, ethni-
sche, religiöse und regionale Spaltungen aufzuheben. Er hat den Rahmen für eine die 
Einzel- und Gemeinschaftsinteressen überschreitende Solidargemeinschaft geboten, 
hier wurden politische Partizipation und soziale Sicherheit erkämpft. Der National-
staat zeichnet sich durch eine eigentümliche „Inklusionsexklusivität“ aus.

Jenseits des Nationalstaats

Im Rahmen des „European Balcony 
Project“, einer europaweiten Kunst-
performance, wurde am 10. Novem-
ber 2018 um 16 Uhr symbolisch (wie die 
Initiatoren betonen) die Europäische 
Republik ausgerufen. Verlesen wurde 
ein von der deutschen Politikwissen-
schaftlerin Ulrike Guérot und dem ös-
terreichischen Schriftsteller Robert Me-
nasse verfasstes Manifest. Das Europa 
der Nationen wird in diesem Manifest 
für gescheitert erklärt, die Abschaffung 
der Nationalstaaten gefordert und die 
Gründung einer Europäischen Republik 
proklamiert. Diese Gründung wird da-
bei von den Initiatoren als ein erster 
Schritt auf dem Weg zu einer globa-
len Demokratie verstanden.

Bereits mehr als fünf Jahre zuvor, 
am 24. März 2013, haben Guérot und 
Menasse im Wirtschaftsteil der Frank-
furter Allgemeinen Sonntagszeitung 

einen Essay veröffentlicht und hier die 
Notwendigkeit der Gründung der Euro-
päischen Republik beschworen. Unter 
dem Titel „Es lebe die europäische Re-
publik!“ wird die Idee einer trans- bzw. 
nachnationalen europäischen Demo-
kratie skizziert. In ihrem Argumenta-
tionsgang stützen sich die Autorin und 
der Autor dabei auf den CDU-Politiker 
Walter Hallstein, der 1958 zum ersten 
Präsidenten der Kommission der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ge-
wählt wurde. „Die Abschaffung der Na-
tion ist die europäische Idee!“, so wird 
Walter Hallstein als Vordenker der Ver-
einigten Staaten von Europa im Essay 
zitiert. Bei dieser Aussage Hallsteins 
handle es sich um einen „Satz, den 
weder der heutige Kommissionspräsi-
dent noch die gegenwärtige deutsche 
Kanzlerin wagen würde auszusprechen. 
Und doch: Dieser Satz ist die Wahrheit.“

Der Historiker Heinrich August 
Winkler hat dann allerdings in einem 
Artikel im Spiegel (Ausgabe 43/2017) 
eingewendet, dass das Hallstein zuge-
schriebene wörtliche Zitat in den zu-
gänglichen Reden und Schriften Hall-
steins nicht aufzufinden sei und den 
Autoren „postfaktische Geschichtsbe-
trachtung“ vorgeworfen. Auf diesen 
Vorwurf angesprochen musste Menasse 
zugeben, dass er tatsächlich keine Quel-
le für das Zitat angeben kann. Aber – 
so seine Verteidigung – Hallstein hät-
te den Satz sinngemäß so formulieren 
können. Die dichterische Freiheit er-
laube es, den Politiker in diesem Sinne 
zu zitieren bzw. eine solche Äußerung 
zu konstruieren. In einer Erwiderung 
auf Winkler, verteidigen dann Menas-
se und Guérot in der Wochenzeitung 
Der Freitag (Ausgabe 43/2017) noch-
mals ihre Idee der Europäischen Repu-

Axel Bohmeyer
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blik und führen an, dass die Nation ein 
künstliches Produkt sei und keine „on-
tologische Sehnsucht der Menschen“. 
Zudem weisen sie Winklers These zu-
rück, dass die Abschaffung der Natio-
nen bzw. Nationalstaaten letztlich ei-
nen Nationalismus forciere.

Die Soziologin Cornelia Koppetsch 
hält in ihrer Auseinandersetzung mit 
dem aufkommenden bzw. erstarkenden 
Rechtspopulismus in Europa fest, dass 
dieser als eine Reaktion auf Globalisie-
rung und Transnationalisierung zu ver-
stehen sei (Koppetsch 2019). Das Phä-
nomen der Nationenbildung bzw. die 
Entstehung von Nationalstaaten will sie 
in diesem Zusammenhang aber nicht als 
das dem Rechtspopulismus zu Grunde 
liegende Problem verstehen. Denn

„die Identifikation mit der Nation war 
eine progressive, keine regressive Kraft. 
Die Ausdehnung von Staatsbürgerrech-
ten wirkte sich als integrativer Mecha-
nismus auf ethnische, religiöse und re-
gionale Spaltungen aus, die im Lauf des 
20. Jahrhunderts durch deren sozial-
politische Umdeutung gleichsam ein-
gehegt werden konnten“ (Koppetsch 
2019, 186).

Rechtspopulistische Parteien orientie-
ren sich genau an diesem Inklusions-
versprechen des Nationalstaats. Aller-
dings wird durch die Identifikation mit 
der ethnisch und kulturell homogenen 
Nation (bzw. durch die Identifikation 
mit dem „Volk“ als „natürliche“ Ge-
meinschaft) ein politisches Subjekt be-
schworen, dass eine regressive Kraft 
der Exklusion mit sich bringt.

Nationalstaaten zeichnen sich – das 
gilt es im Folgenden auszuweisen – 
durch ein Wechselspiel von Inklusion 
und Exklusion aus, das politisch un-
terschiedlich in Anspruch genommen 

werden kann. Wie sich dieses Wech-
selspiel gestaltet, hängt nicht zuletzt 
mit dem Verständnis des Nationalstaats 
zusammen. Dabei liegt das Augenmerk 
auf dem Begriff der Nation, kann doch 
der Staat als politische Organisation der 
Nation verstanden werden. Allerdings 

gibt es keinen allgemein anerkannten 
Begriff der Nation und somit auch kei-
ne einheitliche, sozialwissenschaftliche 
Theorie der Nation. So hält Max We-
ber den Begriff der Nation auch nicht 
für einen soziologischen, sondern für 
einen normativen Begriff:

„‚Nation‘ ist ein Begriff, der, wenn 
überhaupt eindeutig, dann jedenfalls 
nicht nach empirischen gemeinsamen 
Qualitäten der ihr Zugerechneten defi-
niert werden kann. Er besagt, im Sin-
ne derer, die ihn jeweilig brauchen, 
zunächst unzweifelhaft: daß gewissen 
Menschengruppen ein spezifisches So-
lidaritätsempfinden anderen gegenüber 
zuzumuten sei, gehört also der Wert-
sphäre an. Weder darüber aber, wie je-
ne Gruppen abzugrenzen seien, noch 
darüber, welches Gemeinschaftshan-
deln aus jener Solidarität zu resultie-
ren habe, herrscht Übereinstimmung.“ 
(Weber 51980, 528)

Trotz dieser Kritik an ihrer Uneindeu-
tigkeit, ist die Idee der Nation weiter-
hin wirkmächtig. Ein Ende des Na-
tionalstaats ist – trotz Globalisierung 
und Transnationalisierung – nicht ab-
zusehen, vielmehr hat sich der Natio-
nalstaat als Ordnungsmodell weltweit 
durchgesetzt.

Die (ungleichzeitige) Entstehung eines neuen Ordnungsmodells

„Was den Nationalstaat auszeichnet, 
ist […] die Zusammenführung von ho-
her Steuerungsfähigkeit mit Mobilisie-

rungs- und Solidaritätsbereitschaft. 
Keine andere Ordnung ist je in der La-
ge gewesen, eine derart hohe Opfer- 

und Identifikationsbereitschaft von ih-
ren Angehörigen zu verlangen und er-
langen. Und keine ist je in der Lage 
gewesen, ein solches Maß an solidari-
tätsgestützter Wohlfahrtssicherung und 
ein derartiges Niveau an öffentlichen 
Dienstleistungen herzustellen, wie der 
Nationalstaat.“ (Koppetsch 2019, 182)

Dieses Ordnungsmodell des National-
staats entsteht – so jedenfalls rekon-
struiert es Dieter Langewiesche – im 
späten 18. Jahrhundert im Kontext 
einer „egalitären Befreiungsideolo-
gie“ und geht mit dem Verständnis ei-
ner einheitsstiftenden Nation einher.1 
Als Grundbedingungen und zugleich 
Grundprobleme des Nationalstaats 
lassen sich die Pole von Partizipation 
und Ausgrenzung nennen (Langewie-
sche 2000a und Langewiesche 2000b, 
39–44) – oder in anderen Worten: Der 
Nationalstaat changiert zwischen In-
klusion und Exklusion. Mit dem Na-
tionalstaat geht das Versprechen der 
gegenseitigen Solidarität und aktiven 
politischen Teilhabe einher. Überwun-
den werden soll eine ständische bzw. 
sippenförmige Ordnung, der National-
staat im Sinne einer Partizipationsge-
meinschaft tritt an diese Stelle. 

„Erst die Zugehörigkeit zur ‚Nation‘ hat 
zwischen Personen, die bis dahin Frem-
de füreinander gewesen waren, einen 
solidarischen Zusammenhang gestif-
tet. Die Leistung des Nationalstaats be-
stand also darin, daß er zwei Probleme 
in einem gelöst hat: er machte auf der 
Grundlage eines neuen Legitimations-
modus eine neue, abstrakte Form der 
sozialen Integration möglich.“ (Haber-
mas 1999a, 135)

Nationalstaaten gründen ihre Staat-
lichkeit auf der Idee einer gemeinsamen 
Nation. Der Nation werden verschie-

 Nationalstaaten 
zeichnen sich durch ein 
Wechselspiel von Inklusion 
und Exklusion aus

1 In diesem Kontext ist zu erwähnen, 
dass der Historiker Theodor Schieder den 
Begriff des Nationalismus wertneutral ver-
wendet und darunter eine „spezifische In-
tegrationsideologie“ versteht.
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dene konstitutive Attribute zugeschrie-
ben, beispielsweise die Abstammung, 
die Sprache, die Geschichte, die Kultur 
oder das politische Bekenntnis. Abhän-
gig davon, welche konstitutiven Attri-
bute der Nation in den Vordergrund 
gerückt werden, lassen sich drei Mo-
delle unterscheiden (vgl. dazu bspw. 
Koselleck et al. 1992 und Böckenför-
de 22000a): Volksnation, Kulturnation 
und Willensnation. Die beiden ersten 
Modelle gehen mit einer essentialis-
tischen bzw. substantialistischen Les-
art der Nation einher; unterstellt wird 
die quasi-natürliche Gegebenheit der 
Nation bzw. eine vorpolitische Schick-
salsgemeinschaft. Dem dritten Modell 
liegt eine politisch-voluntative bzw. 
kontraktualistische Lesart der Nation 
zu Grunde.

(1) Nation kann im Sinn einer 
„Volksnation“ entworfen werden, als 
eine Abstammungsgemeinschaft, eth-
nisch homogene Gruppe oder Einheit. 
Ein solches ethnozentrisches Verständ-
nis der Nation geht von einer natur-
gegebenen, ahistorischen gesellschaft-
lichen Ordnung aus. Nation ist in ge-
wisser Weise ein „Wesensbegriff“. 
Das Bekenntnis zu einem gemeinsa-
men Staat basiert auf (vermeintlich) 
unwandelbaren Kriterien der Nation. 
Der Rekurs auf die Ethnizität bzw. Ab-
stammung dient konstruktiv zur Be-
schreibung und Festigung des Selbst-
verständnisses einer Gemeinschaft. Al-
lerdings geht dieser Rekurs immer auch 
mit einem „Ab- und Ausgrenzungsdis-
kurs“ einher. Es handelt sich um ein 
Verständnis von Nation, das auf einen 
exklusiven Volksbegriff Bezug nimmt.

(2) Nation kann im Sinne einer 
„Kulturnation“ entworfen werden, hier 
wird die Gemeinsamkeit der Sprache, 
Geschichte und Kultur betont und ei-
ne homogene kulturelle Einheit unter-
stellt. Auch eine solche Definition der 
Nation bezieht sich auf kulturell-objek-
tive Gegebenheiten und konstruiert ei-
ne generationenübergreifende Gemein-
schaft, die sich anhand bestimmter 
Merkmaler identifizieren lässt.

(3) Weiterhin findet sich das Modell 
der „Willensnation“. Diese Nation brin-
gen die Staatsbürgerinnen und Staats-
bürger durch ein gemeinsames poli-
tisches Bekenntnis hervor. Die Legi-
timität des Nationalstaates wird von 
einem gemeinsamen subjektiv-politi-
schen Gründungsakt bzw. Vertrag ab-
hängig macht. Ernest Renan versteht – 
so führt er es in seiner am 11. März 
1882 gehaltenen Vorlesung in der Sor-
bonne aus – unter der Nation

„eine Seele, ein […] geistiges Prinzip. 
Zwei Dinge, die in Wahrheit nur eins 
sind, machen diese Seele, dieses geisti-
ge Prinzip aus. Eines davon gehört der 
Vergangenheit an, das andere der Ge-
genwart. Das eine ist der gemeinsame 
Besitz eines reichen Erbes an Erinne-
rungen, das andere das gegenwärtige 
Einvernehmen, der Wunsch zusammen-
zuleben, der Wille, das Erbe hochzuhal-
ten, welches man ungeteilt empfangen 
hat.“ (Renan 1996, 34)

Deutlich wird, dass Renan die Nation 
im Sinn eines geistigen Prinzips weit 
mehr historisiert, als dass daraus der 
Entwurf einer Kulturnation entstehen 
könnte. Renan legt keine objektive Be-
stimmung der Nation vor, die Einheit 
wird auf die Vergangenheit rückbli-
ckend konstruiert:

„Eine Nation ist also eine große So-
lidargemeinschaft, getragen vom Ge-
fühl der Opfer, die man gebracht hat, 
und der Opfer, die man noch bringen 
will. Sie setzt eine Vergangenheit vor-
aus und lässt sie in der Gegenwart in 
eine handfeste Tatsache münden: in die 
Übereinkunft, den deutlich geäußerten 
Wunsch, das gemeinsame Leben fortzu-
setzen. Das Dasein einer Nation ist – 
erlauben Sie mir dieses Bild – ein Ple-
biszit Tag für Tag, wie das Dasein des 
einzelnen eine dauerhafte Behauptung 
des Lebens ist.“ (Renan 1996, 35)

Nationalstaatliche Grenzen sind die-
sem Verständnis nach nichts anderes 

als der (räumliche) Rahmen der demo-
kratischen Verfassung (vgl. Maus 
2001).

Die Geschichtswissenschaften ha-
ben gezeigt, dass sich die Idee einer 
ahistorischen gesellschaftlichen Ord-
nung, einer ethnisch homogenen Ab-
stimmungsgemeinschaft nicht halten 
lässt, denn die Ethnogenese folgt auf 
die Nationalstaatsbildung und geht ihr 
nicht voraus (vgl. Hobsbawm 32005 

und Anderson 22005). Gleiches gilt 
beim Bezug auf eine gemeinsame Ver-
gangenheit: die Geschichte wird letzt-
lich umgeschrieben und in eine „na-
tionale“ Geschichte, ein gemeinsames 
Narrativ verwandelt. Somit bleibt fest-
zuhalten, dass

„die Nation nicht etwas apriorisch Vor-
gegebenes ist, nicht ein Urgedanke der 
Schöpfung, der an sich immer schon 
da ist und in der Geschichte nur seine 
Entfaltung erfährt, und auch nicht et-
was im Menschsein des Menschen mit 
Notwendigkeit Angelegtes. Die Nation 
ist eine historisch-politische Bildung, 
gebunden an eine historisch-politische 
Situation, die sich angebbar beschrei-
ben läßt, und in ihrer Eigenart abhän-
gig von konkreten Konstellationen. Das 
politisch orientierte Wir-Bewußtsein, 
das die Nation kennzeichnet, und der 
damit verknüpfte, gemeinsame Hand-
lungswille bilden sich nicht gesetzmä-
ßig oder nach Naturnotwendigkeit, sie 
bilden sich historisch -konkret“ (Bö-
ckenförde 22000a, 41–42).

Aber auch wenn es sich bei der Nation 
um eine „vorgestellte Gemeinschaft“ 
(Anderson 22005) handelt, die keine na-
türliche Grundlage besitzt, so ist diese 
deshalb (weil es sich um ein soziales 

 Aber auch wenn es 
sich bei der Nation 
um eine „vorgestellte 
Gemeinschaft“ handelt, so 
ist sie deshalb noch nicht 
„falsch“ oder „unecht“
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Konstrukt handelt) noch nicht „falsch“ 
oder „unecht“. Soziologisch gesprochen 
handelt es sich bei der Nation näm-

lich um eine „gesellschaftliche Tatsa-
che“ (Émile Durkheim), die außerhalb 
der individuellen Verfügbarkeit liegt.

Die Besonderheiten des deutschen Nationalstaats

Im Vergleich zur Entwicklung anderer 
westeuropäischer Nationalstaaten ist 
der deutsche Nationalstaat durch die 
lange Zeit gekennzeichnet, die die 
deutsche Nation zur Herstellung einer 
staatlichen Einheit benötigte. Um 1800 
war in Deutschland von einem einheit-
lichen staatlichen oder sozialen Gebil-
de wenig zu sehen. Dem Philosophen 
Helmuth Plessner galt das Deutsche 
Reich von 1871 bis 1918 deshalb als 
„verspätete Nation“ (Plessner 51994), 
entstanden aus Krieg und Gewalt. Der 
deutsche Nationalstaat des Deutschen 
Kaiserreichs war eine bundesstaatlich 
organisierte, konstitutionelle Monar-
chie. Seine Gründung beruhte nicht auf 
einer nationalen Massenbewegung und 
demokratischen Willensbekundung, 
sondern auf einem obrigkeitsstaatli-
chen Einigungsbeschluss. Außerdem 
brachte er nur einem Teil der deutschen 
Nation die staatliche Einheit, die Gren-
zen von Nation und Staat wurden al-
so nicht zur Deckung gebracht (vgl. 
Planert 2004).

Das Verständnis der deutschen Na-
tion nach 1989 changiert zwischen 
Volksnation, Kulturnation und Wil-
lensnation. Die Ausgangslage des Jah-
res 1945 war, dass die Nation in zwei 
Staaten geteilt war. Die Wiederherstel-
lung der nationalen Einheit wurde in 
der Bunderepublik – anders als in der 
Deutschen Demokratischen Republik – 
zum vorrangigen politischen Ziel er-
klärt. Allerdings hatten sich die West-
deutschen mehrheitlich wohl mit der 
Teilung abgefunden.2 Das Jahr 1989 

markiert dann das Wiedererstehen ei-
nes deutschen Nationalstaats, verbun-
den mit der Idee, dass das deutsche 
Volk trotz der politischen Teilung als 
solches weiter existiert habe.

Interessant ist in diesem Zusam-
menhang die Diskussion um die Re-
form des Staatsangehörigkeitsrechts. 
Die Staatsangehörigkeit gilt als eine 
„Institution des Nationalstaats“ (von 
Münch 2007,4). Dieser regelt nach völ-
kerrechtlichen Vorgaben selbst, wer als 
Staatsangehöriger verstanden wird und 
wie die Staatsangehörigkeit erworben 
werden kann. Artikel 15 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrech-
te schreibt ein Recht auf Staatsbür-
gerschaft fest, wobei aus diesem Recht 
keine Verpflichtung eines Staates er-
wächst, Bewerberinnen und Bewerbern 
seine Staatsangehörigkeit zu verlei-
hen. Aus der Staatsbürgerschaft be-
gründen sich Rechtsbeziehungen zwi-
schen Staat und Bürger. Deutscher im 
Sinne des Staatsangehörigkeitsrechts 
der Bundesrepublik Deutschland ist, 
wer die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzt. Das deutsche Staatsverständ-
nis wurde durch das Konzept der Ab-
stammungsnation geprägt, auf dem ex-
klusiven Prinzip der Abstammung be-
ruhte somit auch die Zugehörigkeit als 
Staatsbürger bzw. Staatsbürgerin (vgl. 
dazu Böckenförde 22000b).

Die essentialistische Lesart der Na-
tion als Abstammungsgemeinschaft 

wurde insbesondere durch das Ge-
setz zur Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts vom 15. Juli 1999, wenn 
nicht zurückgewiesen, so mindestens 
doch deutlich relativiert. Zugleich hat 
die der Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts vorausgehende öffentliche 
Debatte gezeigt, dass die Vorstellung 
Deutschlands als eine Volksnation 
bzw. Kulturnation durchaus verbrei-
tet war (bzw. immer noch ist). Im Ko-
alitionsvertrag von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen von 1998 wurde eine 
Änderung des „Reichs- und Staats-
angehörigkeitsrechts“ vereinbart. Auf 
den vorgelegten Gesetzesentwurf re-
agierten CDU und CSU mit einer bun-
desweiten Unterschriftenkampagne, 
die unter dem Motto „Ja zur Integra-
tion – nein zur doppelten Staatsbür-
gerschaft“ stand.

Rückblickend kann dieses Gesetz als 
eines der wichtigsten der damaligen 
rot-grünen Bundesregierung verstan-
den werden, ging mit ihm doch ein Pa-
radigmenwechsel einher. Mit ihm wur-
de zum 1. Januar 2000 das bislang für 
die Bundesrepublik Deutschland maß-
gebliche Reichs- und Staatsangehörig-
keitsgesetz vom 22. Juli 1913 abge-
löst. Neben dem bisher ausschließlich 
geltenden Abstammungsprinzip („ius 
sanguinis“) wurde nun auch das Ge-
burtsort- bzw. Territorialprinzip („ius 
soli“) eingeführt. Unter bestimmten Vo-
raussetzungen war es in Deutschland 
geborenen Kindern, deren Eltern die 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht be-
saßen, nun möglich, mit ihrer Geburt 
in Deutschland neben der Staatsange-
hörigkeit der Eltern auch die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu erwerben. Die 
damit einhergehende Verpflichtung 

 Das Verständnis der 
deutschen Nation nach 
1989 changiert zwischen 
Volksnation, Kulturnation 
und Willensnation

2 Die „sozialistische“ Verfassung der Deutschen Demokratische Republik von 1968 
enthielt – bis zur Änderung im Jahr 1974 – noch einen Hinweis auf die deutsche Nation. 
In Artikel 1 hieß es: „Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat 
deutscher Nation. Sie ist die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land, 
die gemeinsam unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Par-
tei den Sozialismus verwirklichen.“ Nach der Verfassungsänderung wurde zwar das Recht 
auf nationale Selbstbestimmung betont, der Hinweis auf die deutsche Nation aber ersatz-
los gestrichen und die DDR als „untrennbarer Bestandteil der sozialistischen Staatenge-
meinschaft“ (Artikel 6, Abs. 2) verstanden.
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bzw. im Recht vorgesehene Options-
pflicht, sich mit Erreichen der Voll-
jährigkeit zwischen der deutschen 
und der ausländischen Staatsangehö-
rigkeit der Eltern zu entscheiden, ist 
mit dem 20. Dezember 2014 durch ei-
ne Neuregelung des Gesetzes zur Re-

form des Staatsangehörigkeitsrechts 
vom 15. Juli 1999 nochmals verändert 
worden. Wenn die Kinder in Deutsch-
land aufgewachsen sind, können sie 
nun beide Staatsangehörigkeiten be-
halten und müssen sich nicht mehr für 
eine Staatsangehörigkeit entscheiden.

Zur „Inklusionsexklusivität“ des Nationalstaats

Der Nationalstaat ist ein Ordnungsmo-
dell, in dem sich Inklusion und Exklu-
sion einander bedingen. Jürgen Haber-
mas spricht vom „Janusgesicht der Na-
tion, die sich im Inneren öffnet und 
nach außen abschließt“ (Habermas 
1999b, 157). Die Bildung eines Natio-
nalstaates vollzieht sich stets als ein 
doppelseitiger Prozess: nach innen In-
klusion, nach außen Exklusion. Die In-
klusivität und damit zugleich die Ex-
klusivität der Zugehörigkeit zum Staat 
im Sinn der Staatsbürgerschaft dürfte 
augenfällig sein: Die Staatsangehörig-
keit ist eine Voraussetzung für die In-

klusion, zugleich ist damit auch die 
Grenze der Inklusion markiert bzw. die 
„Inklusionsexklusivität für Staatsbür-
ger“ (Jost Halfmann). Der Staat ver-
langt von seinen Staatsangehörigen 
bestimmte „Gehorsamsleistungen“, als 
Steuerstaat beispielsweise die Zahlung 
von Steuern, als Rechtsstaat die Befol-
gung von Gesetzen. Im Gegenzug ga-
rantiert er seinen Bürgerinnen und Bür-
gern bestimmte Leistungen bzw. stellt 
die Gewährleistung dieser Leistungen 
sicher.3

Der Streit um die Legitimationskraft 
der Nation und die unterschiedlichen 
Lesarten des Nationalstaats ist Teil ei-
nes Streits, der im Kontext der Poli-
tischen Philosophie zu verorten ist. Die 
Schlüsselfrage lautet: Wie kann eine 
Identifikation der Bürgerin bzw. des 
Bürgers mit ihrem bzw. seinem Staat 

stattfinden, auf den dieser für seinen 
Erhalt notwendigerweise angewiesen 
ist? Denn der freiheitlich-liberale, de-
mokratische Rechtsstaat ermöglicht 
seinen Staatsbürgerinnen und Staats-
bürgern ein Höchstmaß an politischer 
Inklusion und zugleich an individuel-
len Entfaltungsmöglichkeiten. Damit 
befördert er zugleich ein Höchstmaß 
an Exklusivität, dass sich – soziolo-
gisch gesprochen – in unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Milieus nie-
derschlägt.

Zwischen Vertretern des Liberalis-
mus und des Kommunitarismus ist um-
stritten, inwieweit die Inklusion in ei-
nen Staat und die damit verbundenen 
Pflichten und Rechte der Staatsbürge-
rin bzw. des Staatsbürgers über mehr 
als einen fiktiven Vertragsschluss im 
Sinne eines politisch-voluntativen Ak-
tes abgesichert werden muss. Wie kann 
der „sense of belonging“, also das Zu-
gehörigkeitsgefühl, zum Staat herge-
stellt bzw. stabilisiert werden?

Jürgen Habermas hat (in libera-
ler Diktion und im Anschluss an Dolf 
Sternberger) die Idee des Verfassungs-
patriotismus skizziert, der sich als re-
flektierte Identifikation mit den selbst 
gewählten Rechtsprinzipien zeigt. Die 
Loyalität der Staatsbürgerin bzw. des 
Staatsbürgers gilt in der Staatsbür-

gernation der Verfassung bzw. der 
demokratischen Selbstgesetzgebung. 
Zugestanden wird, dass die „rechtlich 
konstituierte Staatsbürgerschaft ange-
wiesen [bleibt] auf das Entgegenkom-
men eines konsonanten Hintergrundes 
von rechtlich nicht erzwingbaren Mo-
tiven und Gesinnungen eines am Ge-
meinwohl orientierten Bürgers“ (Ha-
bermas 1992, 641). Die ethisch imprä-
gnierte Gesinnung der Staatsbürgerin 
bzw. des Staatsbürgers, das den Staat 
tragende Ethos, das Interesse an ei-
ner gemeinsamen politischen Kultur, 
reproduziert sich diesem Verständnis 
nach durch die staatsbürgerliche Pra-
xis bzw. die gemeinsame politische und 
soziale Teilhabe selbst, nicht durch den 
Rekurs auf vorpolitische Grundlagen 
im Sinne einer Verwurzelung in einer 
(imaginierten) Nation bzw. in (imagi-
nierten) ethnisch-kulturellen Gemein-
samkeiten. „Die demokratische Staats-
bürgerschaft braucht nicht in der natio-
nalen Identität eines Volkes verwurzelt 
zu sein; ungesehen der Vielfalt ver-
schiedener kultureller Lebensformen, 
verlangt sie aber die Sozialisation al-
ler Staatsbürger in einer gemeinsamen 
politischen Kultur.“ (Habermas 1992, 
643; vgl. auch Habermas 1999a, 160–
167)

Von liberalen Theoretikerinnen und 
Theoretikern wird insbesondere soge-
nannten Einwanderungsstaaten zuge-
schrieben, dass diese sich als Willens-
nationen entwerfen und eine Anerken-
nung der ethnischen und kulturellen 
Vielfalt praktizieren. Doch das muss nun 
nicht in einen Abgesang des National-
staats führen. Auch wenn die Philoso-
phie bzw. eine Politik des Multikultura-
lismus – ähnlich wie die Ideale der fran-
zösischen Revolution – eigentlich einen 

 Der Nationalstaat ist ein 
Ordnungsmodell, in dem 
sich Inklusion und Exklu-
sion einander bedingen

3 In den Menschenrechtsabkommen der Vereinten Nationen nimmt der Nationalstaat 
eine Schlüsselrolle ein: Er ist weniger der maßgebliche Ort der Bestimmung von Rechts-
staat, Wohlfahrtsstaat und Demokratie; vielmehr steht er als Garant für Rechtsstaatlich-
keit, Wohlfahrtsstaatlichkeit und Demokratie. Wo findet sich anstelle des Nationalstaats 
ein Subjekt, ein funktionsfähiges supranationales Ordnungsmodell, an das die Inklusions-
ansprüche adressiert werden könnten? Faktisch sind es weiterhin Nationalstaaten, die mit 
internationalen Vereinbarungen einen rechtlichen Rahmen der Inklusion schaffen. Au-
ßerdem: Auch ein größerer transnationaler Rahmen muss im Sinne der Stabilität auf eine 
verbindliche politische Kultur rekurrieren können. 
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universellen Geltungsanspruch mit sich 
bringt, so bleibt der zentrale Handlungs-
rahmen doch die einzelne Nation bzw. 
der einzelne Nationalstaat. So wendet 
sich das in der Regel als Referenzmodell 
angeführte kanadische Modell gegen die 
Idee einer Abstammungsgemeinschaft 
und auch die Idee einer Kulturnation 

scheidet wegen des ausdrücklichen 
Rechts auf kulturelle Vielfalt aus. Und 
doch hält Kanada an der Idee der Nation 
fest und bricht nicht aus den Polen von 
Inklusion und Exklusion aus. Die Inklu-
sionsexklusivität der kanadischen 

Staatsbürgerschaft bleibt erhalten, die 
Erlaubnis der Einwanderung bzw. der 
Erwerb der Staatsbürgerschaft wird an 
individuelle Qualifikationen gebunden 
bzw. an Bedingungen geknüpft.4 Bewer-
berinnen und Bewerber werden nicht 
nach ethnischen Kategorien, sondern 
nach einem Punktesystem ausgewählt, 
das sich an Bildungsstand, Alter und 
Sprachkenntnissen orientiert. Einwan-
derung ist in diesem Sinne begrenzt, 
nicht unbegrenzt möglich und sie ist am 
(wirtschaftlichen) Nutzen orientiert. Au-

ßerdem ist folgendes zu beachten: Ein-
wanderungsgesellschaften zeichnen 
sich häufig durch ein schwaches sozial-
staatliches Arrangement aus. Der star-
ken politischen Inklusion durch die Ver-
leihung der Staatsbürgerschaft folgt kei-
ne starke (staatlich abgesicherte) soziale 
Inklusion.

Der Grund für diese Form der Inklu-
sionsexklusivität liegt darin, dass In-
klusion eben zugleich auf eine Exklusi-
vität angewiesen ist: „Untersuchungen 
zeigen, dass solidaritätsgenerierende 

 Einwanderungsgesellschaf-
ten zeichnen sich häufig 
durch ein schwaches 
sozialistisches Arrange-
ment aus
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Inklusionen umso besser funktionie-
ren, je schärfer und stärker auch ih-
re Exklusionsmechanismen ausgeprägt 
sind“ (Koppetsch 2019, 183–184). An-
ders formuliert: Die Reproduktion der 
staatsbürgerlichen Solidarität hängt 
offensichtlich daran, dass die Solida-
rität auch eine Grenze kennen darf.

Und so darf das Selbstverständnis 
der Kanadierinnen und Kanadier als 
Bürgerinnen und Bürger einer inklusi-
ven Staatsnation nicht einfach mit dem 
formalen Bekenntnis zu einer Verfas-
sung gleichgesetzt werden. Beim Kon-

zept des Multikulturalismus handelt es 
sich um einen wesentlichen Bestandteil 
einer nationalen Erzählung, unter der 
die Kanadier das verstehen, was sie zu 
Kanadiern macht. Auch in diesem Mo-
dell der Willensnation wird eine kollek-
tive nationale Identität kreiert, die es 
erlaubt, zwischen dem Staat zugehö-
rigen und nicht-zugehörigen Personen 
zu unterscheiden. Trotz seiner univer-
salen Ideale bringt auch das „inklusi-
ve“ Modell der Willensnation ein har-
tes Ein- und Ausschließungskriterium 
mit sich: das der Staatsbürgerschaft.
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Kosmopolitismus vs. 
Nationalismus?
Vermittlungsversuche

Kosmopolitismus wird weithin als Gegenkonzept zur Nation angesehen. Im folgenden 
Beitrag wird diese Opposition auf den Ebenen von Identitätsbildung, politischer Pro-
zesse und ethischer Theoriebildung relativiert. Dazu wird die Position der politischen 
Philosophin Seyla Benhabib herangezogen, die einen „Kosmopolitismus ohne Illusion“ 
ausformuliert hat, d. h. einen Kosmopolitismus, der eine enge Bindung an den Na-
tionalstaat und an die Staatsbürgerschaft aufweist. Die Auflösung der Frontstellung 
ist nicht nur ethisch geboten; vor allem ist sie auch deshalb wichtig, weil aktuell mit 
der angeblichen Unvereinbarkeit von Kosmopolitischem und Nationalem bzw. Kom-
munitaristischem konstruktive Auseinandersetzungen innerhalb öffentlicher politi-
scher Debatten unmöglich geworden sind. 

Vor etwa fünfundzwanzig Jahren 
haben politische Philosoph_in-

nen im liberalen Mainstream wieder 
verstärkt das Konzept des Kosmopoli-
tismus aufgegriffen. Kennzeichen da-
für sind 

„a) Individualismus: Von letzter mo-
ralischer Wichtigkeit sind Menschen 
oder Personen – nicht Familien, Stäm-
me, Nationen oder ethnische, kulturel-
le oder religiöse Gemeinschaften. Letz-
tere haben nur dank ihrer individuel-
len Mitglieder moralische Bedeutung.

b) Universalismus: Der Status letz-
ter moralischer Wichtigkeit kommt al-
len lebenden Menschen gleichermaßen 
zu – nicht nur einigen wie etwa Män-
nern, Aristokraten, Ariern, Weißen 
oder Moslems.

c) Allgemeinheit der Verpflichtung: 
Dieser besondere Status hat globale 
Reichweite. Menschen haben für alle 
anderen letzte moralische Wichtigkeit, 
nicht nur für ihre Mitbürger, Glaubens-
krieger usw.“ (Hahn 2009, 97).

Insofern der Kosmopolitismus der 
Orientierung am Individuum Priori-
tät gegenüber der Kontextbindung 
der Person einräumt, gilt er ethisch 

als Gegenentwurf zum Kommunita-
rismus. Universalismus und legitima-
torischer Individualismus werden auf 
die globale Ebene bezogen und diese 
ist den partikularen Gerechtigkeitsdo-
mänen (wie z. B. Nationen) vorzuzie-
hen: „Was an dem Wiederaufleben des 
Kosmopolitismus, der in den 1990er 
Jahren einsetzte, eindeutig neu ist, ist 
der Versuch, die normative Kritik am 
Nationalismus auf Analysen der zeit-
genössischen Globalisierung und de-
ren Folgen zu stützen“ (Cheah 2006, 
18, zitiert nach Benhabib 2016, 22). 
Ob das kosmopolitische Konzept aber 
tatsächlich in klarer Opposition zum 
nationalen, vor allem zum national-
staatlichen, steht, bleibt je nach Varian-
te offen. Sicherlich versuchen kultur-
kosmopolitische Positionen sowie ein 
ökonomischer Kosmopolitismus stär-
ker das Konzept der Nation zu über-
winden als ein politisch-ethisch ori-
entierter Kosmopolitismus. Einerseits, 
weil kulturwissenschaftlich das Phä-
nomen der Hybridität eine große Rol-
le spielt, d. h. der kulturelle Kosmopo-
litismus geht davon aus, dass aus der 
Begegnung von Kulturen mit anderen 

Kulturen, z. B. im Kontext der Migra-
tion, nicht einfach kulturelle Über-
nahmen oder Kulturkonflikte entste-
hen, sondern etwas ganz Neues, ein 
Dazwischen, ein „dritter Raum“, in dem 
sich Identitäten als „orginäre Mischfor-
men“ herausbilden und insofern na-
türlich nationale Grenzen überwinden 
(vgl. Bhabha 2000). Andererseits, weil 
aus wirtschaftsliberaler Sicht das na-
tionale Konzept hemmend wirkt bzw. 
gewissermaßen überflüssig erscheint, 
z. B. mit Blick auf die internationa-
len Finanz- und Arbeitsmärkte und, 
ganz allgemein gesprochen, hinsicht-
lich der Wirksamkeit nationaler wirt-
schaftspolitischer Zugriffsmöglichkeit 
auf die global ablaufenden ökonomi-
schen Prozesse. Ein politischer Kos-
mopolitismus hingegen baut nicht sel-
ten das Konzept Nationalstaat in sei-
nen Theorieentwurf ein, zumindest als 
eine von mehreren Ebenen, die ins-
besondere zur Lösung von Repräsen-
tationsfragen, d. h. zur demokratischen 
Entscheidungsfindung, notwendig er-
scheint. 

Katja Winkler
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Populistische Polarisierung in der politischen Debatte

Der aktuelle politische Gebrauch des 
Begriffs Kosmopolitismus spiegelt die-
se vermittelnde Sichtweise jedoch nicht 
wider und suggeriert eine oppositio-
nelle Haltung zur Nation. Zumindest 
im Rahmen der Debatte um gesell-
schaftliche Spaltung wird eine klare 
Trennlinie zwischen Nationalismus 
bzw. Kommunitarismus und Kosmo-
politismus und den entsprechenden 
Akteuren gezogen.1 Schablonenhaft 
werden die Kosmopoliten als über-
durchschnittlich gebildet, über ein 
überdurchschnittliches Einkommen 
verfügend, mit hohem Human- und 
Kulturkapital ausgestattet und räum-
lich wie beruflich sehr mobil definiert. 
Sie stehen für eine offene Gesellschaft, 
präferieren Multikulturalismus und 
lehnen kulturelle Angleichung ab. Ten-
denziell gelten Kosmopoliten als die 
Gewinner der Globalisierung und ve-
hemente Globalisierungsbefürworter. 
Die Nationalisten bzw. Kommunitarier 
hingegen werden als die Globalisie-
rungsverlierer beschrieben, die eher 
durchschnittlich gebildet sind, durch-
schnittlich verdienen und über be-
grenztes Human- und Kulturkapital 
verfügen. Sie lehnen Multikulturalis-
mus ab und sind weder räumlich noch 
professionell jenseits des National-
staats sehr mobil. An die Nation ge-
bundene Kommunitaristen haben ein 
besonderes ökonomisches wie kultu-
relles Interesse an der Erhaltung na-
tionalstaatlich eng kontrollierter Gren-
zen (vgl. Merkel 2017, 12). Diese hier 
nur umrisshaft skizzierte gesellschaft-
liche Konfliktlinie scheint mittlerweile 
fast prominenter geworden zu sein als 
die klassische politische Spaltung in 
rechts und links. Die beiden Begriffe, 
die unterschiedliche Narrative stabili-
sieren, sind Leitbegriffe der öffentli-
chen Auseinandersetzung geworden 
und werden dementsprechend strate-
gisch verwendet. Dabei wird den 
Kosmopoliten vor allem die Fähigkeit 
„des Transzendierens“ zugesprochen, 
und damit auf die antiken Ursprünge 

des Begriffs Bezug genommen, als der 
Kosmopolit derjenige war, der sich „in 
Gedanken und in der Praxis von den 
Bräuchen und Gesetzen seiner Stadt 
distanziert und sie von einer höheren 
Ordnung aus beurteilt“ (Benhabib 2016, 
25). Dieses „Übersteigen“ wird damals 
wie heute nicht selten zum Ärgernis 
hoch stilisiert und im Zuge dessen wird 
Kosmopolitismus als „[b]evorzugte 
Einstellung der Eliten, die als Welten-
bummler und Weltverliebte den Sor-
gen gewöhnlicher Bürger enthoben 
sind“ (Benhabib 2016, 20), beschrie-
ben. Wie stark der Gegenwind gegen 
den Kosmopolitismus tatsächlich ist 
und von wem er tatsächlich ausgeht, 
variiert natürlich, jedenfalls scheint 
aber „[e]ine generelle Verabschiedung 
der Nation/des Nationalismus in glo-
baler Dimension […] auf Widerstand“ 
zu stoßen (Weigel 2019, 56). 

Im Folgenden soll der Frage nach-
gegangen werden, wie sich das kos-
mopolitische und das nationale Kon-
zept zueinander verhalten und welche 
Begriffsdimensionen sie auf verschie-
denen Analyseebenen enthalten. Ziel 
ist es, die bipolare Lesart von Natio-
nalismus und Kosmopolitismus zu re-
lativieren, nicht allein weil sie poli-
tisch-philosophisch wie systematisch-
ethisch „irreführend“ (Nida-Rümelin 
2006, 231) ist, sondern auch, weil die 
Unterscheidung – sei es nun zwischen 
Kosmopolitismus und Kommunitaris-
mus oder zwischen Kosmopolitismus 
und Nationalismus – im politischen 
Diskurs destruktiv wirkt. Es wird hier 
also nicht die politikwissenschaftliche 

Position vertreten, dass Polarisierung 
grundsätzlich positiv zu bewerten ist 
und dass über Konflikt und Oppositi-
onsbildung politische Auseinanderset-
zung am besten funktioniert, wie dies 
z. B. prominent Mouffe und Laclau 
(1991) vertreten. Vielmehr soll auf dis-
kursive Abrüstung anstatt auf Ver-
schärfung der Polarisierung gesetzt 
werden. Und dies aufgrund der Annah-
me, dass scharfe Oppositionsbildung 
im politischen Feld weniger zu einer 
konstruktiven Dynamik führt als zur 
gesellschaftlichen Spaltung, die we-
nigstens lähmend wirken kann. 

Zunächst muss jedoch mit Blick auf 
die empirische Datenlage die Vorstel-
lung von gesellschaftlicher Spaltung 
abgemildert werden: So gibt es die 
Kosmopoliten und die kommunitären 
Nationalisten selbstverständlich nur als 
politische Narrative, und somit nicht in 
der Reinform, wie es die öffentlichen 
Debatten und darin vor allem die popu-
listischen Einlassungen nahelegen (vgl. 
hierzu den Essay von Bodo Mrozek, Das 
populäre Feindbild der „kosmopoliti-
schen Eliten“ 2019). Empirisch betrach-
tet, treten Akteure auf, die gleicherma-
ßen kosmopolitische und kommunita-
ristische Ansichten vertreten (Lengfeld/
Dilger 2018). Auch ethisch gibt es eine 
Vielzahl von Konzepten, die die kos-
mopolitische Sichtweise mit der kom-
munitaristischen, insbesondere der na-
tionalstaatlichen, vermitteln und dies 
als geradezu unumgänglich ansehen. 
Seyla Benhabib vertritt mit ihrem „Kos-
mopolitismus ohne Illusion“, aus dem 
im Folgenden zwei Kerngedanken vor-
gestellt werden, eine solche Position. 
Um diesen politisch-philosophischen 

 Vielmehr soll auf 
diskursive Abrüstung 
anstatt auf Verschärfung 
der Polarisierung gesetzt 
werden

 So gibt es die Kosmopoli-
ten und die  kommunitären 
Nationalisten selbst-
verständlich nur als 
 politische Narrative

1 Prominent geworden, vor allem durch die rechtpopulistische Rezeption, ist auch die 
Unterscheidung zwischen Somewheres und Anywheres, die Goodhart (2017) für den Bri-
tischen Kontext entwickelte.
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Vermittlungsversuch besser einordnen 
zu können, soll aber zunächst ein Blick 
auf die Begriffsdimensionen und Span-

nungsfelder in den Bereichen Nationa-
lismus und Kosmopolitismus gewor-
fen werden. 

Begriffliche Vielfalt und semantische Spannungsfelder

Um die Oppositionsbildung zu relati-

vieren, liegt es nahe, zunächst einmal, 
wie es die unten stehende Tabelle ver-
anschaulicht, verschiedene Ebenen der 
Begriffsverwendung voneinander ab-
zugrenzen: 

Indem die Spannungsfelder thema-
tisiert werden, die sich innerhalb der 
Matrix auftun, soll zwischen dem na-
tionalen und dem kosmopolitischen 
Konzept vermittelt werden. So ist ei-
ne konsistente, schlussfolgernde Lesart, 
von links nach rechts und die Einhal-
tung der klaren (waagerechten) Trenn-
linie zwischen Nation(alismus) und 
Kosmopolitismus nicht ohne weite-
res möglich. Wenn z. B. Akteure dem 
Konzept von Nation auf der Ebene der 
Identität anhängen, müssen sie noch 
lange nicht nationalstaatliche Politik 
vertreten; oder wird beispielsweise ein 
ethischer Kosmopolitismus vertreten, 
kann politisch durchaus nationalstaat-
lich, und das heißt kommunitaristisch, 
argumentiert werden; auch ein kosmo-
politisch ausgedehnter Nationalismus 
ist denkbar und wird von identitären 
Bewegungen bereits vertreten. Zwei 
Spannungsfelder werden nun genau-
er vorgestellt:

A) Innerhalb des nationalen Kon-
zepts lässt sich die Nationalstaatsfeind-
lichkeit des identitätspolitischen Natio-
nalismus als ein Spannungsfeld aus-
machen, das unter Umständen Integra-
tions- bzw. Identitätsprobleme im 

Rahmen nationalstaatlicher Politik her-

vorruft. Es geht um Folgendes: In allen 
Nationalismen findet sich die Idee eines 
mythischen und idealen Ursprungs und 
somit der Wunsch nach der Rückkehr 
zur Nation als verloren geglaubter Ein-
heit und Gemeinschaft. Diese Homoge-
nitätsthese lässt sich mit der Aufgabe 
moderner Nationen kontrastieren, 
Volkssouveränität als Legitimations-
quelle für staatliche Herrschaft in Form 
einer rationalen politischen Willensge-
meinschaft zu etablieren, die die Viel-

falt an Herkunft, individueller Konsti-
tution, kollektiver Weltanschauung etc. 
zusammenhält und ordnet. Der identi-
tätspolitische Begriff von Nation lässt 
sich vom ordnungspolitischen abtren-
nen; das zeigt sich schon durch die klas-
sische Unterscheidung zwischen ethnos, 
d. h. Volk, das über Herkunft und Tradi-
tion definiert wird und demos‚ d. h. 
Staatsvolk, das die Gemeinschaft der 
Staatsangehörigen, der Bürger, Wähler 
und Steuerzahler umfasst. Mit demos 
wird die Aufgabe der Organisation von 

Pluralität verbunden; ethnos wird hin-
gegen als homogenitätsstiftende Größe 
angesehen (Pluralität gibt es hier nur 
noch als „Ethnopluralismus“). Obwohl 
nationale Identität und nationale Staats-
bürgerschaft keine identischen Konzep-
te sind, werden sie häufig miteinander 
verknüpft und zwar aus Gründen der 

besseren, der engeren Integration in den 
nationalstaatlichen Zusammenhang. In-
tegration läuft, wenn die vorpolitische 
Ebene des ethnos der Ebene des demos 
vorgeschaltet ist und mit ihr in Verbin-
dung steht, nicht mehr allein über das 
Recht (der Staatsbürger), sondern über 
Emotion, die mit der Zugehörigkeit zu 
Sprachgemeinschaft, gemeinsamer Ge-
schichte etc. einhergeht. Diese poli-
tischen Emotionen können – so die The-
se – eine positive Bindung an die Nation 
als Staat befördern. Nun gibt es aktuell 
jedoch die Tendenz, sich aus nationalis-
tischer Perspektive heraus kritisch ge-
genüber dem Nationalstaat aufzustellen, 
das heißt, das demos vom ethnos abzu-
spalten und sich allein auf das ethnos 
zu konzentrieren. Im Zuge der Hervor-
hebung bestimmter (leit-)kultureller As-
pekte äußern identitätspolitisch argu-
mentierende Nationalisten eine große 
Skepsis gegenüber demokratischer Na-
tionalstaatlichkeit und deren Organisa-
tion von Vielfalt. Diese Bedenken kön-
nen bekanntlich bis hin zur Staats- oder 
Demokratiefeindlichkeit führen, und da-
mit geht die nationalistische Identitäts-
politik gerade wegs über die Grenzen der 
Nation hin aus. Sie organisiert sich glo-
bal und zwar in überstaatlich agieren-
den national-identitären Bewegungen, 
nutzt also letztlich ein kosmopolitisches 
Konzept. Nun bleibt allerdings dieser 
kosmopolitische Nationalismus nicht 

 In allen Nationalismen 
findet sich die Idee eines 
mythischen und idealen 
Ursprungs und somit 
der Wunsch nach der 
Rückkehr zur Nation 
als verloren geglaubter 
Einheit und Gemeinschaft

Identität Politik Ethik

National das Volk, Nation, 
Kultur,  Sprache, 
Geschichte (ethnos)

Staatsbürgerschaft, 
Nationalstaat, Recht, 
Demokratie (demos)

Kommunitarismus,
partikulare Lösungen,
positive Solidarität

Kosmopolitisch Weltbürger,
Menschheitsfamilie (humanum)

Menschenrechte, 
internationale Institutionen, 
globale Organisationen 

Universalismus, 
Beteiligung aller Betroffenen, 
negative Solidarität
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ohne Auswirkungen auf die Identitäts-
bindung von Staatsbürgern. Da die Dis-
kurse um nationale Identität von den 
Nationalisten, die gerade die demokra-
tische Bindung in Form der Staatsbür-
gerschaft ablehnen, dominiert werden, 
haben es Staatsbürger unter Umständen 
schwerer, ihre nationale Identität und 
ihre Bindung an den Nationalstaat po-
sitiv zu definieren. Auf der anderen Sei-
te ist jedoch zu beachten, dass die iden-
titätspolitische Ausrichtung der Staats-
bürger oft kosmopolitisch geprägt ist, 
was direkt zum zweiten Spannungsfeld 
führt, das innerhalb des Kosmopolitis-
mus liegt:

B) Die Identitätsbildung der Welt-
bürger zum einen und die Implemen-
tierung kosmopolitischer Normen zum 
anderen stellen zweifellos zwei schwie-
rige Herausforderungen für den Kosmo-
politismus dar, die national(staatliche) 
Konzepte in der Form nicht haben. 
Sowohl bei der Identitätsbildung als 
auch bei der Durchsetzbarkeit von poli-
tischen Maßnahmen scheint ein Rück-
griff auf eine eher kleine soziale Ein-
heit, also eine überschaubarere Bezugs-
größe als die Welt, notwendig zu sein. 
Das heißt jedoch nicht, dass sich in Zei-
ten der Globalisierung Problemlagen 
nicht verändert haben und sicherlich 
zu einem großen Teil nicht mehr inner-
halb partikularer Gemeinschaften, ins-
besondere von Nationalstaaten, die ihre 
eigene Interessen an erste Stelle stellen, 
gelöst werden können. Allein schon ein 
kurzer Blick auf die Verteilungsproble-
me öffentlicher Güter wie saubere und 
intakte Umwelt, Klima, stabile Finanz-
märkte, Frieden, Sicherheit, Gesund-
heit, Kontrolle ansteckender Krankhei-
ten oder kulturelles Erbe zeigt die Gren-
zen nationalstaatlicher Politik auf. Die 
kosmopolitische Idee, dass Weltbürger 
auf globaler Ebene in einer transnatio-
nalen Zivilgesellschaft Probleme offen-
legen, die letztlich durch globale Insti-
tutionen gelöst werden, ist jedoch zu 
abstrakt und deshalb nicht praktika-
bel. Der Kosmopolitismus muss zum 
einen auf identitätspolitischer und zum 
anderen auf ordnungspolitischer Ebe-

ne eine stärkere Rückbindung an kon-
krete Gemeinschaften schaffen, damit 
überhaupt ein Bezug zur politischen 
Praxis hergestellt werden kann. Zu-
nächst zur Ebene der Identität: Dass 
sich Identitätsbildung von Einzelper-
sonen nicht im Rahmen der Mensch-
heitsfamilie vollzieht, sondern enge-
rer sozialer Bezüge und Einbindungen 
bedarf, ist sicher unumstritten. Somit 
wird auch eine kosmopolitische kollek-
tive Identität nicht im globalen Kon-
text eingeübt, sondern im regionalen 
oder im nationalen. Weiterhin dürfte 
es kaum zu widerlegen sein, dass ei-
ne Person vielfältige Zugehörigkeiten 
hat, das heißt, dass lokale und überre-
gionale Bindungen gleichzeitig beste-
hen; die Bürger verlieren im Zuge der 
Globalisierung trotz digitaler Vernet-
zung sicherlich nicht ihre örtliche Ge-
bundenheit. Weltbürgertum ist letztlich 
eine kollektive Identität unter anderen 
partikularen Identitäten. Obwohl sich 
die Identität als sog. Weltbürger regio-
nal bildet und abspielt, lehnen Kosmo-
politen den Bezug zur Nation häufig 
vehement ab. Als ein Grund wird ge-
nannt, dass die Nation als partikulares 
westliches Konzept der globalen Ver-
ständigung entgegensteht. Diese Argu-
mentation scheint allein als Abgren-
zungsstrategie zum Nationalismus zu 
dienen, denn bei genauerer Betrach-
tung ist der Kosmopolitismus selbst-
verständlich genauso wie der Natio-
nalismus ein genuin „westliches“ Kon-
zept und im Übrigen ist sogar die Idee 
vom notwendigen Ende des westlichen 
Nationalstaatsmodells eine „westliche“. 

Nun zur Ebene der Politik: Es fällt 
auf, dass das Implementierungs- und 
Demokratieproblem des Kosmopolitis-
mus maßgeblich auf seiner prekären 
Gemeinschaftsbindung beruht. So sind 
große Gemeinschaften sicherlich we-
gen ihrer massiven internen Heteroge-
nität weniger verpflichtungsfähig als 
kleine; zumal, wenn die Adressaten der 
kosmopolitischen Pflichten gewisser-
maßen alle sein sollen und nicht mehr 
die – aktuellen und zukünftigen – Zu-
gehörigen zu einer Gemeinschaft. Es 

bereitet Probleme, Bürgerlichkeit und 
die damit in Verbindung stehenden 
Entscheidungsfindungsprozesse global 
zu denken, gerade wenn von multiplen 
Zugehörigkeiten jenseits von Staats- 
und Weltbürgertum auszugehen ist. 
Aktuell können globale Institutionen, 
wie die UN, politische Meinungs- und 
Willensbildungsprozesse über globale 
Inhalte, die auf nationaler Ebene pre-
kär geworden sind, kaum auffangen. 

Nun kann jedoch auch die These 
vertreten werden, dass aus dieser (bis-
her) fehlenden transnationalen Inte-
grationsleistung des Kosmopolitismus 
keineswegs folgt, dass diese nicht mit 
der Zeit hergestellt werden kann bzw. 
sich entwickeln kann. Mit Blick auf 
die nicht unkomplizierte und langwie-
rige Herausbildung des Nationalstaats 
schreibt Habermas über die Möglich-
keit eines kosmopolitischen Bewusst-
seins und einer kosmopolitischen Po-
litik, die die globalisierte Welt zusam-
menhalten und Pluralität im globalen 
Maßstab ordnen: 

„Die hochartifiziellen Entstehungsbe-
dingungen des nationalen Bewusstseins 
sprechen gegen die defätistische An-
nahme, dass sich eine staatsbürgerli-
che Solidarität unter Fremden nur in 
den Grenzen einer Nation herstellen 
kann. Wenn sich diese Form der kol-
lektiven Identität einem historisch fol-
genreichen Abstraktionsschub vom lo-
kalen und dynastischen zum nationa-
len und demokratischen Bewusstsein 
verdankt, warum sollte sich ein sol-
cher Lernprozess nicht fortsetzen las-
sen?“ (Habermas 1998, 15) 

Zurzeit zeichnen sich allerdings kei-
ne allzu großen Fortschritte in diesem 
Lernprozess ab, im Gegenteil wird von 

 Mit dem gleichen Respekt 
für alle Menschen geht 
nicht zwingend die 
Ablehnung kommunitärer 
nationaler Bindungen 
einher
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einer Renaissance des Nationalen ge-
sprochen. Gründe dafür könnten darin 
liegen, dass weitgehend unklar bleibt – 
man denke nur an das Thema Flucht 
und Migration –, welche konkreten 
Verpflichtungen sich aus der kosmo-
politischen Perspektive heraus ergeben 
und gegenüber wem; die negative So-
lidarität der Menschenrechte, die im 
Kosmopolitismus im Mittelpunkt steht, 
scheint nicht hinreichend zu sein. 

Schließlich soll in aller Kürze noch 
auf das innerethische Spannungsfeld 
zwischen Kommunitarismus und Uni-
versalismus hingewiesen werden, das 
die Debatte um Nationalismus und Kos-
mopolitismus durchzieht. Eine eindeu-
tige Zuordnung des Nationalismus zum 
kommunitaristischen Denken und des 
Kosmopolitismus zum Universalismus 
muss relativiert werden, denn ethikin-
tern finden die beiden Konzepte kaum 
mehr getrennt voneinander Verwen-
dung, so schreibt z. B. Nida-Rümelin 
(2006, 233):

„Entgegen der üblichen, schroffen Ge-
genübersetzung von kosmopolitischem 
Universalismus und kommunitaristi-
schem Partikularismus sind beide un-
verzichtbaren Elemente jeder Norma-
tivität – Universalität und Partikulari-
tät – miteinander vereinbar […]. Eltern 
haben gegenüber ihren Kindern andere 

Pflichten als gegenüber den Kindern an-
derer Menschen. Diese normative Über-
zeugung ist den meisten Menschen ge-
meinsam und sie wird mit einem uni-
versellen Geltungsanspruch verbunden. 
Grundsätzlich sind besondere Pflichten 
gegenüber der eigenen kulturellen Ge-
meinschaft, den Mitgliedern derselben 
Nation oder Kultur mit einem norma-
tiven Universalismus vereinbar. Diese 
besonderen Pflichten gelten dann eben 
universell. Die Begründung solcher par-
tikularen Bindungen muss aber wieder 
im universalistischen Modus erfolgen.“ 

Mit dem gleichen Respekt für alle 
Menschen geht nicht zwingend die 
Ablehnung kommunitärer nationaler 
Bindungen einher. Sondern diese Zu-
gehörigkeiten können von einer kos-
mopolitischen Position aus als Garant 
für grundlegende Rechte, d. h. die Um-
setzung von Menschenrechten, ins-
besondere sozialer Anspruchsrechte 
und Partizipationsrechte, gesehen wer-
den. „In der Geschichte des kosmopoli-
tischen Denkens haben seine gemäßig-
teren Vertreter sich nicht grundsätzlich 
gegen partikulare Bindungen der Fa-
milien, der lokalen Gemeinschaft, der 
Kultur oder der Nation gestellt.“ (Nida 
Rümelin 2006, 233) So auch Benhabib 
nicht, von deren vermittelnder Position 
nun zwei Aspekte vorgestellt werden.

Seyla Benhabibs Kosmopolitismus ohne Illusion

Der Nationalstaat und  kommunitäre 
Zusammenhänge spielen in vielen kos-
mopolitischen Konzeptionen  eine zen-
trale Rollen; denn gesellschaftlicher 
Zusammenhalt, politische Repräsen-
tation und Entscheidungsfähigkeit 
sind für einen politischen Kosmopoli-
tismus besser über nationalstaatliche 
Bindung zu konstruieren als durch eine 
Bezugnahme auf die Welt(gesellschaft). 
Schon in den Begriffskomponenten 
spiegelt sich die Spannung, in der 
Kosmopoliten stets stehen: einerseits 
gehören sie zur Welt (kosmos) ande-
rerseits zur Stadt (polites). 

Benhabib geht es in ihrem demokra-
tietheoretischen Kosmopolitismus vor 
allem um die Legitimität von Herr-

schaftsverhältnissen. Sie bindet die 
demokratische Legitimierung kosmo-

politischer Normen sehr stark zurück 
an den Nationalstaat und insbesondere 
an die Staatsbürgerschaft, die sie je-
doch als kosmopolitische Staatsbürger-
schaft definiert. Somit richtet sich Ben-
habib gegen Auffassungen von Natio-
nalisten sowie gewisser Gruppen von 
Kosmopoliten, dass der Nationalstaat 
überwunden werden müsse. Für Ben-
habib sind Nationalstaatlichkeit und 
Universalismus ebenso wenig ein Wi-
derspruch wie Kosmopolitismus und 
Partikularismus. Sie fragt vielmehr, 
welche Stellung nationale Bezugs-
punkte im kosmopolitischen Denken 
einnehmen können und müssen. Ins-
besondere geht sie dem Problem nach, 
wie Gemeinschaftsbindung so zu ge-
stalten ist, dass eine Lösung globaler 
Problemlagen möglich ist, ohne die-
jenigen, die von solchen Problemla-
gen tatsächlich betroffen sind, auszu-
schließen. In ihrem Kosmopolitismus 
ohne Illusion entwickelt sie mit zwei 
zentralen Verfahren Antwortmöglich-
keiten, nämlich mit der „demokrati-
schen Iteration“ und mit der „Juris-
generativität“. 

Mit dem Begriff „demokratische Ite-
ration“ bezeichnet Benhabib Prozesse, 
„durch die kosmopolitische Normen 
und der demokratische Mehrheitswille 
auf dem Wege öffentlicher Auseinan-
dersetzung und Deliberation in Mo-
menten normativer Wiederholung mit-
einander versöhnt werden können – 
wenn auch nie vollständig“ (Benhabib 
2016, 167). Im Mittelpunkt steht der 
kosmopolitische Staatsbürger, der glo-
bale Gerechtigkeitsfragen in partiku-
lare Kontexte einbringt. Demokratische 
„Iteration findet dann statt, wenn sich 
das Selbstverständnis einer Gesell-
schaft mit jedem öffentlich geführten 
Diskurs ein Stück weiter verschiebt“ 
(Hahn 2009, 145). Es gibt neben der 
nationalen Ebene in Benhabibs Kon-
zept allerdings auch transnationale 
Aushandlungsarenen, wie z. B. die glo-
bale Zivilgesellschaft. Transnationale, 
auf bestimmte Interessensgebiete, wie 
z. B. Klimaschutz, spezialisierte zivil-
gesellschaftliche Akteure, nehmen 

 Gesellschaftlicher 
Zusammenhalt, politische 
Repräsentation und 
Entscheidungsfähigkeit 
sind für einen politischen 
Kosmopolitismus besser 
über nationalstaatliche 
Bindung zu konstruieren
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durchaus Einfluss auf den staatsbür-
gerlichen Kosmopolitismus. Benhabib 
sieht die überregional agierenden So-
zialen Bewegungen, die Akteure der 
Zivilgesellschaft, die sich global ver-
netzen, also die transnationalen Orga-
nisationen, die grenzüberschreitend tä-
tig sind, als zentrale Antriebskräfte der 
demokratischen Iteration an. Denn sie 
ermöglichen es, neue kosmopolitische 
Perspektiven in partikular-gesell-
schaftliche Zusammenhänge hineinzu-
nehmen. Vor allem die Perspektive der 
Menschenrechte wird von diesen Ak-
teuren auch verstärkt in die nationa-
len zivilgesellschaftlichen Debatten 
eingebracht. Benhabib geht es also um 
Prozesse der Aneignung, um Vermitt-
lungsprozesse, sozusagen um kollek-
tive Lernprozesse, die sich durch Re-
flexivität, Kreativität und „Jurisgene-
rativität“ auszeichnen. „Jurisgenerativ“ 
bezeichnet die „Fähigkeit des Rechts, 
ein normatives Bedeutungsuniversum 
zu schaffen, das sich von der ‚Herkunft 
formaler Gesetzgebung‘ oft freimachen 
kann, wodurch Sinn und Reichweite 
des Rechts selbst ausgeweitet werden“ 
(Benhabib 2016, 42). Vor allem die 
Menschenrechtserklärung hat eine sol-
che jurisgenerative Wirkung und kann 
somit „neuen Akteuren die Möglich-
keit geben, sich in der Öffentlichkeit 

einzubringen, neue Vokabulare zu ent-
wickeln, neue Formen von Gerechtig-
keit“ (Benhabib 2016, 42). Benhabib 
bringt in diesem Zusammenhang die 
Frauenrechtsbewegung als Beispiel, de-
ren menschenrechtliche Anliegen 
durch demokratische Iterationen in 
konkreten Kontexten „Fleisch und Blut 
gewinnen“ (Benhabib 2016, 149). 

Zusammengefasst geht ein Kosmo-
politismus ohne Illusion von Folgen-
dem aus: Globale Fragen werden nicht 
von der Weltgesellschaft ausgehandelt, 
das heißt aber nicht, dass es keine kos-
mopolitisch zu lösenden Problemlagen 
gibt. Vielmehr handeln Mitglieder ein-
zelner Gesellschaften die globalen Fra-
gen aus, indem sie die kosmopolitische 
Perspektive einnehmen und diese so in 
partikularen Kontexten verankern. Der 
Nationalstaat gewährleistet die besten 
Bedingungen für solche öffentlichen 
Aushandlungsprozesse, und auch für 

die Umsetzung globaler politischer Be-
lange ist es günstig, wenn sie unter na-
tionalstaatlicher Regie steht. „[D]ie In-
terpretation und die Implementierung 
von Menschenrechtsnormen [sind] 
ganz und gar auf die demokratische 
Willensbildung des demos angewiesen 
[…], womit allerdings nicht gesagt sein 
soll, dass es weder bei den Interpreta-
tionen noch bei den Implementierun-
gen Konflikte geben kann.“ (Benha-
bib 2016, 149) Kosmopolitische The-
men und Denkweisen finden sich im 
politischen Diskurs, den Staatsbürger 
führen; dadurch entgrenzt sich Nati-
onalstaatlichkeit gewissermaßen auto-
matisch und weitet sich über die Staats-
grenzen aus. 

Blickt man auf die oben beschrieben 
Begriffsdimensionen vertritt Benhabib 
hinsichtlich der Kategorie Identität ge-
wissermaßen einen Kosmopolitismus, 
hinsichtlich der Ebene der Politik jedoch 
eine nationalstaatliche Position. Ethisch 
priorisiert sie den Universalismus und 
den methodischen Individualismus vor 
den Kontextbindungen des Kommunita-
rismus, denn ihr geht es im Endeffekt um 
eine Menschenrechtsethik. Das Recht 
drückt sich in ihrer Konzeption nicht 
durch den Willen eines Volkes (ethnos) 
aus, sondern entscheidend sind gerechte 
Verfahren. Diese Verfahren, die zu ge-

 Mitglieder einzelner 
Gesellschaften handeln 
die globalen Fragen 
aus, indem sie die 
kosmopolitische Perspek-
tive einnehmen und 
diese so in partikularen 
Kontexten verankern
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rechtem Recht führen, sind in national-
staatlichen Zusammenhängen am bes-
ten etabliert. Benhabib setzt den Fokus 
auf die Nation, d. h. auf den National-
staat, letztlich aus demokratietheoreti-
schen Gründen, wobei auch sie sich der 
Frage nach der Integrationswirkung des 
Rechts und der Notwendigkeit positi-
ver Solidarität stellen muss. Die Antwort 
findet man bei Benhabib in den Prozes-
sen, in denen sich Staatsbürger als Auto-
ren des Rechts wahrnehmen. Die Lösung 
des Integrationsproblems des National-
staats sieht sie in der Garantie funktio-
nierender demokratischer Verfahren und 
den entsprechenden Möglichkeiten poli-
tischer Akteure, Menschenrechtsbelange 
zu realisieren und damit Veränderungen 
hin zu gerechtem positiven Recht her-
beizuführen.

Fazit 

1. Eine klare, bisweilen konfrontati-
ve Frontstellung zwischen Kosmo-
politismus und Nationalismus, wie 
sie die politischen Debatten sugge-
rieren, ist in dreierlei Hinsicht wi-
derlegbar: a) bezogen auf die Ebe-
ne der Identität gibt es nicht den 
Kosmopoliten und den Nationalis-
ten in Reinform, b) hinsichtlich der 
Politik greift Kosmopolitismus häu-
fig auf Nationalstaatskonzepte zu-
rück und Nationalismus greift nicht 

selten auf kosmopolitische globale 
Vernetzung zurück, c) in ethischer 
Hinsicht treten Partikularismus und 
Universalismus in Theorieentwür-
fen zumeist vermittelt auf. 

2. Kosmopolitismus muss, um auf glo-
bale Problemlagen angemessen zu 
reagieren, auf nationale Konzep-
te zurückgreifen, denn er hat ein 
Problem der Gemeinschaftsbindung 
und ein damit in Verbindung ste-
hendes Legitimationsproblem. Die 
Weltgemeinschaft auf globaler Ebe-
ne ist zu weit und zu unbestimmt, 
als dass sie sich als Bezugsgröße 
einer kosmopolitischen Identität 
oder einer Aushandlung kosmopo-
litischer Normen eigenen würden.

3. Bei Benhabib ist der Kosmopoli-
tismus keine Illusion, weil sie ein 
Modell entwickelt, das auf Natio-
nalstaatlichkeit setzt und den kos-
mopolitischen Staatsbürger in den 
Vordergrund rückt. Indem in die Dis-
kurse der nationalen Öffentlichkeit 
Menschenrechtsbelange eingebracht 
werden, werden staatliche Verhält-
nisse hinsichtlich globaler Problem-
felder dynamisiert und verändert. 

4. Eine Trennlinie zwischen kosmo-
politisch und national bleibt aber 
bestehen: Der Kosmopolitismus ist 
mit dem identitätspolitischen Na-
tionalismus unvereinbar bzw. nur 
dann vereinbar, wenn eine natio-
nalstaatliche Vermittlung besteht. 

Somit tut sich eine neue Grenzli-
nie auf, nämlich zwischen Kosmo-
politismus und Nationalstaatsden-
ken auf der einen Seite und einem 
kosmopolitischen Nationalismus, 
der sich als nationalstaatsfeindlich 
definiert und globale Ausdehnung 
erfährt, auf der anderen Seite. 
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Auf eine multiethnische 
und multireligiöse 
Zukunft hin?
Kollektive Identitäten in Rumänien

Rumänien ist in kultureller Hinsicht ein Sonderfall, insbesondere was das Zusammen-
leben von ethnischen und religiösen Entitäten und ihre Haltung zueinander betrifft. 
Zwangsläufig hat der „postmoderne Mensch“ die Rolle des „homo sovieticus“ über-
nommen, der sein Leben in die Hand nimmt und in seiner Lebensdeutung nicht mehr 
(oder nicht nur) auf traditionelle Identitätsformen (Ethnie und Religion) zurückgreift. 
Demgegenüber ringen kollektive Identitäten allerdings weiterhin um ihre Selbstbe-
hauptung anderen Entitäten gegenüber. Darauf zurückzuführen ist eine enge Ver-
flechtung der ethnischen und religiösen Identitäten, die sich vor allem bei der unga-
risch-sprachigen protestantischen und katholischen Minderheit, aber auch bei der 
rumänischen orthodoxen Mehrheit im Lande zeigt. Gesellschaftliche Herausforde-
rungen, vor denen sowohl die ethnisch-konfessionellen Minderheiten als auch die 
rumänische orthodoxe Mehrheit im Lande stehen, sollten auf Grundlage der Kraft 
der Vielfalt und des Miteinanders angegangen werden. Die Dekonstruktion traditio-
nalistisch-kollektiver Identitäten und die Gestaltung des Miteinanders auf ein gutes 
Leben in Gemeinsamkeit hin, stehen an.

Cluj-Napoca, Klausenburg oder Kolozs-
vár, die zweitgrößte Stadt in Rumäni-
en, auch „Hauptstadt Siebenbürgens“ 
genannt, hat eine Universität, in der 
mit drei offiziellen Amtssprachen ge-
lehrt wird. Grund dafür ist die histo-
rische Bedeutung dieser Sprachen in 
der Region. Diese drei Sprachen sind 
Rumänisch, Ungarisch und Deutsch. 
Die Universität Babes-Bolyai hat et-
wa 45 000 Studierende und etwa 3 500 
Personen, die in diesem „dreisprachi-
gen“ Lehrbetrieb arbeiten. Ein Allein-
stellungsmerkmal der Universität sind 
die vier selbstständigen theologischen 
Fakultäten unter insgesamt 21 Fakultä-
ten: die Fakultät für Orthodoxe Theo-
logie, die Fakultät für Griechisch-Ka-
tholische Theologie, die Fakultät für 
Reformierte Theologie und die Fakul-
tät für Römisch-Katholische Theolo-

gie. Die Orthodoxen studieren hier auf 
Rumänisch, die Römisch-Katholischen 
Christen auf Ungarisch, die Griechisch-
Katholischen Christen auf Rumänisch 
und die Reformierten auf Ungarisch. 
Anlässlich der Verleihung des Ehren-
doktortitels im Jahr 2010 würdigte die 

deutsche Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel1 die Universität Babes-Bolyai als 
eine Institution, die sich ihrer deut-
schen, rumänischen und ungarischen 
Wurzeln bewusst sei und „heute ge-
meinsame europäische Werte vertritt“ 
(Der Spiegel 41/2010). 

Ein multiethnisches Paradoxon – 
Wirkmacht narrativer Stereotypien

Studiert man Theologie an der Babes-
Bolyai-Universität in Cluj, wird man 
nicht zwangsläufig in die multieth-
nische Dynamik des Hochschullebens 
involviert, sondern hat gute Chancen, 
in einer Parallelwelt homogener Mi-

lieus der eigenen Konfession und Eth-
nie Jahre zu verbringen, ohne einen 
Theologen der anderen Konfession er-
leben oder ihm überhaupt begegnen 
zu müssen. Darüber hinaus bestimmen 
Vorurteile das Verhältnis unter den re-

Klára A. Csiszár

1 Merkel wurde damals „für ihren historisch wichtigen Beitrag zur europäischen Eini-
gung“ ausgezeichnet, hieß es in der Begründung der multiethnischen Universität.
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ligiös und national ausdifferenzierten 
Gruppen in Rumänien, die einer „euro-
pakonformen“ multiethnischen Dyna-
mik des Landes entgegensteuern. Die-
se Vorurteile bestehen seit langer Zeit. 
Viele Rumänen denken, dass die Un-
garn hochnäsig sind, und aus diesem 
Grund Kontakte vermeiden. Viele Un-
garn beherrschen jedoch die Rumäni-
sche Sprache nicht gut und vermeiden 
aus diesem Grund die Begegnung mit 
der ethnischen Mehrheit des Landes, 
egal ob sie orthodox oder griechisch-
katholisch ist. Die Orthodoxen mei-
nen, dass die Griechisch-Katholischen 
Christen – wenn sie „richtige“ Rumä-
nen sind – eigentlich orthodox sein 
müssten. Seitens der Griechisch-Katho-
lischen Christen wird den Orthodoxen 

eine Kollaboration mit dem ehemali-
gen kommunistischen Regime unter-
stellt, aufgrund dessen es zum Verbot 
der Griechisch-Katholischen Kirche in 
der Zeit des Kommunismus gekommen 
ist. Reformierte und Römisch-Katholi-
sche Christen verstehen sich gut, weil 
sie dieselbe Muttersprache haben, al-
lerdings überschatten historische Er-
innerungen aus dem 16. bis 18. Jahr-
hundert die „Freundschaft“. 

Multireligiosität im multiethnischen Kontext Rumäniens

Um die geschilderten Narrationen zu 
verstehen, muss man der Frage der Be-
ziehung zwischen Religiosität und Eth-
nizität im heutigen Nationalstaat Ru-
mänien in ihrem historischen Kontext 
nachgehen.2 

Im Sinn des rumänischen Kultusge-
setzes aus dem Jahr 2007 sind im Land 
achtzehn staatlich anerkannte Kirchen 
bzw. Religionsgemeinschaften zu fin-
den: die rumänische orthodoxe Kir-
che, das serbische orthodoxe Bistum 
von Timisoara, die römisch-katholi-
sche Kirche, die mit Rom unierte grie-
chisch-katholische Kirche, das Erzbis-
tum der armenisch-apostolischen Kir-
che, die christlich-russische Kirche des 
alten Ritus, die reformierte Kirche, die 
evangelische Kirche A. B. (Augsburger 
Bekenntnis), die evangelisch-lutheri-
sche Kirche, die unitarische Kirche in 
Siebenbürgen, die Union der christlich-
baptistischen Kirchen, die Union der 
christlichen Kirchen nach dem Evan-
gelium, die rumänisch-evangelische 
Kirche, die Union der Pfingstler d. h. 
die apostolische Kirche Gottes, die Sie-
benten-Tags-Adventisten, die Födera-
tion der jüdischen Gemeinden, der Is-
lam, die Zeugen Jehovas. Keine dieser 

Glaubensgemeinschaften hat in Rumä-
nien eine Sonderstellung im Sinn einer 
Staatskirche (Kultusgesetz 489/2006, 
Art. 51).

Kleiner ist die Zahl jener Kirchen, 
die als sogenannte historische Kirchen 
auf dem heutigen Gebiet Rumäniens 
existieren. Die gesellschaftliche Prä-
senz dieser Kirchen ist in der Geschich-
te des Landes prägender gewesen als 
die der jüngeren Kirchen bzw. Reli-
gionsgemeinschaften. Zu den histori-
schen Kirchen in Rumänien gehören: 
die rumänische orthodoxe Kirche, die 
römisch-katholische Kirche, die refor-
mierte Kirche, die griechisch-katholi-
sche Kirche, die evangelische Kirche 
A. B. und die unitarische Kirche in Sie-
benbürgen.

Im Folgenden wird versucht, einen 
kurzen Überblick über die Geschich-
te und über die wichtigsten Aussagen 
dieser Kirchen zu geben:

Die rumänische orthodoxe Kirche 
ist gemessen an der Zahl ihrer Mit-
glieder die zweitgrößte orthodoxe Kir-

che der Welt; seit 1885 ist sie auto-
kephal, d. h. eigenständig und unab-
hängig. Ihre Tradition geht auf dem 
Gebiet Rumäniens bis zum Heili-
gen Apostel Andreas zurück, der das 
Evangelium in der römischen Pro-
vinz Scythia Minor, d. h. in der heuti-
gen Region Dobrudscha verkündet ha-
ben soll. Der Apostel ist deshalb der 
Schutzpatron des rumänischen Volkes. 
Die eigentliche Gründung der rumä-
nischen orthodoxen Kirche wird mit 
der rumänischen Staatsgründung (da-
mals eine politisch-nationale Union 
der beiden rumänischen Fürstentü-
mer Walachei und Moldau) vom Jahr 
1862 in enge Verbindung gebracht. 
Die Gründung einer autonomen Kir-
che wurde am 25. April 1885 durch 
den ökumenischen Patriarchen Jo-
achim IV. besiegelt (Boia 2007, 78). 
Nach Erlangung der Selbstständigkeit 
hat sich die neu gegründete Kirche für 
die Entwicklung der rumänischen Kul-
tur und des Schulwesens eingesetzt. 
1881 wurde die Theologische Fakultät 
in Bukarest gegründet, 1914 konnte 
die erste „synodale“ rumänisch-spra-
chige Bibelauflage gedruckt werden 
(Boia 2007, 78). Nachdem Siebenbür-
gen 1920 Rumänien angeschlossen 
wurde, hat sich die orthodoxe Kir-
che reorganisiert. Aufgrund des Be-
schlusses der Heiligen Synode wurde 
1925 das rumänische orthodoxe Pa-
triarchat errichtet. Im Lauf ihrer Ge-
schichte versuchte die rumänische or-
thodoxe Kirche, ihren politischen Ein-
fluss zu bewahren. Sie ist immer mehr 
zum Symbol der rumänischen Iden-
tität geworden. Das Verhältnis dieser 
Kirche zum Staat wird in Bezug auf 
die Zeit des Kommunismus derzeit im-
mer noch kontrovers betrachtet. Dies 
ist im Wesentlichen darauf zurück-
zuführen, dass Rumänien das einzige 
kommunistische Land war, in dem die 
offizielle Politik nicht explizit atheis-
tisch war. Laut innerkirchlicher Quel-

¸

 Die Orthodoxen meinen, 
dass die Griechisch-
Katholischen Christen – 
wenn sie „richtige“ 
Rumänen sind – eigentlich 
orthodox sein müssten

2 Csiszár, Klára: Religion in Rumänien. In: Porsche-Ludwig, Markus/Bellers, Jürgen 
(Hg.): Religionen in den Ländern der Welt, Bd. 1, Nordhausen 2012, 361–373. Teile des 
Aufsatzes werden mit kleinen Korrekturen hier übernommen.
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len hat die rumänische orthodoxe Kir-
che in der Zeit des Kommunismus ei-
nen starken Widerstand geleistet, aus 
dem auch entsprechend viele Märtyrer 
hervorgingen (Patru 2011, 59). Unab-
hängige historisch-politische Studien 
berichten hingegen über eine Kolla-
boration der orthodoxen Kirche, vor 
allem unter dem Patriarchen Teoctist 
(1986–2007), mit dem berüchtigten 
staatlichen Geheimdienst Securitate 
(Tismaneanu 2006, 465). Religionsso-
ziologische Analysen sehen ebenfalls 
das größte Hindernis für eine Ökume-
ne im Land in den Vorbehalten ge-
genüber der orthodoxen Kirche gerade 
wegen ihrer ehemaligen Loyalität der 
kommunistischen Partei gegenüber 
(Maté-Tóth/Miklušcák 2000, 34). Al-
lerdings darf diese Frage auch in Be-
zug auf die anderen Kirchen auf kei-
nem Fall undifferenziert betrachtet 
werden. Nach der Wende von 1989 
durfte sich die orthodoxe Kirche, wie 
alle anderen Kirchengemeinschaften 
auch, neu organisieren, Institutionen 
zur Wohl der Gesellschaft errichten 
und Einfluss auf die neue Gesetzge-
bung im Land ausüben. Die rumäni-
sche orthodoxe Kirche ist sowohl kul-
turell als auch spirituell weiterhin eine 
prägende Größe in der rumänischen 
Gesellschaft.

Die rumänisch-unierte (griechisch-
katholische) Kirche wurde im Jahre 
1700 in Folge einer Union der ortho-
doxen Priester aus Siebenbürgen mit 
Rom gegründet. Die Gründungsinitia-
tive hing mit starken calvinistischen 
Tendenzen ungarischer Adeliger in Sie-
benbürgen während des 16. und 
17. Jahrhunderts zusammen. In der 
Union mit Rom erblickten die Ortho-
doxen aus Siebenbürgen die einzige 
Chance, die östliche Tradition mit der 
zentralen Rolle der Liturgie zu erhal-
ten (Costin 2005, 13–15). Die Union 
vom 4. September 1700 ging zugleich 
mit der Annäherung an das Habsbur-
gerreich und dadurch an die westliche 
Welt einher. Nach der Ratifizierung der 
Union durch Kaiser Leopold unterstand 
die unierte Kirche zuerst dem Erz-

bischof von Esztergom, Primas von Un-
garn, bis im Jahre 1853 Papst Pius IX. 
das erste eigenständige griechisch-ka-
tholische Erzbistum Fagaras-Alba Iulia 
zusammen mit den beiden Suffragan-
bistümern Lugoj und Gherla geneh-
migte. Die griechisch-katholische Kir-
che hat als die erste Kirche der östli-
chen Tradition die altslawische Sprache 
in der Liturgie durch die rumänische 
Volkssprache ersetzt. Durch ihre Nähe 
zu Rom und zum Westen konnte sie 
zur Modernisierung der rumänischen 
Sprache wesentlich beitragen. In die 
Geschichte Siebenbürgens hat dieser 
neue Ritus der katholischen Kirche ei-
ne besondere Dynamik gebracht, und 
die Entwicklung der rumänischen Kul-
tur und Sprache auf dem Weg der Mo-
dernisierung angekurbelt, vgl. Scoala 
Ardeleana („Siebenbürgische Schule“, 
kulturelle Bewegung in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts und im 
19. Jahrhundert in Siebenbürgen).

In der Zeit des Kommunismus – ab 
dem Jahr 1948 – war die griechisch-
katholische Kirche in Rumänien ver-
boten. Die Gläubigen und die Priester 
waren dazu gezwungen, in die rumä-
nische orthodoxe Kirche einzutreten; 
diejenigen aber, die Widerstand leiste-
ten, wurden verhaftet. Alle Güter und 
Immobilien dieser Kirche wurden vom 
Staat enteignet, ihre Kirchen von der 
rumänischen orthodoxen Kirche über-
nommen (Kultusdekret Nr. 358/1948). 
Die politische Wende von 1989 brach-
te die Freiheit dann auch für die grie-
chisch-katholische Kirche. Sie durfte 
sich neu organisieren, Bischöfe wur-
den ernannt und es begann auch die 
langsame Rückgabe ihrer enteigneten 
Güter und Kirchen. Heute ist die grie-
chisch-katholische Kirche in Rumänien 
eine kulturell-gesellschaftliche Größe, 

die ihren Gläubigen, unter ihnen Ru-
mänen und Ungarn, eine eigene reli-
giöse Identität vermittelt.

Die römisch-katholische Kirche in 
Rumänien schaut auf eine tausend-
jährige Geschichte zurück. 1009 wur-
de die erste römisch-katholische Diö-
zese in Siebenbürgen mit dem Sitz in 
Alba Iulia gegründet. Ihr Schicksal ist 
eng mit der Geschichte Siebenbürgens 
verbunden. Eine der schwierigsten Pe-
rioden der Katholiken in Siebenbürgen 
war die Zeit der Reformation. Aufgrund 
der Etablierung des Calvinismus wur-
den Bischöfe, Priester und Ordensleute 
aus dem Land vertrieben. Erst nachdem 
Siebenbürgen zum selbstständigen Gu-
bernium der Habsburger geworden war 
(1690), durfte 1716 der Bischof nach 
Siebenbürgen zurückkehren. Von die-
sem Jahr an war die Geschichte der rö-
misch-katholischen Kirche in Sieben-
bürgen bis zum Ende des Ersten Welt-
krieges engstens mit der Geschichte 
des Deutschen Römischen Reiches, ab 
1804 mit dem Kaiserreich Österreich 
und ab 1867 mit der Donaumonarchie 
verbunden. Als 1920 Siebenbürgen Ru-
mänien angeschlossen wurde, kamen 
sechs römisch-katholische Diözesen in 
einem neuen Staat (Großrumänien) zu-
sammen: eine in der Region Moldau, 
eine in der Walachei und vier in Sie-
benbürgen. 

Das kirchliche Leben war während 
des Kommunismus durch staatliche Re-
striktionen und ständige Kontrollen 
eingeschränkt. Der Versuch, die Kirche 
von Rom zu trennen, ist dank des Wi-
derstandes der damaligen Kirchenlei-
tung misslungen. Der Widerstand for-
derte zahlreiche Opfer. Zwei prominen-
te Persönlichkeiten des Widerstandes 
wurden 2010 bzw. 2011 seliggespro-
chen: Szilárd Bogdánffy (Geheimbi-
schof von Oradea) und János Scheff-
ler (Bischof von Satu Mare). Nach dem 
Sturz des Kommunismus konnte sich 
die römisch-katholische Kirche sowohl 
in ihrem kirchlichen Leben als auch in 
ihren Strukturen erneuern. Die Mehr-
heit der Katholiken in Rumänien ist bis 
heute ungarisch-sprachig, die Zahl der 
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deutsch-sprachigen ging durch Aus-
wanderung stark zurück. Die rumä-
nisch-sprachigen Gemeinden weisen 
jedoch wachsende Zahlen auf.

Die protestantischen Kirchen ent-
standen in Siebenbürgen bereits we-
nige Jahre nach der Reformation. In 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhun-
derts bekennt sich die Mehrheit der 
ungarischen Adligen in Siebenbür-
gen zur calvinistischen Lehre. Unter 
den Siebenbürger Sachsen war in die-
ser Zeit die lutherische Lehre verbrei-
tet. 1568 wurde auf dem Landtag von 
Turda die Gründung einer neuen pro-
testantischen Konfession anerkannt: 
Die unitarische Kirche in Siebenbür-
gen verbreitete sich vor allem unter 
den Széklern (Secklern) im Osten des 
inneren Karpatenbogens und im Zen-
trum des Fürstentums. Die Jahre der 
Habsburgerherrschaft brachten zwar 
Einschränkungen für die protestanti-
schen Kirchen in Siebenbürgen, ihr Bei-
trag zur Entwicklung der modernen Ge-
sellschaft in dieser Region war jedoch 
prägend. Die Zeit des Kommunismus 
bedeutete auch für den Protestantis-
mus Verfolgung und einen erzwunge-
nen Rückzug aus dem öffentlichen Le-
ben. Die politische Wende des Jahres 
1989 brachte jedoch erneut die Mög-
lichkeit eines freien Wirkens.

Die sogenannten historischen Kir-
chen in Rumänien bezeichnen sich alle 
als christliche Religionsgemeinschaften, 
sie unterscheiden sich jedoch voneinan-
der in ihren überlieferten Lehren und Ri-
tualen. Die Gläubigen der orthodoxen 

und der griechisch-katholischen Kirche 
pflegen die morgenländische christliche 
Tradition. Die abendländische christli-
che Tradition wird durch die Gläubi-
gen der römisch-katholischen Kirche, 
sowie durch jene der protestantischen 
Kirchengemeinden bewahrt.

Die religiösen und ethnischen Cha-
rakteristika dieses Landes sind also eu-
ropaweit einzigartig. Rumänien ist mit 
seinen etwa 19,5 Millionen Einwoh-
nern die Heimat des einzigen der ro-
manischen Sprachfamilie zugehörigen 
Volkes, das mehrheitlich einer östli-
chen christlichen Konfession, der Or-
thodoxie, angehört. Noch weitere re-
ligiöse Eigenheiten prägen das Land. 
Dabei sei vor allem auf die enge Ver-
flechtung der ethnischen Identität und 
der konfessionellen Zugehörigkeit ver-
wiesen, die sowohl bei den Minderhei-
ten als auch bei der orthodoxen Mehr-
heit wahrnehmbar ist. Die zweitgrößte 
Religionsgemeinschaft in Rumänien, 
die Katholische Kirche, hat einen An-
teil von insgesamt 5,61 Prozent (Rö-
misch- und Griechisch-Katholische 
Christen) an der Gesamtbevölkerung. 
In drei großen historischen Regionen 
Rumäniens3 (Siebenbürgen, Banat und 
Partium) gehen ethnische und religiöse 
Identität Hand in Hand: Die Mehrheit 
der Katholikinnen und Katholiken in 
Rumänien innerhalb des Karpaten-
bogens sind ungarisch-sprachig. Die 
Mitglieder der reformierten Kirche sind 
ebenfalls Ungarn, evangelisch-luthe-
risch sind in Rumänien die Sachsen 
und orthodox die Rumänen.

Eine Verflechtung der ethnischen und religiösen Identität 

Das enge Verhältnis zwischen ethni-
scher Identität und Religion zeigt sich 
bei der ungarischen Minderheit im Fall 
der römisch-katholischen und der re-
formierten Kirche. Die ethnisch-natio-
nale Identität der Rumänen wird so-
wohl in der rumänischen orthodoxen 
Kirche als auch in der griechisch-ka-
tholischen Kirche stark betont. In der 
rumänischen orthodoxen Kirche ist die 

Förderung der rumänischen Identität 
und der rumänischen Kultur selbstver-
ständlich, denn diese versteht sich als 
Nationalkirche des rumänischen Vol-
kes (Csiszár 2012, 362). Die intensive 
Betonung der rumänischen Identität in 

der griechisch-katholischen Kirche ist 
geschichtlich bedingt und führt bis in 
die Zeit des Kommunismus zurück, als 
diese Kirche unter staatlichem Verbot 
stand. Die Förderung der ethnischen 
Identität – in der untersuchten Region 
vorrangig der ungarischen, teils aber 
auch der deutschen Identität – betrach-
tet die römisch-katholische Kirche als 
eine ihrer Aufgaben in der Diaspora.

Um die enge Verflechtung der eth-
nischen und religiösen Identität in Ru-
mänien zu verstehen, sollte man bis ins 
17. Jahrhundert zurückgehen und von 
diesem historischen Standpunkt aus die 
im 18. und 19. Jahrhundert erfolgende 
Ausformung der Nationen in Europa, 
insbesondere in Ost(Mittel)Europa, in 
den Blick nehmen. Eine solche Per-
spektive kann auch für eine Analyse 
der Ereignisse des 20. Jahrhunderts, mit 
besonderem Augenmerk auf die Zeit 
der kommunistischen Unterdrückung, 
hilfreich sein. Mit dem 17. Jahrhundert 
begann die Tendenz der Selbstbehaup-
tung ethnischer und religiöser Grup-
pen auf dem Gebiet des heutigen Staa-

tes Rumänien und darüber hinaus, und 
zwar im Gegenüber zu anderen Ethni-
en und religiösen Gruppierungen. Diese 
Selbstbehauptung war eine subtile Re-
aktion auf Unterdrückungstendenzen 
großer Hegemonien, zuletzt die Sowjet-
union, die bis vor 30 Jahren in der Zeit 
der kommunistischen Diktatur das Le-
ben in dieser Region bestimmten. In 
diesem Kontext kann die These des un-
garischen Religionssoziologen András 

 Das enge Verhältnis 
zwischen ethnischer 
Identität und Religion 
zeigt sich bei der 
ungarischen Minderheit 
im Fall der römisch-
katholischen und der 
reformierten Kirche

3 In diesen Regionen liegt der Anteil der Katholiken und Katholikinnen mit ca. 11–
13 Prozent deutlich über dem Landesdurchschnitt. 
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Máté-Tóth auch in Bezug auf Rumä-
nien geltend gemacht werden: 

„Die geopolitische und geokulturelle 
Stellung dieser Region im liminalen 
Kampffeld zwischen großen Hegemo-
nien bietet den tiefsten Interpretations-
grund. Eine ständige Suche nach einer 
stabilen und selbstbestimmten nationa-
len Identität einerseits und die gleich-
zeitig vorhandene Enttäuschung die-
ses Wunsches durch vielfältige Verwer-
fungen andererseits, sind das prägende 
Merkmal der Religion aus historischer 
Perspektive, das sich im zeitgenössi-
schen Diskurs in einem entsprechenden 
Ringen um die richtige Erinnerungspo-
litik niederschlägt“ (Maté-Tóth, 2018, 
IX). 

András Máté-Tóth reflektiert das The-
ma Identität vor dem Hintergrund der 
postkolonialen Theorie und des His-
torizismus. Er entwirft die Theorie der 
„Verwundeten Identitäten in Ost(Mittel)
Europa“ und bringt die Problematik 
auf den Punkt: „Gerade die kollekti-
ve Existenz in der Zwischenzone gro-
ßer kultureller und politischer Hege-
monien ist durch ein Ausgeliefertsein 
gekennzeichnet, und diese Stellung in 
between trägt zur schwerwiegendsten 
Erklärung für die ständige Instabili-

tät und ständige Suche nach Stabilität 
und Autonomie bei.“ (Maté-Tóth 2018, 
84) Demzufolge transformiere sich der 
historische Wunsch nach Stabilität in 
eine verwundete Abgrenzung von an-
deren „Co-Habitanten“, die sich eth-
nisch und religiös anders behaupten.4 
Diese Beobachtungen des ungarischen 
Religionssoziologen lassen sich ange-
sichts der angedeuteten Wirklichkeit in 
Rumänien bestätigen und können die 
enge Verflechtung der ethnischen und 
religiösen Identität in Land ein Stück 
weit erklären. 

Wie aber werden Modernität und 
Demokratie in dieser Konstellation 
von starken kollektiven (verwundeten) 
Identitäten gelebt und wie könnte Re-
ligion/Religiosität hier immer mehr als 
Bindekraft und immer weniger als di-
vergierender Faktor zwischen Ethnien 
gestaltet werden? Um diese Frage zu 
beantworten, lohnt sich der Blick auf 
die Ergebnisse der religionssoziologi-
schen Studien über die Religiosität der 
Menschen in Rumänien. Wenn näm-
lich darüber reflektiert wird, was man 
glaubt und wie man glaubt, nähert man 
sich dem „postmodernen Normalfall“; 
dann nämlich können nationale und 
religiöse Verflechtungen in Bezug auf 
Identität dekonstruiert werden. 

Traditionelle Identitätskonstruktionen versus  
moderne Identitäten in Rumänien

Rumänien – ähnlich wie alle ande-
ren Staaten des europäischen Konti-
nents – ist Schauplatz rascher gesell-
schaftlicher Wandlungen. Nach einer 
Stagnationszeit von 40 Jahren kommu-
nistischer Unterdrückung ist die jünge-
re Reformgesellschaft Rumäniens mit 
vielfältigen Tendenzen moderner Iden-
titätskonstruktionen konfrontiert. Trotz 
(post)moderner Herausforderungen be-
stimmen dabei homogene und stabile 
Identitäten auf der Ebene des Narrati-
ven weiterhin das Leben. Diese Tatsa-
che erzeugt eine Spannung zwischen 
individuellen und kollektiven Identi-

täten. Auf der Ebene des Individuellen 
kann der Mensch nicht weiterhin auf 
traditionelle Lebenskonzepte zurück-
greifen, auf der Ebene des Kollektiven 
dagegen bedient er sich der traditio-
nalistischen Verflechtung von Religion 
und Ethnie, um sich anderen Ethnien 
gegenüber zu legitimieren.

Die Ebene des Individuellen:
Angesichts der großen Fragen der Post-
moderne sind die Antworten der tra-

ditionellen Religiosität ohne eine in-
dividuelle existentielle Entscheidung 
nicht mehr zufriedenstellend. Identi-
täten werden plötzlich nicht „vorgefer-
tigt“ herangezogen, sondern nach sub-
jektiven Standards gestaltet (Schnell 
2008, 163). Der identitätsstiftende Be-
zugspunkt verlagert sich vom Kollek-
tiven zum Individuellen. Das Indivi-
duum muss sich „behaupten“, auch 
unter „gleichgesinnten Entitäten“. Der 
Alltag mit seinen Herausforderungen 
entkräftet die monolithische Vorstel-
lung von Identität und zwingt den 
Menschen, seine gestalterische Fähig-
keit zu aktivieren, ohne sofort auf seine 
ethnische und religiöse Schicksalshaf-
tigkeit zurückzugreifen (Vik 2015, 17). 

Die Ebene des Kollektiven:
In Folge traditionalistischer Verflech-
tung von Religion und Ethnie auf der 
Ebene des Kollektiven kommt es zu ei-
nem engen Zusammenspiel von Staat 
und Kirche(n). Das Volk oder die Na-
tion rechtfertigen ihre Legitimität auf-
grund einer bestimmten kirchlichen 
oder konfessionellen Zugehörigkeit. In 
dieser Strukturlogik wird der existen-
tielle Bezug zu Gott ausgeblendet, oder 
er verlagert sich auf eine Ebene der 
Funktionalität.

In diesem Spannungsfeld stellt sich 
die berechtigte Frage, ob nicht auch im 
Fall des Kollektiven so etwas wie Mo-
dernität gestaltet werden könnte? Und 
zwar unter dem Motto, dass man nicht 
gegeneinander oder aneinander vorbei 
lebt, sondern in Verschiedenheit tat-
sächlich eine multiethnische und mul-
tikonfessionelle oder multireligiöse Ge-

 In Folge traditionalistischer 
Verflechtung von Religion 
und Ethnie auf der Ebene 
des Kollektiven kommt 
es zu einem engen 
Zusammenspiel von Staat 
und Kirche(n)

4 Jedes Land kennt aber diese Differenz zwischen „Wir“ und „die Anderen“ aus der 
nächsten Nachbarschaft.
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sellschaft gestaltet, in der verschiede-
ne Gruppierungen Mit-Einander leben.

Von Selbstbehauptung 
zur Selbstgestaltung

Wissenschaftlich pauschal könnte es 
heißen, von einer deterministischen 
Lebenslogik zu einer Logik der Wil-
lensfreiheit zu wechseln, denn mit kol-
lektiven Selbstbehauptungen, die sich 
traditioneller Identitätsmodelle bedie-
nen, gehen deterministische Lebens-
deutungen einher. Deterministische 
Deutungen sehen die Zukunft aus der 
Vergangenheit heraus vorbestimmt 
und aktivieren Selbstbehauptungs-
mechanismen, mit denen sie sich als 
ehemals unterdrückte Entität den an-
deren gegenüber zu legitimieren ver-
suchen. Dabei werden Entscheidungs-
freiheit, die Freiheit des Willens, ge-
stalterische Verantwortung anderen 
ethnischen und religiösen Gemein-
schaften gegenüber auf die Zukunft 
hin ausgeblendet. Die Herausforde-
rung einer wünschenswerten kollekti-
ven Wandlung soll hier an einem Bei-
spiel dargestellt werden. 

Ein Fallbeispiel:
Frömmigkeitsübungen – oder, wie man 
diese im theologischen Fachjargon be-
zeichnet: die Volksfrömmigkeit – ha-
ben einen identitätsfördernden Aspekt 
(Mödl/Steiner 2008, 83). Als Beispiel 
dafür sei die Wallfahrt nach Schom-
lenberg vorgestellt, die sich bei Ungarn 
innerhalb und außerhalb Rumäniens 
außerordentlicher Beliebtheit erfreut. 
Schomlenberg ist ein alter Marien-
wallfahrtsort in den Ost-Karpaten im 
Zentrum des Landes. Am Samstag vor 
Pfingsten pilgern etwa 250 000 Un-
garn dorthin – in einem Land, in dem 
1,5 Millionen Ungarn leben. Sie kom-

men aus allen Teilen der Welt. Es ist 
eine Wallfahrt zur Mutter Gottes von 
Schomlenberg, doch heute ist sie zu ei-
nem überwiegend nationalen und we-
niger religiösen Phänomen geworden. 
Auch wenn eine tiefe marianische Spi-
ritualität jedes Jahr sichtbar wird: Sym-
bole und Inhalte, die hier immer stär-
ker zum Ausdruck kommen, wie die 
nationalistische Flagge mit den Árpád-
Streifen, die Nationalflagge Ungarns, 
die Anwesenheit ungarischer Staats-
prominenz usw. führen zu der Frage, 
ob es sich hier noch um eine rein re-
ligiöse Veranstaltung handelt. Hin-
zu kommt die während der Messfeier 
gehaltene Predigt, die thematisch oft 
schon fast zwanghaft vom unterdrück-
ten und leidenden ungarischen Volk 
handelt, das sich trotz allem nicht be-
siegen lässt. Die Komponente der eth-
nischen Selbstdarstellung nimmt Jahr 
für Jahr zu, und es geschieht tenden-
ziös eine Identitätsförderung in Ab-
grenzung von „den Anderen“. 

Die Verflechtung der nationalen 
Identitätspflege mit der Religion ist 
für ethnische Minderheiten typisch. 
Die Religionsgemeinschaften, die in 
der Diaspora leben, verstehen sich als 
Wächterinnen einer nationalen Identi-
tät und als Trägerinnen einer entspre-
chenden Kultur (Hutter 2015). In der 
römisch-katholischen Kirche Rumäni-
ens besteht die Gefahr jedoch darin, 
dass diese Art der Verflechtung von 
Kirche und ethnischer Identität un-
ter den Ungarn eine Ghettoisierung 
erzeugt, oder aber die Missachtung 
anderer ethnischer Gruppen zur Fol-
ge hat, die sich ebenfalls als Mitglie-
der der Kirche verstehen, wie zum Bei-
spiel die wenigen Rumänen, die auch 
katholisch sind. In diesem Rollenspiel 
der Kirche geht gerade ihre Katholizität 
im eigentlichen Sinn des Wortes verlo-
ren. Pastoraltheologische Forschungen 
zeigen, dass diese Tendenz der Kirche 
von einigen wenigen Gläubigen kri-
tisch betrachtet wird: „Wo es um das 
Demonstrieren der ungarischen Identi-
tät geht, da kann man gut mit den Pro-
testanten, es gibt absolut kein Problem. 

Dagegen kennt ein griechisch-katho-
lischer Priester den in der Nachbar-
schaft lebenden römisch-katholischen 
Kollegen kaum, weil der eine Ungar 
ist, der andere ein Rumäne“ (Csiszár 
2018, 345). Mit diesen Sätzen haben 
Befragte einer qualitativen Studie 2013 
das Kernproblem der falschen Identi-
tätsförderung auf den Punkt gebracht. 
Die nationalistische Tendenz belastet 
die Kirche und drückt sich auch in der 
aus marianischer Spiritualität gewach-
senen Volksfrömmigkeit in Schomlen-
berg aus. Diese Haltung und Volks-
frömmigkeitspraxis erschweren heu-
te eine Marienverehrung, die, gemäß 
dem Wunsch von Papst Franziskus, ei-
ne missionarische Dynamik der Kirche 
fördert und dabei Maria als „Mutter 
des lebendigen Evangeliums“ (Evange-
lii gaudium 287) verehrt. Eine Marien-
verehrung, die den Blick stärker auf die 
integrative Kraft der missionarischen 
Dynamik der Kirche und weniger auf 
die konfessionell untermauerte Festi-
gung der ethnischen Identität lenkt, 
schützt die Kirche vor einem bedroh-
lichen Immanentismus und vor Selbst-
referenz (Csiszár 2017, 119).

Überraschenderweise besucht Papst 
Franziskus diesen Wallfahrtsort anläss-
lich seiner Rumänienreise 2019. Der 
Aufstand ist groß, die Situation beinahe 
skandalös: Der Papst kommt nicht an 
dem traditionellen Wallfahrtstag, son-
dern eine Woche vorher und zelebriert 
eine Messe in Schomlenberg. Zum ers-
ten Mal in der 452-jährigen Geschich-
te der Wallfahrt wird der Gottesdienst, 
wegen Anwesenheit rumänischer Pil-
ger sowie kirchlicher und politischer 
Amtsträger, nicht nur auf Ungarisch 
und Lateinisch, sondern auch in ru-
mänischer Sprache gehalten. Sogar die 
Predigt des Papstes wird zuerst ins Ru-
mänische übersetzt und erst dann ins 
Ungarische. Papst Franziskus thema-
tisiert in der für ihn typischen Art die 
Kunst des Zusammenlebens, gerade 
im Sinn einer Wandlung von Selbst-
behauptung hin zur Selbstgestaltung: 

 Die Verflechtung der 
nationalen Identitätspflege 
mit der Religion ist für 
ethnische Minderheiten 
typisch
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„Die verwickelten und traurigen Ge-
schichten der Vergangenheit sollen 
nicht vergessen oder geleugnet werden, 
aber sie dürfen auch kein Hindernis 
oder ein Argument dafür sein, das er-
sehnte brüderliche Zusammenleben zu 
verhindern. Auf Pilgerschaft sein heißt 
sich gerufen und angespornt zu füh-
len, gemeinsam voranzugehen und den 
Herrn um die Gnade zu bitten, früheren 
und jetzigen Groll und Argwohn in neue 
Gelegenheiten für die Gemeinschaft zu 
verwandeln; auf Pilgerschaft sein heißt 
sich von unseren Sicherheiten und Be-
quemlichkeiten zu lösen und die neue 

Erde zu suchen, die der Herr uns schen-
ken will. Die Pilgerschaft fordert uns 
dazu heraus, den Geist zu entdecken 
und weiterzugeben, dass wir zusam-
men leben können und keine Furcht 
davor zu haben brauchen, uns zu ver-
mischen, einander zu begegnen und zu 
helfen. Auf Pilgerschaft sein heißt an 
dieser etwas chaotischen Menge teil-
zuhaben, die sich in eine wahre Er-
fahrung von Brüderlichkeit verwandeln 
kann, in eine solidarische Karawane, 
die Geschichte schreibt (vgl. Aposto-
lisches Schreiben Evangelii gaudium, 
87). Auf Pilgerschaft sein heißt nicht 

so sehr auf das zu schauen, was hätte 
sein können (und es nicht ist), sondern 
vielmehr auf all das, was uns erwar-
tet und was wir nicht mehr aufschie-
ben können. Pilgern bedeutet, an den 
Herrn zu glauben, der kommt und in 
unserer Mitte ist und die Solidarität, 
die Brüderlichkeit und das Verlangen 
nach dem Guten, dem Wahren und der 
Gerechtigkeit fördert und anspornt (vgl. 
ebd., 71). Pilgern bedeutet, sich dafür 
einzusetzen und zu kämpfen, dass die, 
welche gestern zurückgeblieben sind, zu 
den Protagonisten von morgen werden 
und die Protagonisten von heute mor-
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gen nicht zurückgelassen werden. Und 
das, Brüder und Schwestern, erfordert 
das handwerkliche Tun, gemeinsam an 
der Zukunft zu arbeiten. Ja, dafür sind 
wir hier, um gemeinsam zu sagen: Mut-
ter, lehre uns, die Zukunft zu entwer-
fen.“ (Papst Franziskus 1. Juli 2019)

Die Botschaft des Papstes an die ver-
wundeten Identitäten ist klar und kann 
in seiner philosophischen Denktradi-
tion (Csiszár 2018, 55) unter dem Leit-
begriff „Ermutigung zur Selbsttrans-
zendenz“ gebündelt werden. Das Bild 
der „solidarischen Karawane, die Ge-
schichte schreibt“, indem sie Solidari-
tät, Brüderlichkeit, Gerechtigkeit för-
dert und anspornt, deutet eine kol-
lektive Identität an, die sich zu ihrer 
Selbstbestimmung der Kategorie der 
existentiellen Identitätsformung be-
dient. Die „verwundeten Identitäten“ 
begegnen sich im Dienst an einer Sa-
che, im Dienst an einer besseren Welt. 
Besonders christliche Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften haben die Chan-
ce – mit Berufung auf göttliche Legiti-
mität – ethnische Ghettoisierungsten-
denzen in Rumänien zu sprengen, so 
dass sich neue Wege für eine multi-
ethnische und multireligiöse Reform-
gesellschaft öffnen.

Fazit

1. Rumänien ist in kultureller Hin-
sicht ein Sonderfall, insbesondere 
was das Zusammenleben ethnischer 
und religiöser Entitäten sowie ihre 
Haltung zueinander betrifft.

2. Auf der Ebene individueller Iden-
titätskonstruktionen kann der 
Mensch nicht weiterhin auf tradi-
tionelle Lebenskonzepte zurück-
greifen, auf der Ebene des Kollek-
tiven bedient er sich allerdings der 
traditionalistischen Verflechtung 
von Religion und Ethnizität, um 
sich anderen Ethnien gegenüber 
zu legitimieren. 

3. Der Alltag mit seinen Herausfor-
derungen entkräftet die monolithi-
sche Vorstellung von Identität und 
zwingt den Menschen, seine gestal-
terische Fähigkeit zu aktivieren, oh-
ne sofort auf seine ethnische und 
religiöse Schicksalshaftigkeit zu-
rückzugreifen.

4. Mit kollektiven Selbstbehauptun-
gen, die sich traditioneller Identi-
tätsmodelle bedienen, gehen deter-
ministische Lebensdeutungen ein-
her.

5. Moderne Entitäten begegnen sich 
im Dienst an einer Sache, im Dienst 
an einer besseren Welt. Besonders 
christliche Kirchen und Religions-
gemeinschaften haben die Chan-
ce – mit göttlicher Legitimität – 
ethnische Ghettoisierungstenden-
zen in Rumänien zu sprengen, in 
Folge dessen sich neue Wege für 
eine multiethnische und multire-
ligiöse Reformgesellschaft öffnen.
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Bleibende oder schwindende 
Bedeutung? 
Die Idee des Nationalstaats im Kontext 
der gegenwärtigen Migrationsdebatte

Das Ende der nationalstaatlichen Ära wurde schon des Öfteren ausgerufen, dennoch 
hat sich der Nationalstaat bislang allen Unkenrufen zum Trotz historisch und politisch 
behauptet. Ob es sich hier jedoch nur um die unterschiedlichen Stadien einer lang-
wierigen Agonie oder aber um eine faktische Renaissance handelt, ist bis auf weite-
res umstritten. Die Grenzen und Aporien des Nationalstaates treten aktuell im Kon-
text der globalen Flucht- und Migrationsbewegungen jedenfalls offen zu Tage, sind 
dabei allerdings weit weniger ‚neu‘, als es die einschlägige Debatte meist suggeriert. 
Die vorliegende ideengeschichtliche Studie will darüber Aufschluss geben. 

Staat und Nation − Ein ideengeschichtliches Amalgam

Gemäß der nach wie vor einflussrei-
chen Drei-Elemente-Theorie von Ge-
org Jellineks Allgemeiner Staatslehre 
(1900) stellt der Staat ein soziales Ge-
bilde dar, das durch die politische Ver-
einigung einer größeren Menschen-
gruppe (= Staatsvolk) in einem ge-
schlossenen Territorium (= Staatsgebiet) 
unter einer einheitlichen Herrschaft 
bzw. Regierung (= Staatsgewalt bzw. 
Gewaltmonopol) gekennzeichnet ist. 
Zur sukzessiven Ausprägung jener 
‚Idee‘ des modernen Staates haben die 
neuzeitliche Souveränitätslehre (Bodin, 
Hobbes) sowie die gedankliche Eman-
zipation des Politischen von normativ-
ethischen Vorgaben durch Religion und 
traditionelle Moral (Machiavelli, Bote-
ro) wesentliche Beiträge geleistet. Das 
hierfür notwendige intellektuelle Um-
feld verdankte sich nicht zuletzt dem 
realen Machtverlust der Kirche sowie 
den parallel einsetzenden administra-
tiven Zentralisierungsvorgängen, die 
gemeinsam den Fokus der politischen 
Gewalt weg von den universalistischen 

Ansprüchen der christlichen Religion 
und hin zur partikularen Herrschaft 
über ein begrenztes Land lenkten 
(Brunner 1959).

Vor diesem komplexen Hintergrund 
kann die Idee des modernen Staates 
einigermaßen unstrittig als Produkt 
der Säkularisierung gelten, für des-
sen „weltlich konzipierte […] Zielset-
zung und Legitimation“ die vorherige 
Ausdifferenzierung des Politischen von 
der Religion mitsamt der damit ver-
bundenen „Ablösung der politischen 
Ordnung“ „von ihrer geistlich-religiö-
sen Bestimmung und Durchformung“ 
(Böckenförde 2013, 92 f.) von entschei-
dender Bedeutung war. Die historische 
Genese des Staates lässt sich somit äu-
ßerst folgerichtig zwischen Spätmittel-
alter und Renaissance ansiedeln, als 

nach der Wiederentdeckung der (zu-
vor im arabischen Raum aufbewahr-
ten) politischen Schriften des Aristote-
les sprachlich ein Bereich menschlichen 
Zusammenlebens konturiert werden 
konnte, der nicht a priori von der Re-
ligion durchzogen und bestimmt war. 
Erst unter diesem Vorzeichen wandel-
te sich das lateinische Ursprungswort 
„status“ (wörtl. Art, Ort und Handlung 
des Stehens; allg. Zustand, Stellung) 
zur generalisierenden Bezeichnung für 
eine geregelte Ordnung und Machtaus-
übung über ein bestimmtes Volk. Jenes 
Volk wiederum wurde nun verstärkt als 
rechtliche und politische Einheit einer 
innerhalb definierter Grenzen ansäs-
sigen Bürgerschaft verstanden. In ge-
nau diesem Sinne fand während der 
Renaissance das italienische lo  stato 
zunehmend Verwendung zur Markie-
rung eines stabilen Verfassungszu-
stands und ging in dieser Bedeutung 
auch in andere romanische Sprachen 
(estado, estat/état) sowie später ins 
Deutsche (Staat) oder Englische (state) 
ein (Weinacht 1968, 31 ff.). Als Meilen-
stein kann diesbezüglich neuerlich das 
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Werk Machiavellis gelten, in dem das 
Wort ‚stato‘ als Sammelbegriff für die 
Verfassungs- und Regimentsform, für 
Obrigkeit, Besitz und Behauptung von 
Herrschaft, die Person/die Personen der 
Regierungsbildung oder eben für ein 
bestimmtes Gebiet diente (Mager 1968, 
426).1 Die von Machiavelli präfigurier-
te und von Giovanni Botero explizier-
te Idee der ‚Staatsräson‘ (ragione degli 
stati, ragion di stato), die auf der Ei-
genlogik des Politischen gegenüber al-
len moralischen Bindungen durch Re-
ligion und Ethik insistiert (Meinecke 
1929), markierte zugleich die eigen-
tümliche Charakteristik des sich da-
mals etablierenden ‚Staates‘ im Kon-
trast zu allen vorherigen Zuständen des 
‚Politischen‘ in der Ära des Mittelalters 
(Münkler 1987). 

Im Gefolge der Reformation, der 
sich daraus ergebenden ‚Religions-
kriege‘ sowie der verspürten Dishar-
monie zwischen Politik und Religion 
mündete diese Entwicklung schließlich 
in die Formulierung der neuzeitlichen 
Souveränitätslehre durch Jean Bodin. 
Deren zentrales Ziel bedeutete es, die 
einstige Stellung von Kirche und Re-
ligion als Konkurrenzmächte des poli-
tischen Herrschers zu eliminieren und 
dem ‚Staat‘ deshalb in jeder Hinsicht 

(und nicht mehr nur hinsichtlich der 
Temporalien) die politische Letztent-
scheidung zu überlassen. In den Six 
livres de la République (1576) nimmt 
Bodin das säkulare Souveränitätskon-
zept von Thomas Hobbes vorweg, in-
dem er die Einheit des politischen Ge-
meinwesens mit der Ungebundenheit 
der Macht des Monarchen assoziiert 
und der inneren Pazifizierungsleistung 
des ‚Staates‘ Vorrang gegenüber der 
Verbreitung der ‚wahren‘ Religion ein-
räumt (Klippel 2004). Erst Hobbes, der 
in England wie Bodin in Frankreich 
durch die Erfahrung von Bürger- und 
‚Religionskriegen‘ geleitet wurde, ent-
wickelte freilich eine allgemeine und 
abstrakte Theorie, in der bereits die 
Entstehung des Staates als ein ‚künst-
licher Mensch‘ an diejenige der Sou-
veränität gekoppelt war.2 Damit über-
wand der Autor des Leviathan (1651) 
Bodins personenbezogenes Konzept 
und verankerte in der europäischen 
Ideengeschichte zugleich die Vorstel-
lung des modernen Staates als konkrete 
„Form rationaler, nach unpersönlichen 
und kontrollierbaren Regeln ausgeüb-
ter Herrschaft“ (Benz 2008, 11). In ex-
akt dieser Weise sollte der Staat spä-
ter auch von Max Weber oder Georg 
Jellinek begriffen werden.

Die Idee der Nation als Garantin der Einheit

Mit dem Konzept des modernen Staates 
und seinen hier lediglich skizzierten In-
gredienzien des Territorialprinzips, der 
Säkularisierung, der Staatsräson und 
der Souveränität, die sich im weite-
ren Verlauf der (Ideen-)Geschichte vom 
Monarchen auf das Volk und damit zur 
demokratischen Legitimität von Herr-
schaft verlagerte, steht eine andere wir-
kungsmächtige Idee in enger Verbin-
dung: die Idee der Nation. Im Hinblick 
auf ihre kollektive Identität waren die 
souveränen Gebilde, die verantwort-
lich für das nach 1648 ausgebildete 
Westfälische System zeichneten, al-
lesamt ‚Nationalstaaten‘, die sich auf 
Grundlage der Staatstheorie von Bodin 

und der Natur- und Völkerrechtslehre 
von Hugo Grotius über Jahrhunderte 
zu den federführenden politischen Ak-
teuren aufschwangen. Gemäß der Idee 
des Nationalstaates beruht das Staats-
modell auf der Idee der souveränen 
Nation, sodass Staat, Volk und Nation 
als Begriffe förmlich zusammenfallen. 

Die Idee der Nation avancierte in die-
sem Zusammenhang zur Garantin so-
wie quasi zum Synonym jener sozia-
len und politischen Einheit, ohne die 
ein ‚Staat‘/ein ‚Staatsvolk‘ im engeren 
Sinne gar nicht vorstellbar war.3 Jene 
Harmonie rührte nicht zuletzt daher, 
dass sich die als sprachlich, kulturell 
oder ethnisch homogen angenomme-
ne (bzw. idealisierte) ‚Nation‘ wie der 
‚Staat‘ auf ein begrenztes Territorium 
erstreckte sowie über die Denkfigur des 
souveränen Selbstbestimmungsrechts 
der Völker zur Legitimation wie Mo-
tivation politischer Herrschaft einlud. 
Hinzu kommt, dass die Nation gera-
de deswegen als Pendant des Staates 
als exklusiver politischer Verband der 
europäischen Neuzeit taugte, weil das 
Band, das beide zusammenhielt, offen-
kundig die Säkularisierung war.

Die Nation als 
„Schicksalskollektiv“

Den säkularen Grundcharakter des Na-
tionenbegriffs hat vor allem Benedict 
Anderson herausgearbeitet. Wie seine 
bahnbrechende Studie Imagined Com-
munities (1991) unterstrich, ist der mo-
derne Begriff der ‚Nation‘ nicht nur 
entlang ihrer territorialen Grenzen ‚de-
finiert‘, sondern ebenso als Kontrast 
zur bis dato dominierenden religiösen 
Gemeinschaftsbildung qua „heiliger 
Sprache“ aufzufassen (Anderson 1996, 
21 f.). Zwar sei „das Auftauchen des Na-
tionalismus gegen Ende des 18. Jahr-
hunderts“ nicht direkt „durch die Ero-
sion religiöser Gewissheiten ‚produ-
ziert‘ worden“, weswegen man nicht 
einfach sagen könne, der Nationalis-
mus habe die Religionen ‚abgelöst‘. Auf 

1 Im Deutschen erfolgte die Identifikation des ‚States‘, der zunächst nur Teilbereiche 
des Politischen sowie bevorzugt die dominierende Macht des Fürsten etikettiert hatte, auf 
die politische Gesamtordnung erst im 17./18. Jahrhundert. Erleichtert wurde dieser Vor-
gang dadurch, dass die deutschen Begriffe „Stat“ und „Stant“ den gleichen etymologischen 
Ursprung besitzen und die ständische Gesellschaft seinerzeit das politische Gemeinwesen 
im Ganzen verkörperte (vgl. Conze 2004, 11).

2 Die Autorisierung des Souveräns begründete nach Hobbes zugleich den common-
wealth, der bei ihm begrifflich mit state und civitas zusammenfällt (Hobbes 1984, 5, 134 f.).

3 Mit dem Slogan „What is a country, if it is not a nation?“ fasste Clifford Geertz (1997) 
jenes moderne Staatsverständnis einst pointiert zusammen. 
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der anderen Seite aber habe das Kon-
zept der Nation nicht zufällig „seine 
Reife in einem historischen Moment“ 
erlangt, als − im Zuge der Reforma-
tion − die universalen Ansprüche der 
(christlichen) Religion erkennbar kein 
politisches Pendant mehr fanden, in-
folge ihres „lebendigen Pluralismus“ 
nach innen sowie der Territorialisie-
rung des Glaubens nach außen. Die 
„Morgenröte des Zeitalters des Natio-
nalismus“ markiert mithin zugleich die 
(gefühlte) „Abenddämmerung religiö-
ser Denkweisen“ (ebd. 17, 20). Mit an-
deren Worten, die Idee der souveränen 
Nation ließ sich im Grunde erst konfi-
gurieren, als „Aufklärung und Revolu-
tion die Legitimität der als von Gottes 
Gnaden gedachten hierarchisch-dynas-
tischen Reiche zerstörten“ (ebd., 16 f.).

Bemerkenswert daran ist, dass die 
ansonsten zu konstatierende Umstrit-
tenheit des Nationenbegriffs im Hin-
blick auf seinen säkularen Grundcha-
rakter kaum eine Rolle spielt. Der Be-
griff des ‚Säkularen‘ bringt allerdings 
auch in diesem Fall nicht nur die Trenn-
linie, sondern ebenso die Strukturähn-
lichkeit zum Religiösen zum Vorschein. 
Als eine Art spirituellen Ersatz für die 
Religion hatte deshalb schon Ernest 

Renan 1882 den Begriff der Nation in 
seiner berühmten Rede vor der Sor-
bonne umschrieben. Als konstituti-
ves principe spirituel der Nation sei 
entsprechend die Vergangenheit, Ge-
genwart und Zukunft aufzufassen, die 
ein ‚Volk‘ miteinander teilt. Nicht eine 
gemeinsame Sprache, ein allgemeines 
Interesse oder die geographische Lage 
seien auschlaggebend, wenn eine Na-
tion sich bilde, sondern die kollektiven 
Erinnerungen an das Vergangene sowie 
das Begehren, sich nicht nur gegen-
wärtig, sondern auch künftig als poli-
tische Einheit zu fühlen (Renan 1996). 
In ähnlicher Weise identifiziert Clif-
ford Geertz (1997) die primordialen, 
als überzeitlich empfundenen Bindun-
gen einer Gruppe als Urquell der Na-
tion, während Klaus P. Hansen (2009, 
149 ff.) in der Nation überhaupt ein Sy-
nonym für Gemeinschaft sowie nicht 
weniger als ein „Schicksalskollektiv“ 
erkennt. Wie sehr sich das Verständ-
nis der Nation dabei nach wie vor mit 
demjenigen des Staates überlappt, zeigt 
eindrücklich die Institution der Ver-
einten Nationen/United Nations. Die-
se unterscheidet bei der Definition ih-
rer Mitglieder offenkundig nicht zwi-
schen Staat und Nation.

Der Nationalstaat in der Krise?

Das nationalstaatliche System, das im 
20. Jahrhundert sowohl nach dem Ers-
ten (= Völkerbund) als auch nach dem 
Zweiten Weltkrieg (= die UN) in eine 
zwischenstaatliche Organisation der 
internationalen Politik transformiert 
wurde, ist indes seit Längerem unter 
Druck geraten. Hannah Arendt (61998, 
564 ff.) setzte etwa das Scheitern der 
nationalstaatlichen Idee bereits unmit-
telbar nach 1918 an, als die damaligen 
Friedensverträge, die Ost- und Südeu-
ropa territorial neu gliederten, längst 
nicht allen ‚Nationen‘ ein Selbstbestim-
mungsrecht einräumten. So entstan-
den innerhalb der ‚Nationalstaaten‘, die 
seinerzeit vor allem an die Stelle des 
‚Vielvölkerstaates‘ Österreich traten, 

zahlreiche „Minderheiten“ als ein „un-
glückselig verbleibende[r] Rest, der in 
dem System schlechterdings keinen 
Platz hatte“ (Arendt 1998, 564ff). Im 
Zuge der Bemühungen der neuen Na-
tional- bzw. „Nationalitätenstaaten“, 
jene Minderheiten entweder „zu assi-
milieren oder zu liquidieren“, kam es 
in Europa seit den 1920er deswegen 
zu massiven Flucht- und Migrations-
bewegungen, die am Ende ganze Heer-
scharen von „Staatenlosen“ produzier-
ten, die auf Dauer keinem der existen-
ten Nationalstaaten zugerechnet 
werden konnten. Für Arendt hatte dies 
die fatale Folge, dass diejenigen Be-
völkerungsgruppen, die in der Logik 
des Nationalstaates keine angemesse-

ne Repräsentation fanden, zunehmend 
als ‚überflüssig‘ angesehen wurden. 
Den totalitären Entgleisungen und Ge-
noziden Mitte des 20. Jahrhunderts ha-
be dies erst den Boden bereitet. In ih-
rem erstmals 1943 erschienenem Essay 
We Refugees analysiert Arendt (2016) 
diese prekäre Situation bereits sehr 
hellsichtig, indem sie das Flüchtlings-
lager hier als negatives Abfallprodukt 
der nationalstaatlichen Idee deutet, zu 
dem es gewissermaßen einen verhee-
renden Kontrapunkt bildet: Auf der ei-
nen Seite der staatlich garantierte Zu-
stand der Ordnung und Sicherheit, der 
die innerhalb seiner Grenzen legal le-
benden Bürger wirksam und umfas-
send beschützt; und auf der anderen 
Seite das Flüchtlingslager als schlecht-
hin recht-, gesetz- und schutzloser Ort 
sowie der Flüchtling als Synonym to-
taler Ausgrenzung. 

Dieser von Arendt diagnostizierte 
unheilvolle Nexus zwischen national-
staatlich organisierten Zentren und an-
archischen Peripherien wird zum Teil 
bis heute bestätigt. In Giorgio Agam-
bens Werken Homo sacer (2002) und 
Ausnahmezustand (2004) avanciert das 
(Flüchtlings-)Lager zum paradigmati-
schen Schatten der modernen Souve-
ränitätsidee, die auf diese Weise Gesetz 
und Anomie engmaschig miteinander 
verknüpft. Julia Schulze Wessels (2017) 
Anleihen bei Arendt und Agamben 
führen hingegen zu einer aktualisier-
ten Interpretation des „rechtlichen‘ Sta-
tus von Flüchtlingen, welche irgendwo 
zwischen „Lager“ und „Grenzraum“ an-
gesiedelt sind im Sinne eines Ortes, in 
dem alle Regeln und Entscheidungen 
über Inklusion und Exklusion unter-
laufen werden. 

Über das Scharnier Agamben gerät 
zudem ein weiterer Autor ins Visier, 
der das Ende der nationalstaatlichen 
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Ära ähnlich früh ansetzte wie zuvor 
Hannah Arendt, wenngleich aus an-
deren Gründen. Die Rede ist von Carl 
Schmitt (72002, 10) und seiner 1963 
vor dem Hintergrund des Ost-West-Ge-
gensatzes geäußerten Prognose, dass 
der „[National-]Staat als Modell der 
politischen Einheit, der Staat als Trä-
ger des erstaunlichsten aller Monopo-
le, nämlich der politischen Entschei-
dung, dieses Glanzstück europäischer 
Form […] entthront wird“. An die Stelle 
des Staates, der staatlichen Souveräni-
tät und des politischen Machtkampfes 
zwischen Nationalstaaten rücken nach 
Schmitt (2006) nun zunehmend asym-
metrische imperiale Strukturen, gegen 
die sich wiederum ‚Partisanen‘ entwe-
der defensiv zur Wehr setzen oder die 
‚Weltrevolutionäre‘ offensiv zu über-
winden trachten. Das Westfälische Sys-

tem in dem „nach innen geschlossen 
befriedete“ politische Einheiten „nach 
außen geschlossen als Souverän gegen-
über Souveränen“ agierten und in dem 
„Staat und Souveränität“ die „Grund-
lage der bisher erreichten völkerrecht-
lichen Begrenzungen von Krieg und 
Feindschaft“ bildeten (Schmitt 2002, 
11 f.), sei demzufolge an sein geschicht-
liches Ende gelangt. Als Ergebnis die-
ser Entwicklung, die die innere Pazi-
fizierungsleistung des Staates obsolet 
werden lässt, sei schließlich eine Art 
‚Weltbürgerkrieg‘ zu befürchten. Wi-
derhall fand Schmitts Perspektive vor 
allem in den Theorien der failed/fai-
ling states, die den zu beobachtenden 
„Staatszerfall“ bzw. das „Scheitern von 
Staaten“ als sicherheitspolitisches Kar-
dinalproblem der Gegenwart auffassten 
(z. B. Büttner 2004, Geiß 2005).

Abschied vom Nationalstaat?

Nach dem Ende des Ost-West-Gegen-
satzes, unter dessen Eindruck Schmitts 
wie Arendts Lesarten zu interpretieren 
sind, wurde hingegen auch die Rolle 
des Nationalstaates unter veränderten 
Parametern diskutiert. In den Vorder-
grund rückten nun weniger die totali-
tären Begleiterscheinungen des als 
‚Einheit‘ versagenden Nationalstaates, 
sondern die ins Bewusstsein drängen-
de Unmöglichkeit, mit den traditionel-
len, territorial begrenzten staatlichen 
Institutionen die ökonomischen, öko-
logischen und politischen Herausfor-
derungen der Gegenwart beherrschen 
zu können. Anstatt weiterhin auf das 
„Westfailure System“ (Strange 1999) 
zu setzen, das insbesondere den An-
forderungen einer globalen Wirt-
schaftspolitik nicht gewachsen sei, 
schien der „Abschied vom National-
staat“ (Al brow 1998) damals für viele 
Beobachter ausgemacht und das „Re-
gieren jenseits des Nationalstaates“ 
gleichermaßen zur Notwendigkeit 
(Beck/Grande 2004) wie „Chance“ 
(Zürn 1998) zu mutieren. Parallel eta-
blierte sich mit Begriffen wie der „post-

nationalen Konstellation“ (Habermas 
1998), „Global Governance“ (Held 
1995, Hewson/Sinclair 1999) sowie ei-
ner „globalen“ (Höffe 1999) oder „kos-
mopolitischen Demokratie“ (Archibugi 
2008) ein politisches Denken, das die 
Grenzen des Nationalstaates sprengte. 

Angesichts der sich immer stärker 
vermengenden innen- und außenpo-
litischen Dimension des Regierungs-
handelns, einer sich intensivierenden 
regionalen Integration und globalen 
Interdependenz sowie der steigenden 
Bedeutung nicht-staatlicher Akteure 
wirkte damals vor allem die Vorstellung 
staatlicher Souveränität zunehmend 
wie ein Anachronismus. Vorstellbar 
blieb im Sinn des Governance-Konzepts 
lediglich die Einbettung des Staates in 
ein Ensemble aus globalen, regionalen 

und lokalen Institutionen, Strukturen 
und Prinzipien zur kollektiven Steu-
erung und Regelung des Politischen 
im transnationalen Mehrebenen-Sys-
tem. Gegen den Staat in herkömmli-
cher Hinsicht sprach dabei dessen for-
malisierte Hierarchie, gegen die Nation 
wie gehabt ihre Begrenztheit sowie die 
mangelnde Repräsentation der Plurali-
tät zivilgesellschaftlicher Akteure. Effi-
ziente Governance-Strukturen (an de-
nen wiederum Religionsgemeinschaf-
ten zum Teil exponiert beteiligt sind) 
kristallisierten sich sehr folgerichtig be-
vorzugt auf Policy-Feldern wie Frieden, 
Umwelt, Ökologie, Armutsbekämpfung, 
Entwicklung oder der Regulierung der 
Finanzmärkte heraus, das heißt überall 
dort, wo staatliche Grenzziehungen of-
fensichtlich überfordert und/oder kon-
traproduktiv sind.

Gleichwohl blieb die Position, dass 
die Fortschritte im Bereich interna-
tionaler und globaler Governance 
die Existenz des klassischen staatli-
chen Regierungshandelns irgendwann 
überflüssig machen würden (Rosenau/
Czempiel 1992), eine Seltenheit. Rele-
vante Governance-Ansätze gehen viel-
mehr fast durchweg von einer Kom-
plementarität zwischen nationalstaat-
lichen und transnationalen Strukturen 
aus. Dies liegt erstens daran, dass auf 
dem Feld der Weltordnungspolitik un-
verändert nationalstaatliche Interessen 
bzw. das Sicherheitsbedürfnis der Staa-
ten in evidenter Manier dominieren. 
Zweitens gilt das State- and Nation-
Building auch heute noch als wichti-
ge politische Rahmenbedingung für die 
Schaffung von effizienten und stabi-
len administrativen Strukturen. Drit-
tens und letztens bestehen seit Lan-
gem erhebliche Zweifel, dass sich eine 
funktionierende, handlungsfähige De-
mokratie jenseits (national) definierter 
territorialer Grenzen installieren lässt 
(z. B. Dahl 1999). Die Kritik, dass es sich 
bei Global Governance darob nur um 
einen Etikettenschwindel handelt (z. B. 
Lederer/Müller 2005, Whitman 2005, 
Dingwerth 2007, Grugel/Piper 2007), 
ist daher keineswegs verstummt.
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Renaissance oder Niedergang des Nationalstaates im Kontext 
globaler Flucht- und Migrationsbewegungen? 

Die soeben ideengeschichtlich reflek-
tierten Krisensymptome des historisch 
kontingent bleibenden ‚Nationalstaa-
tes‘ lassen sich zu dessen eigentlichem 
Kardinalproblem verdichten: der nor-
mativ gebotene Umgang mit nationa-
len, ethnischen und kulturellen Min-
derheiten bei der Organisation von Mit-
gliedschaft und Zugehörigkeit. Dieses 
Problem kann als konstante Begleiter-
scheinung der engen Verknüpfung von 
Staat und Nation gelten und rückt an-
gesichts der heute zunehmenden glo-
balen Migrationsbewegungen nur um-
so deutlicher ins Bewusstsein (Brubaker 
2010). Folgerichtig berührten die zum 
Teil sehr grundsätzlichen Fragen, die 
im Zusammenhang mit der vor allem 
in den Jahren 2015 und 2016 wahr-
genommenen ‚Flüchtlingskrise‘ in Eu-
ropa aufkamen, zuvorderst die natio-
nale Identität der EU-Mitgliedstaaten. 
Die damals zu verzeichnende starke 
Zunahme von Asylbewerbern (von ca. 
600 000 im Jahr 2014 auf jeweils rund 
1,3 Millionen in den beiden Folgejah-
ren), die bevorzugt über die Balkan-
route nach Südost-, Mittel- und West-
europa einreisten, legten in dieser Hin-
sicht nicht nur bestehende Defizite im 
Solidarverständnis zwischen den eu-

ropäischen Ländern offen und verhin-
derten eine wie auch immer gearte-
te ‚gerechte‘, da paritätische oder pro-
portionale Aufteilung der Flüchtlinge. 
Das Fehlen stationärer Grenzkontrol-
len im EU-Binnenraum im Zuge des 
Schengener Abkommens wurde von 
vielen Kritikern vielmehr als Signatur 
eines problematischen Souveränitäts-
verlusts der Mitgliedstaaten aufgefasst, 
was wiederum das parallele Erstarken 
nationalistischer, nationalkonservati-
ver oder auch rassistischer Kräfte in 
vielen EU-Ländern und das schwin-
dende Vertrauen in die Integrations-
kraft der Union erklärt. 

Die Bilanz fällt dennoch zwiespäl-
tig aus, ließ sich das (weitgehend un-
solidarische) Verhalten der Europäer 
doch sowohl als Beleg für die Unver-
wüstlichkeit des Nationalstaats als 
auch für die Unangemessenheit inter-
pretieren, den globalpolitischen He-
rausforderungen der Gegenwart mit ei-
nem Denken begegnen zu wollen, das 
in territorialen Grenzen gefangen 
bleibt. Jene Unentschiedenheit spiegelt 
sich auf der theoretisch-diskursiven 
Ebene exakt darin, dass für beide Po-
sitionierungen jeweils plausible Argu-
mente zu lancieren sind. So spricht un-

bedingt einiges dafür, dass ein demo-
kratischer Staat seine (nationalen) 
Grenzen so definieren muss und darf, 
dass Mitgliedschaft und Zugehörigkeit 
zu einem Volk zu einer exklusiven Qua-
lität werden (Walzer 2006, Kap. 2). Die-
se Qualität legitimiert dann nicht nur 
bis zu einem gewissen Grad die Bevor-
zugung der ‚eigenen‘ Bürger und ent-
bindet das politische Gemeinwesen von 
‚grenzenlosen‘, utopischen und mithin 
unzumutbaren Verpflichtungen (Blake 
2014a und 2014b), sondern wahrt ins-
gesamt die territoriale Integrität und 
Autorität des Staates als unentbehrli-
chen Agenten für eine institutionali-
sierte kollektive Selbstbestimmung 
(Miller 2007, 213–230, Nida-Rümelin 
2017). Auf der anderen Seite leuchtet 
es gewiss nicht weniger ein, wenn im 
Namen der Authentizität von Demo-
kratien auf generelle Offenheit, Frei-
zügigkeit und Pluralität gepocht wird. 
An diesen Prinzipien dürfte sich so-
dann mitnichten nur die Bevölkerung 
eines bestimmten Landes bzw. eines 
Staatenbundes erfreuen. Im Sinne ei-
ner „Ethik“ (Carens 2013) bzw. eines 
universalen „Menschenrechts“ auf Im-
migration (Owen 2014, Oberman 2016) 
könnten und sollten stattdessen we-
nigstens theoretisch alle Menschen auf 
der Erde daran teilhaben, einfach, weil 
im Namen der Demokratie eine „glo-

Nida-Rümelin, Julian (2017): Über Grenzen denken. Eine Ethik der 
Migration, Hamburg.

Oberman, Kieran (2016): Immigration as a Human Right, in: Fine, 
Sarah/Ypi, Lea (Hg.): Migration in Political Theory. The Ethics 
of Movement and Membership, Oxford, 32–56.

Owen, David (2014): Human Rights, Refugees, and the Freedom of 
Movement, in: Journal for Human Rights 8 (2), 50–65.

Pevnick, Ryan (2011): Immigration and the Constraints of Justice. 
Between Open Borders and Absolute Sovereignty, Cambridge.

Renan, Ernest (1996): Was ist eine Nation? Rede am 11. März 1882 
an der Sorbonne, Hamburg.

Rosenau, James N./Czempiel, Ernst-Otto (Hg.) (1992): Governance 
without Government: Order and Change in World Politics, 
Cambridge.

Schmitt, Carl (72002): Der Begriff des Politischen. (Nachdruck der 
Ausgabe von 1963), Berlin.

Schmitt, Carl (62006): Theorie des Partisanen. Zwischenbemerkung 
zum Begriff des Politischen, Berlin. 

Schulze Wessel, Julia (2017): Grenzfiguren. Zur politischen Theo-
rie des Flüchtlings, Bielefeld.

Snyder, Timothy (2019): „Es gibt keine Rückkehr zum National-
staat“, in: Neue Zürcher Zeitung, 30.1.2019.

Strange, Susan (1999): The Westfailure System. In: Review of In-
ternational Studies 25, 345–354.

Walzer, Michael (2006): Sphären der Gerechtigkeit. Ein Plädoyer 
für Pluralität und Gleichheit, Frankfurt am Main.

Weinacht, Paul-Ludwig (1968): Staat. Studien zur Bedeutungs-
geschichte des Wortes von den Anfängen bis ins 19. Jahr-
hundert, Berlin.

Whitman, Jim (2005): The Limits of Global Governance, London u. a.
Zürn, Michael (1998): Regieren jenseits des Nationalstaates. Globali-

sierung und Denationalisierung als Chance, Frankfurt am Main.



Schwerpunktthema

40 MOSINTERNATIONAL 13. Jg. (2019) Heft 4

bale Bewegungsfreiheit“ (Cassee 2016) 
schwerlich zu beanstanden wäre. Was 
zugleich eine Art der Freiheit rechtfer-
tigen würde, die sowohl die (völker-
rechtlich) gängige Unterscheidung zwi-
schen politischen Flüchtlingen und 
Wirtschaftsmigranten obsolet machen 
als auch das Argument staatlicher 
Grenzhoheit demokratietheoretisch 
entkräften könnte (Abizadeh 2008). In 
dieser argumentativ höchst zwei-
schneidigen Situation mag womöglich 
die Verteidigung einer (relativ) homo-
genen, nationalen kollektiven Identi-
tät (Miller 2016) für viele nicht mehr 
zeitgemäß wirken. Den mit der Frage 
nach offenen oder definierten Grenzen 
generell verbundenen Aporien ist in-
des auch auf anderem Wege kaum zu 
entgehen. 

Dies wird etwa evident, wenn wie 
von Ryan Pevnick (2011) versucht wird, 
ein ‚moderates‘, demokratietheoretisch 
gesättigtes „right to exclude“ des Na-
tionalstaates als Ausgleich zwischen 
offenen Grenzen und territorialer Sou-
veränität zu installieren. Pevnick re-
kurriert dazu auf eine Theorie der „as-

sociative ownership“, die den politisch 
aktiven Bürgern ein Eigentumsrecht an 
ihrer Nation einräumt, in Wiederho-
lung des klassischen Arguments, dass 
die Wirksamkeit der politischen Insti-
tutionen einer Demokratie in der Pra-
xis ein definiertes Territorium voraus-
setzen. Von der entgegengesetzten Sei-
te gelangt hingegen Michael Blake zu 
ziemlich ähnlichen Ergebnissen. So re-
spektiert Blake (2014b) aus menschen-
rechtlichen Erwägungen heraus ein in-
dividuelles „right to leave“, kommt aber 
im Anschluss dennoch nicht an einem 
demokratietheoretisch gerechtfertigten 
„right to exclude“ vorbei. Analog bleibt 
es auch bei Blake (2015, 203) eine un-
aufgelöste Spannung, dass kein „abso-
lutes Recht“ existieren kann, von ei-
nem Nationalstaat in einen anderen 
zu wechseln, weil Staaten keine Ver-
pflichtung aufzuerlegen sei, alle Men-
schen aufzunehmen, die eine solche 
Aufnahme aus welchen Gründen auch 
immer begehren. Hierzu passt das Ar-
gument von Oliviero Angeli (2011), der 
eine letztlich unüberwindbare Diskre-
panz zwischen einem moralisch über-
zeugend zu reklamierenden individu-
ellen Einwanderungsrecht und dessen 
politisch-demokratischer Realisierung 
erkennt.

Schulterschluss zwischen Nation und Religion 
gefährdet Demokratie

Indem sich folglich das ‚Recht auf Ein-
wanderung‘ von Flüchtlingen und Mi-
granten sowie das demokratisch ver-
fassten Nationalstaaten zustehende 
‚Recht auf Ausschluss‘ in einer Art Patt 
befinden, kann es in den aufgeworfe-
nen Fragen der Inklusion und Exklu-
sion am Ende nur um das Aushalten 
der hiermit verbundenen unlösbaren 
Widersprüche gehen. Für den National-
staat, dessen Existenz durch die globa-
len Flucht- und Migrationsbewegun-
gen herausgefordert wird, heißt dies, 
an seinen klassischen Prinzipien der 
Staatsräson, der Souveränität sowie 
der territorialen Begrenzung einerseits 

festzuhalten, um sie gleichwohl perma-
nent und signifikant zu überschreiten. 
Um diesen Spagat in einen tragfähi-

gen Kompromiss oder sonstigen mo-
dus vivendi münden zu lassen, bedarf 
der Staat jedoch offenbar der massi-
ven Unterstützung zivilgesellschaftli-
cher, nicht-staatlicher Akteure wie Re-
ligionsgemeinschaften, NGOs etc., de-
ren Strukturlogik weniger an ein klar 
definiertes Territorium gebunden ist, 
als dies wie gesehen für den National-
staat selbst gilt. Andernfalls droht die 
partikulare politische Logik des demo-
kratischen Nationalstaates einen Aus-
gleich mit den universalen Prinzipien 
der Menschenrechte zu verfehlen.

Umso prekärer erscheint es vor dem 
Hintergrund der soeben geleisteten 
grundsätzlichen Diagnose, wenn das 
Verhältnis zwischen (National-)Staat 
und Religion nicht auf einen derarti-
gen Ausgleich zwischen Universalität 
und Partikularität ausgerichtet ist und 
religiöse Akteure gegebenenfalls ge-
meinsam mit nationalistischen Kräf-
ten auf eine harsche Politik der Ex-
klusion hinarbeiten bzw. die Religion 
von rechtspopulistischen Parteien und 
Bewegungen erfolgreich instrumentali-
siert wird (z. B. Marzouki et al. 2016, Hi-
dalgo et al. 2018, Hidalgo/Pickel 2019).

Ein solcher Schulterschluss zwi-
schen Nationalismus und Religion, 
wie ihn heute vor allem die illiberalen 
Strömungen in Europa (etwa in Frank-
reich, Italien, Polen oder Ungarn, aber 
natürlich auch in Deutschland) anstre-
ben, würde die nötige Spannung zwi-
schen den universalen und partikula-
ren Prinzipien der Demokratie unter-
minieren und letztere damit im Ganzen 
gefährden. 

Fazit 

Die zugrundeliegende Kardinalfra-
ge des vorliegenden Aufsatzes, ob die 
Idee des Nationalstaates derzeit eine 
Renaissance erlebt oder nichtsdesto-
weniger ein Auslaufmodell bedeutet, 
ist unter Berücksichtigung der entfal-
teten Argumentationskette nicht ein-
deutig zu beantworten. Die heute vi-
rulenten weltpolitischen Probleme, die 

die massive Zunahme an Flüchtlings-
zahlen und Migrationsbewegungen 
in den letzten Jahren und Jahrzehn-
ten überhaupt erst erklären, verlangen 
es offensichtlich, sich von einem zu 
engen, auf die Unverletzlichkeit na-
tionaler Grenzen fixierten Denken zu 
verbschieden sowie insbesondere zu re-
gistrieren, dass die Vorstellung einer 

 Zwischen „right to leave“ 
und „right to exclude“
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homogenen Nation als Basis und Defi-
nitionsmerkmal des Staates von vorn-
herein eine theoretische Fiktion war. 
Demnach wird wenigstens eine demo-
kratische Qualität des Nationalstaates 
auf einen modus vivendi mit den ihm 
dem Grund nach entgegengesetzten 
Prinzipien der Universalität und Plu-
ralität nicht verzichten können. Ande-
rerseits ist ebenso wenig zu übersehen, 
dass die Strukturprinzipien des Poli-
tischen bislang allen Fortschritten im 
Hinblick auf regionale Integration und 
Global Governance zum Trotz keine al-
ternativen Entitäten ausgebildet haben, 
die die politische Handlungsfähigkeit 
und demokratische Organisierbarkeit 
des Staates ersetzen könnten. Zu den 
unbequemen Einsichten der agonalen 
Demokratietheorie im Anschluss an 
(die Schmittianerin!) Chantal Mouffe 
(2007) zählt es dabei, sich die ‚Welt-

politik‘ der Zukunft als keinen globa-
len Konsens oder als Harmonie zu ima-
ginieren, sondern vielmehr als ein Ar-
tikulieren konträrer Interessen sowie 
eine geregelte Austragung von Kon-
flikten. Innerhalb dieses Gedanken-
schemas ist der Staat als Organisati-
onsmodell politischen Handelns bis auf 
Weiteres noch alternativlos.

Wenn heute insofern mit einigem 
Recht darauf insistiert wird, dass eine 
„Rückkehr“ zum Nationalstaat schon 
allein deshalb unmöglich sei, weil die-
ser immer schon einen Mythos bezeich-
nete (Snyder 2019), dann dürfen wir im 
Umkehrschluss nicht ignorieren, dass 
das Politische auf ebensolche ‚Mythen‘ 
angewiesen sein könnte. Der ‚Glaube‘ 
an die Nation ist also politisch nach 
wie vor eine Kraft, mit der in Zukunft 
weiter zu rechnen ist.
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Interview

„Ziel ist eine Ausgrenzung nach innen 
wie nach außen.“
Rechte Identitätspolitiken und ihre Motive

„Identitätspolitik“ – eine Gruppierung schwarzer lesbischer Frauen in den USA benutzt 
Ende der 1970er Jahre erstmals diesen Begriff. Die gemeinsam von Diskriminierung 
Betroffenen vereinigten sich für eine Politik der Anerkennung und Gleichberechti-
gung. In den vergangenen Jahren taucht dieser Begriff immer häufiger zur Beschrei-
bung der politischen Mobilisierung extrem-rechter Gruppierungen auf: Sie erschaf-
fen sich ein homogenes Volk mit Hilfe kollektivierter Identitäten derer, die „dazu 
gehören“. Sie arbeiten dabei mit Zuordnung auf der einen und Ausgrenzung auf der 
anderen Seite. Damit entlasten sie ihre Anhänger von der modernen Zumutung, als 
Individuen die eigene Identität selbst schaffen zu müssen, und versprechen, die über-
kommenden Privilegien derer zu sichern, die „ganz normal“ sind.

mosinternational Herr Möhring-Hesse, 
im Moment hört man in identitätspoliti-
schen Diskursen oft den Ausdruck „natio-
nale Identitäten“. Was ist darunter zu ver-
stehen?

Möhring-Hesse: Was es zurzeit gibt, 
ist eine Form (extrem-)rechter Mobili-
sierung, die identitätspolitisch ansetzt. 
Eine Variante dessen läuft über „natio-
nale Identität“. Mobilisiert wird durch 
die Konstruktion kollektiver Identitä-
ten, die sich an eingespielte Vorstel-
lungen einer – vermeintlich allem Poli-
tischen vorgegebenen – Nation anhän-
gen. Wobei nicht alle dieser rechten 
Identitätspolitiken im engeren Sinn 
wirklich national ausgerichtet sind. 

Viele von ihnen zielen auf ein homo-
genes Volk. „Nation“ benutzen die nur, 
wenn das irgendwie sinnvoll ist oder 
insofern sich da eine gewisse Realität 
für das herleiten lässt, was man mit 
dem homogenen „einen Volk“ meint. 
Aber das Völkische ist wichtiger als 
das Nationale. 

Dann gibt es auch rechtsextreme 
Milieus, in denen die Kollektivität 
ganz anders erzeugt wird, nämlich 
über „Rasse“ oder ähnliche Konstruk-
tionen. Allerdings ist die Unterschei-
dung zwischen Volk, Nation, Rasse, die 
ich vornehme, eher analytisch gemeint. 
Im konkreten Fall sind da viele Über-
schneidungen und Ungenauigkeiten.

mosinternational: Aber was passiert ge-
nau, wenn man die Mobilisierung über „na-
tionale Identität“ geht?

Möhring-Hesse: Dann werden die Ad-
ressaten einer solchen Mobilisierung 
auf eine Identität angesprochen, die sie 
haben und die, so die Unterstellung, der 
politischen Ansprache vorausliegt. Und 
zugleich wird die Identität, die man da 
voraussetzt, kollektiviert. Die Identi-
tät der Angesprochenen wird über die 
Zugehörigkeit zu einer Nation mit der 
Identität aller anderen, die gleicherma-
ßen zugehörig sind, gleichgemacht. Die 
Menschen mit der gleichen Identität 
werden so in ein Kollektiv einsortiert. 
Menschen, denen dagegen eine ande-
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re Identität zugesprochen wird, wer-
den „aussortiert“.

Diese angesprochene kollektive 
Identität ist hochfiktiv. Sie ist das Er-
gebnis von Homogenisierung einerseits 
und von Ein- und Aussonderung an-
dererseits. Der Trick ist, dieser hohen 
Konstruktivität ein wenig mehr Reali-
tät zu verschaffen, indem man auf ein 
eingespieltes Narrativ aufsetzt: das der 
Nation. So kann man die Geschichte 
einer Nation in Anspruch nehmen oder 
die Staatsbürgerschaft eines National-
staates. Ziel rechter Identitätspolitik ist 
es, unsichtbar und vergessen zu ma-
chen, dass die kollektive Identität kon-
struiert und dass das darüber laufende 
Kollektiv fiktiv ist. 

mosinternational: Und die Angespro-
chenen gehen diesem Täuschungsmanö-
ver so einfach auf den Leim?

Möhring-Hesse: Nein. Ich glaube nicht,  
dass die Angesprochenen Opfer einer 
Täuschung sind. In der rechten Mobi-
lisierung werden die Leute über die Zu-
gehörigkeit zu dem einen homogenen 
Volk angesprochen. Ihnen wird das An-
gebot gemacht, sich selber dazugehö-
rig zu machen und zugleich andere aus-
zuschließen. So wollen, seien wir doch 
ehrlich, Leute angesprochen werden. 
Hier geht niemand irgendwem auf den 
Leim.

Das Nationale steht dabei nicht im 
Vordergrund. Es ist bloß eine Form, 
diese Ansprache in ein eingespieltes 
Narrativ einzuschreiben, das Ungeheu-
erliche daran ein wenig wegzunehmen, 
nach dem Motto: Die Nation gibt es 
doch. Ein eingespieltes Narrativ wird 
zitiert und benutzt, um die Ungeheu-
erlichkeit der Homogenisierung und 
damit verbundenen Ausschließung an-
derer zu adeln. 

mosinternational: Seit wann gibt es 
Identitätspolitik überhaupt und seit wann 
kann man davon sprechen? Ist es richtig, 
dass Identitätspolitik historisch als Gegen-
modell zum liberalen Universalismus der 
Aufklärung entstanden ist? 

Möhring-Hesse: Es kommt darauf an, 
wie man den Begriff versteht. Als poli-
tischer Konzeptbegriff entsteht er Ende 
der 70er Jahre des letzten Jahrhunderts 
in den USA: Eine Bewegung schwarzer 
und lesbischer Frauen, das Combahee 
River Collective, gebraucht das Wort 
Identitätspolitik zur Konzeption ihrer 
eigenen politischen Mobilisierung. Als 
Konzeptbegriff taucht Identitätspolitik 
also erst Ende des vergangenen Jahr-
hunderts auf. 

Nimmt man den Begriff hinge-
gen analytisch, dann kann man zeit-
lich weiter zurückgehen. Dann lassen 
sich damit die antiliberalen Politiken 
im 18. Jahrhundert, die konservative 
Reaktion auf den Universalismus der 
Aufklärung bezeichnen. Diese erzeu-
gen kollektive Identitäten im Volk und 
versuchen, sich gegen die Zersplitte-
rung des liberalen Individualismus zu 
stemmen und die zerstörte Ordnung 
der „guten alten Zeiten“ wiederherzu-
stellen. Diese Motivlage richtet sich ge-
gen die Moderne und gegen die Auf-
klärung, in deren Folge Identität zu ei-
nem individuellen Konzept und in den 
Gegensatz zur sozialen Zugehörigkeit 
gesetzt wurde. 

Daraus kann man zumindest ler-
nen, dass rechte Identitätspolitiken 
unmodern sind. In modernen Gesell-
schaften werden die Menschen zu Trä-
gern von Identität gemacht, zu Sub-
jekten ihrer eigenen Biografie. Das ist 
die Erfindung moderner Gesellschaf-
ten: Durch die Ausdifferenzierung von 
Gesellschaften werden die Menschen 
gezwungen, ihre eigene Identität selber 
zu schaffen und durchzuhalten. Moder-
ne Gesellschaften bestehen nicht als ein 
Ganzes, sondern nur als ein Zusam-
menhang von Bereichen, in denen die 
einzelnen Menschen immer nur teil-
weise integriert sind. Das nennt man 
dann später „Rollen“. In diesen Gesell-
schaften müssen sich die einzelnen sel-

ber als ein Ganzes, als ein Individuum, 
erschaffen und sich eine Identität ge-
ben. Darin sind sie nicht frei, sondern 
sie werden dazu gezwungen. Spätes-
tens daran merkt man, dass Identität 
immer sozial geprägt und keine solisti-
sche Veranstaltung ist. Identität ist eine 
Zumutung! Man muss sie schaffen und 
man muss sie – gegen alle Widrigkei-
ten – durchhalten. In diesem Zwang zur 
Identität steckt immer auch eine Ent-
gegensetzung von Identität und Sozia-
lität: Einzelne gewinnen ihre Identität 
nicht darin, dass sie gesellschaftliche 
Bestimmungen oder soziale Zugehörig-
keiten bedienen. Wir verpflichten uns 
wechselseitig, authentisch zu sein, was 
bedeutet: der zu sein, der ich bin. Was 
aber auch heißt: nicht der zu sein, der 
bloß das ist, was man von ihm erwartet. 

Diese Entgegensetzung von Iden-
tität und Sozialität wird in den rech-
ten Identitätspolitiken zugleich bedient 
und umgangen. Umgangen, weil die 
Entgegensetzung aufgehoben wird. 
Gesunde Identität ist dann immer ei-
ne kollektive, wenn du einigermaßen 
„normal“ bist, wenn du „gesund“ bist, 
wenn du nicht „elitär“ bist, wenn du 
dazugehörst, wenn du den „gesunden 
Menschenverstand“ hast, dann bist du 
wer. Zugleich wird die Entgegenset-
zung aber auch bedient, nämlich bei 
der Abweichung untergebracht; das 
sind die „Volksverräter“, die „Eliten“. 
Das sind diejenigen, die ihre Identi-
tät aufgeben und damit allen anderen 
„schaden“. Die moderne Entgegenset-
zung von Identität und Sozialität wird 
zur Abwehr derer genutzt, die der ih-
nen vorgegebenen, ihrer eigentlichen, 
ihrer „gesunden Identität“ widerspre-
chen. Wir sehen: Zwar ist die Identi-
tätspolitik über ein „Nationales Volk“ 
eine antimoderne Veranstaltung. Aber 
sie nutzt zugleich die moderne Entge-
gensetzung von Identität und Soziali-
tät, um denen, die nicht dazugehören 
oder die das Volk verraten die ganze 
Wucht dieser Entgegensetzung entge-
gen zu schleudern. 

 Die Identitätspolitik über 
ein „Nationales Volk“ 
ist eine antimoderne 
Veranstaltung
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mosinternational: Die Vertreter rechter 
Identitätspolitiken sehen sich also als klei-
nes auserwähltes Volk an? 

Möhring-Hesse: In den rechten Iden-
titätspolitiken geht es eher darum, ei-
ne Mehrheit zu konstruieren, die durch 
Minderheiten bedroht wird: von außen, 
durch die Fremden und Anderen, und 
von innen, durch die, die nicht mehr 
den „gesunden Menschenverstand“ 
aufbringen, die nicht mehr „gesund“ 
oder „normal“ denken oder leben. Das 
sind dann die Eliten, auch die Bischö-
fe, die „Volksverräter“ und allen voran 
Angela Merkel. Es ist die Konstruktion 
einer Mehrheit! 

Die Führer in solchen Bewegungen 
sehen sich als die Führer dieser Mehr-
heit an, und – solange die Mehrheit 
noch keine Mehrheit hat – als Sprach-
rohr der „schweigenden Mehrheit“. Die 
Wenigen geben sich als Stimme der 
Mehrheit aus – und zwar als deren ein-
zige Stimme. Deswegen darf man diese 
Form rechter Mobilisierung Populismus 
nennen. Das ist der Gag: Hier wird ein 
Volk konstruiert und diese Konstruk-
tion wird die einzig mögliche legitime. 
Diejenigen, die für dieses Volk spre-
chen, erheben den Alleinvertretungs-
anspruch dafür. 

Dagegen stehen, was dummerwei-
se mit dem gleichen Begriff bezeich-
net wird, Identitätspolitiken, die Min-
derheiten organisieren. 

mosinternational: Sie hatten es ein-
gangs ja bereits angedeutet: Die Politisie-
rung kollektiver Identitäten dient seit den 
1970er Jahren als emanzipatorisches In-
strument diskriminierter Minderheiten. 
Können Sie kurz erläutern, wie es zu dieser 
Entwicklung kam? Und worin besteht der 
Unterschied zu „rechter Identitätspolitik“?

Möhring-Hesse: Minderheiten orga-
nisieren sich zwar über kollektive Iden-
titäten, aber diese werden abgerufen, 
weil sie erzeugt werden durch Ausgren-
zung. Diese Politiken sprechen Men-
schen an, von denen sie behaupten, 

dass sie die gleichen Ausgrenzungs- 
und Diskriminierungserfahrungen ma-
chen. Sie sprechen Menschen an, die 
gemeinsam davon betroffen sind, dass 
sie von der Mehrheitsgesellschaft „an-
ders gemacht werden“ und auf Grund 
ihres Andersseins ausgeschlossen, dis-
kriminiert und benachteiligt werden. 
Sie sprechen Betroffene auf Grund ei-
ner gemeinsamen Merkmalzuschrei-
bung an, nicht weil diese Merkmalzu-
schreibung sie in ihrer Identität trägt, 
sondern weil sie auf Grund dieser 
Merkmalzuschreibung gemeinsam von 
Ausgrenzung, Entwertung und fehlen-
der Anerkennung betroffen sind. Und 
die Behauptung ist, dass diese gemein-
same Betroffenheit die Identität derer 
prägt, die sie ansprechen. Wenn man 
zum Beispiel sagt, Frauenbewegung 
oder Schwulenbewegung gingen iden-
titätspolitisch vor, dann ist es nicht das 
Frausein oder Schwulsein, was in die-
sen Bewegungen identitätsprägend be-
hauptet und zum Ausgang politischer 
Mobilisierung genommen wird, son-
dern die Erfahrung, ausgegrenzt und 
missachtet zu werden, weil man Frau 
ist, weil man schwul ist. 

So aber werden zwei ganz unter-
schiedliche Formen politischer Mobi-
lisierung unter den einen Begriff „Iden-
titätspolitik“ gebracht, was nicht be-
sonders plausibel ist. In der einen Form 
geht es um Mobilisierung gegen Aus-
grenzung in einer auf Integration drän-
genden Politik; da werden Ausgegrenz-
te, Ausgeschlossene mobilisiert, um sie 
zugehörig zu machen, um deren volle 
Wertschätzung, Anerkennung, Betei-
ligung durchzusetzen. Und auf der an-
deren Seite werden über Identitätspo-
litiken Mehrheiten homogenisiert, um 
Menschen auszugrenzen. Beide sind 
absolut konträre Form politischer Mo-
bilisierung, und zwar so konträr, dass 
ich sie nur ungern unter denselben Be-
griff bringen möchte. Aber das pas-
siert, in der Literatur finden Sie das 
ständig. 

mosinternational: Würden Sie sagen, 
dass das Erstarken einer „Identitätspoli-

tik von rechts“ eine Reaktion ist auf diese 
„Identitätspolitik der Minderheiten“? Oder 
was ist der Antrieb dafür?

Möhring-Hesse: Das wird inzwischen 
häufig behauptet, unter anderem von 
dem US-amerikanischen Politikwis-
senschaftler Francis Fukuyama. Dass 
exkludierende Identitätspolitik von 
rechts, also eine auf Homogenität und 
Ausgrenzung sich berufende Identi-
tätspolitik einer unterstellten Mehr-
heit, die Antwort auf die Identitäts-
politik immer kleiner, immer exotisch 
werdender Minderheiten ist, dass sich 
also eine Mehrheit gegen die Zumutun-
gen von immer lauter werdenden, ihre 
Rechte durchsetzenden Minderheiten 
ist, das glaube ich nicht. Ich bestrei-
te diese These, wie sie zum Beispiel in 
den USA zur Erklärung von Trumps 
Wahlerfolgen genommen wird. Zumin-
dest für die Situation in Deutschland 
sehe ich das nicht. Von rechts werden 
identitätspolitisch diejenigen mobili-
siert, die etwas zu verlieren haben oder 
kommende Verluste für wahrschein-
lich halten. Zu verlieren haben Men-
schen überkommene Privilegien, Profi-
te auf vermeintlich normale Lebensfor-
men oder Lebensstile sowie errungene 
Wohlstandpositionen. So gesehen geht 
es hier immer zugleich um kulturel-
le und ökonomische Fragen, um Sinn 
und Bedeutung sowie um Materielles. 
Gegen diese Verluste mobilisiert man 
von rechts und hat eine restaurative 
Agenda, die Verteidigung dieser über-
kommenen Privilegien und eingenom-
menen Wohlstandspositionen – gegen 
die Aufsteiger von unten und die Be-
günstigten von der Seite, also die, die 
ihre gleichen Rechte einfordern, auch 
wenn sie nicht „normal“ sind, die nicht 
von außen kommen, sondern in der Ge-
sellschaft aufsteigen wollen. Das sind 
nicht nur Migranten oder internatio-
nale Organisationen, die den Klima-
wandel thematisieren und damit Wohl-
standsgefahren für die BRD und die 
Angesprochenen erzeugen, bedrohlich 
sind auch die Aufsteiger aus den Min-
derheiten, die kulturell oder sexuell an-

 Rechter Mobilisierung 
geht es darum, dass 
diejenigen, die „richtig 
leben“, die heterosexuell 
sind, die in „richtigen“ 
Ehen leben, ihre Privilegien 
verteidigen – gegen die 
Gleichstellung all derer, die 
„falsch leben“ 



Interview

45MOSINTERNATIONAL 13. Jg. (2019) Heft 4

dass sie die gleichen Ausgrenzungs- 
und Diskriminierungserfahrungen ma-
chen. Sie sprechen Menschen an, die 
gemeinsam davon betroffen sind, dass 
sie von der Mehrheitsgesellschaft „an-
ders gemacht werden“ und auf Grund 
ihres Andersseins ausgeschlossen, dis-
kriminiert und benachteiligt werden. 
Sie sprechen Betroffene auf Grund ei-
ner gemeinsamen Merkmalzuschrei-
bung an, nicht weil diese Merkmalzu-
schreibung sie in ihrer Identität trägt, 
sondern weil sie auf Grund dieser 
Merkmalzuschreibung gemeinsam von 
Ausgrenzung, Entwertung und fehlen-
der Anerkennung betroffen sind. Und 
die Behauptung ist, dass diese gemein-
same Betroffenheit die Identität derer 
prägt, die sie ansprechen. Wenn man 
zum Beispiel sagt, Frauenbewegung 
oder Schwulenbewegung gingen iden-
titätspolitisch vor, dann ist es nicht das 
Frausein oder Schwulsein, was in die-
sen Bewegungen identitätsprägend be-
hauptet und zum Ausgang politischer 
Mobilisierung genommen wird, son-
dern die Erfahrung, ausgegrenzt und 
missachtet zu werden, weil man Frau 
ist, weil man schwul ist. 

So aber werden zwei ganz unter-
schiedliche Formen politischer Mobi-
lisierung unter den einen Begriff „Iden-
titätspolitik“ gebracht, was nicht be-
sonders plausibel ist. In der einen Form 
geht es um Mobilisierung gegen Aus-
grenzung in einer auf Integration drän-
genden Politik; da werden Ausgegrenz-
te, Ausgeschlossene mobilisiert, um sie 
zugehörig zu machen, um deren volle 
Wertschätzung, Anerkennung, Betei-
ligung durchzusetzen. Und auf der an-
deren Seite werden über Identitätspo-
litiken Mehrheiten homogenisiert, um 
Menschen auszugrenzen. Beide sind 
absolut konträre Form politischer Mo-
bilisierung, und zwar so konträr, dass 
ich sie nur ungern unter denselben Be-
griff bringen möchte. Aber das pas-
siert, in der Literatur finden Sie das 
ständig. 

mosinternational: Würden Sie sagen, 
dass das Erstarken einer „Identitätspoli-

 Rechter Mobilisierung 
geht es darum, dass 
diejenigen, die „richtig 
leben“, die heterosexuell 
sind, die in „richtigen“ 
Ehen leben, ihre Privilegien 
verteidigen – gegen die 
Gleichstellung all derer, die 
„falsch leben“ 

ders orientiert sind. Die bedrohen auch 
eigene Privilegien. Mag man jetzt den-
ken: „Ah! Es geht auch um Minderhei-
ten und die organisieren sich ja iden-
titätspolitisch, also wehrt sich hier die 
Identitätspolitik von rechts gegen die 
Identitätspolitik von links.“ Das halte 
ich für nicht besonders belastbar. Was 
sich organisiert, sind die Leute mit be-
drohten Privilegien; diese wehren sich 
gegen die Aufsteiger bei den Frauen 
oder sexuellen Minderheiten. Deren 
Gleichstellung ist bedrohlich. Aber 

wie sie ihre Gleichstellung erkämpft 
haben, ob identitätspolitisch, univer-
salistisch oder individualistisch, ist für 
die rechte Mobilisierung vollkommen 
egal. Dort geht es darum, dass diejeni-
gen, die „richtig leben“, die heterosexu-
ell sind, die in „richtigen“ Ehen leben, 
ihre Privilegien verteidigen – gegen die 
Gleichstellung all derer, die „falsch le-
ben“. Die Gleichstellung ist für rechte 
Identitätspolitik der Skandal – nicht die 
Identitätspolitiken der Minderheiten. 

mosinternational: Wie real ist dieses Be-
drohungsszenario? Geht es dabei auch um 
die Angst vor sozialem Abstieg, bis hin zur 
Verarmung? 

Möhring-Hesse: Die rechte Bewe-
gung hat nichts oder wenig mit Pre-
karisierung zu tun. Gleichwohl geht es 
um Verluste, um Wertschätzung und 
Anerkennungsfragen. Sinn und Geld, 
das sind die beiden Währungen rech-
ter Mobilisierung. Mir geht es darum, 
dass die durch den Rechtspopulismus 
angesprochenen Leute etwas zu verlie-
ren haben: Anerkennung, Wertschät-

zung, was auch immer. Und dass dies 
eine absolut realistische Bedrohung 
für sie ist; dass nämlich die Art und 
Weise, wie sie leben, nicht mehr ge-
genüber anderen Lebensformen privi-
legiert wird bzw. nicht mehr privile-
giert werden soll. Wenn wir Ehen füh-
ren, in denen diejenigen, die „falsch“ 
und „pervers“ leben, dennoch diesel-
be Ehe führen, dann ist das für viele 
eine Bedrohung. Deswegen laufen sie 
zur „Demo für alle“, demonstrieren für 
die Rechte von „allen“, die so sind wie 
sie, und gegen die Gleichstellung all 
derer, die das nicht sind und deswegen 
auch nicht zu „allen“ gehören. Das ist 
die Pointe! Sie reagieren also auf reale 
Gleichstellung, die etwa über staatli-
ches Recht läuft. Lebensformen werden 
gleichgestellt und gleichberechtigt, und 
das wird von denjenigen, die glauben, 
dass sie ein Leben führen, das besser 
ist, das „normal“ ist, „gesund“ ist, als 
Angriff auf ihre privilegierte Anerken-
nung empfunden. 

Diese Gleichstellung kann durch-
aus auch monetäre Folgen haben. Dass 
plötzlich Leute, die „falsch leben“ An-
sprüche auf Sozialtransfers und Un-
terstützungsleistungen haben. Dass die 
plötzlich „Staatsknete abgreifen kön-
nen“. Ein absolut realer Sachverhalt, 
den man als Entwertung einschätzt, 
nach dem Motto: „Warum kriegt der 
dasselbe, obwohl der doch falsch lebt?“ 
Wobei, es geht noch schlimmer: „Wa-
rum bekommt der Operationen bezahlt, 
nur weil er glaubt, dass er nicht Mann, 
sondern Frau ist. Und ich muss we-
gen meiner Bagatell-Arzneimittel zur 
Apotheke laufen und selber bezahlen?“ 

mosinternational: Wie kommt man zu 
so einem Denken? Nur weil andere mehr 
Rechte haben, heißt das doch nicht au-
tomatisch, dass ich weniger Rechte habe. 

Möhring-Hesse: Man denkt auf jeden 
Fall nicht egalitär. Wir leben gemein-
sam in einer Gesellschaft und muten 
uns wechselseitig Verpflichtungen zu. 
Zum Teil laufen diese über den Staat, 

unter anderem über den Sozial- und 
Steuerstaat. Ein Beispiel: Wenn ich jah-
relang in eine Sozialversicherung ein-
bezahle und werde dann mit 55 er-
werbslos und das große Versprechen 
meiner jahrelangen Zahlung verpufft 
sehr schnell, nämlich nach einem Jahr. 
Ich lande im ALG II, also in einer ba-
salen Fürsorgeleistung. Nachdem ich 
jahrelang eingezahlt habe und meinen 
Verpflichtungen nachgekommen bin. 
Dann bringe ich in Erfahrung, dass an-
dere dieselbe Leistung erhalten, ohne 
jemals eingezahlt zu haben, nur weil sie 
nach Deutschland gekommen sind. Das 
darf man zumindest mal auch wahr-
nehmen, dass da jemand ein Privileg, 
das er sich erarbeitet hat, indem er über 
Jahre lang eingezahlt hat, verteidigen 
möchte. Da sehe ich eine politische Ra-
tionalität drin. Gerne würde ich ver-
suchen, der identitätspolitischen Deu-
tung eines solchen Protests zu begeg-
nen, und zu sagen: Leute, es geht hier 
gar nicht darum, dass ihr eine Identi-
tät oder Zugehörigkeit habt, die ande-
re nicht haben, und dass ihr auf Grund 
dieser Zugehörigkeit Rechte und Privi-
legien erworben habt. Euer Protest hat 
eine rationale Grundlage – und die soll-
te man besprechen und darüber viel-
leicht auch lösen können.

So kann man den Rechtspopulismus 
in Deutschland vielleicht besser verste-
hen: Menschen, die etwas zu verlie-
ren haben, kämpfen gegen kulturelle 
und ökonomische Verluste. Man soll-
te der identitären Mobilisierung die-
ses Kampfes nicht zu viel Aufmerk-
samkeit schenken, sondern sich auf die 
rationalisierbaren Hintergründe dieses 
Kämpfens fokussieren. Dabei entdeckt 
man, dass diese Kämpfe nicht alle zu 
rechtfertigen sind, weil einige der be-
drohten Privilegien ungerechtfertigt 
sind und sie deswegen auch nicht ge-
halten werden können, deswegen dem 
Kampf um deren Verteidigung wider-
sprochen werden muss. Es gibt kein 
Privileg auf „normale“ Sexualität! Weil 
wir heute wissen, dass es eine „nor-
male“ Sexualität nur als eine sehr ge-
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walttätige und repressive soziale Kon-
vention gibt. Also verteidigen wir eine 
solche Form von Geschlechterpolitik 
nicht mehr und halten die Privilegien 
eines vermeintlich normalen Lebens-
stils nicht für rechtfertigbar. Deswegen 
haben wir das Sozialrecht geändert und 
das Eherecht und Familienrecht. Den 
Widerstand gegen diese Änderungen 
rechtfertigen wird nicht; aber wir soll-
ten verstehen, worum es diesen Leuten 
in der Verteidigung ihrer überkomme-
nen Privilegien geht. 

mosinternational: Welche Gesellschafts-
ordnung schwebt Vertretern rechter Identi-
tätspolitik vor? Welches Konzept von Staat 
oder Nation vertreten sie? 

Möhring-Hesse: Kann man absolut 
nicht allgemein sagen. Mit den Ak-
teuren vor Augen, mit denen wir es 
in der Bundesrepublik zu tun haben: 
Überschätzen wir mal nicht deren die 
konzeptionelle Kraft. Ordnungskon-
zepte müssen sie nicht haben und ha-
ben sie auch nicht. Es gehört ja zu den 
wunderbaren medialen Ereignissen des 
bundesdeutschen Fernsehens, das In-
terview mit Herrn Gauland vor einem 
Jahr: Ohne jede Expertise, ohne jede 
politische Idee, ohne jedes Konzept prä-
sentiert sich dieser Herr. Konzeptionell 
muss rechte Identitätspolitik nicht stark 
sein. Politische Konzepte zerstören eher 
die Homogenisierung. Sobald man an-
fängt, politisch konzeptionell zu ar-
beiten, muss man Differenzen setzen, 
muss man etwa sagen: Wer soll wel-
che Rente bekommen, wie hoch ist sie 
und wer zahlt die Beiträge dafür? Jede 
mögliche Antwort darauf bedient un-
terschiedliche Interessen – und trennt. 
So lange man nur sagt: „Die Ausländer 
kriegen keine Rente“, klappt das besser. 
Dann wissen die Inländer: „Ich kriege 
Rente“ – und sind sich einig. Deswe-
gen: Konzeptionell ist die  rechte Iden-
titätspolitik nicht stark. Zumindest in 
der Bundesrepublik. Von daher sehe 
ich nicht, welche Gesellschaftsordnung 
man hat. Das braucht man schlicht-
weg nicht.

Rechte Identitätspolitik ist statt-
dessen destruktiv stark. Schauen wir 
in die Vereinigten Staaten. Da ist die 
Destruktion zum wesentlichen Merk-
mal der Regierungspolitik geworden. 
Trump ist nicht wirksam darin, dass er 
irgendeine Ordnungsvorstellung um-
setzt. Er ist in der Zerstörung erfolg-
reich. In seiner Destruktivität wird er 
von seinem politischen Lager geschätzt 
und findet eine immer noch hohe Un-
terstützung. Die lieben ihn nicht, weil 
er irgendetwas umsetzt, sondern weil 
er das, was ist, kaputt macht. Und das 
reicht für diese Art politischer Mobi-
lisierung. 

In der Bundesrepublik ist das ähn-
lich: Wir haben es mit rechter Identi-
tätspolitik zu tun, die Verlustängste ei-
ner vermeintlichen Mehrheit abruft, 
Restaurationsideen wachruft, die sich 
auf eine Zeit vor unserer Zeit bezie-
hen. So zielt man darauf, das, was jetzt 
ist, zu zerstören. In der Hoffnung, da-
durch kommen die vermeintlichen Zei-
ten von früher wieder zurück. Das ist 
die Logik, die ich dahinter sehe, und 
die hat mit Gesellschaftsordnung und 
Konzepten für Staat oder Nation, mit 
Konzepten für Sozialversicherung und 
Sozialpolitiken, wenig zu tun. 

mosinternational: Doch in welchem Ver-
hältnis stehen für Rechtspopulisten natio-
nale Identität und Nationalstaat?

Möhring-Hesse: In dem sozialen Kon-
strukt der Nation wird dem Staat als 
politischem Organ etwas Vorpolitisches 
vorgegeben. Das ist die Grundidee der 
Nation; sie brauchte man im 18. Jahr-
hundert, um Staaten einer bestimmten 
Größenordnung zu schaffen. Die vor-
politische Nation war in der Regel eine 
stark kulturelle Idee. Sie wurde über die 
gemeinsame Sprache, die gemeinsame 
Geschichte, über die Denker und Dich-
ter, über Musik, also über kulturelle und 
historische Sachverhalte erzeugt. Ein-
mal in Gang gesetzt, gibt es eine Wech-
selbeziehung: Der Nationalstaat bestä-
tigt die Nation und umgekehrt. Staats-
zugehörigkeit wird zugleich zu einem 

Hinweis auf nationale Zugehörigkeit 
und das, was der Staat als Kulturpoli-
tik organisiert, ist die Bestätigung des-
sen, was nationale Politik ist. Dem Na-
tionalstaat eigentlich vorgegebene Na-
tionen werden durch den Nationalstaat 
reproduziert, geschaffen und realisiert. 
Wie viel Ethnie und wie viel Blut im 
Nationalstaat drin steckt, ist Aushand-
lungssache, ist konstruiert. Im Natio-
nalsozialismus wurde auf dem Wege 
der völkischen und ethnischen Aus-
grenzung eine brutale Vernichtungs-
politik gegenüber vermeintlich nicht 
Zugehörigen betrieben. Darüber steckt 
im deutschen Nationalstaat viel Eth-
nie, viel Blut, viel Abstammung drin.

Nach meiner Beobachtung ist aller-
dings die Bezugnahme rechter Identi-

tätspolitik auf die Nation nicht son-
derlich stark. Man versucht, der kol-
lektiven Identität, die man politisiert, 
ein wenig mehr Realität zu geben, in-
dem man sie an das Narrativ der Na-
tion und damit an den Nationalstaat 
bindet. Wenn das Nationale aber stört, 
ist man auch in der Lage, die Bezug-
nahme zurückzufahren – und dann et-
wa auf das „christliche Abendland“ zu 
verweisen. 

mosinternational: Bedroht Identitäts-
politik unsere Demokratie, lenkt sie von so-
zialer Ungleichheit ab? Oder ist dies ein fal-
scher Gegensatz? Ist mit der Betonung von 
Identität gleichzeitig immer die Ausgren-
zung anderer verbunden, nach dem Mot-
to „wir: hier“, „die anderen: dort drüben“?

Möhring-Hesse: Völkische Identitäts-
politik ist die Konstruktion einer Mehr-
heit über die Ansprache des einen Vol-
kes, das identitätsbildend ist für alle, 
die zugehörig sind. Da geht es um ei-
ne Homogenisierung und darin um die 
Überwindung sozialer  Ungleichheiten, 
also: Beamte, Professoren, Vielverdie-
ner, Facharbeiter, Erwerbslose. Wie 

 Im deutschen National-
staat steckt viel Ethnie, 
viel Blut, viel Abstammung
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spreche ich die gemeinsam an und 
überwinde soziale Ungleichheiten? In-
dem ich sie als gemeinsame Zugehö-
rige zu einem Volk anspreche! Homo-
genität herzustellen, das geht nur, in-
dem man von sozialen Ungleichheiten 
ablenkt, mehr noch: zumindest in der 
politischen Mobilisierung überwindet.

Doch es gibt auch das Gegenstück: 
Durch identitätspolitische Mobilisie-
rung schafft man neue soziale Un-
gleichheiten und Polaritäten, wie: in-
nen und außen, Volkstreue und Volks-
verräter, normal und unnormal, gesund 
und ungesund. Schließlich kann man 
das eine mit dem anderen verknüpfen: 
Man verspricht, dass man die Ungleich-
heiten zwischen den Eigenen dadurch 
bewältigen, gar überwinden kann, dass 
man neue Ungleichheiten schafft. Im 
österreichischen Wahlkampf konnte 
man das bei den beiden ehemaligen 
Regierungsparteien beobachten. Man 
problematisiert bestehende soziale Un-
gleichheiten in dem einen Volk, indem 
man erklärt, warum sie bestehen: weil 
es nämlich die Einwanderung von au-
ßen und den Volksverrat von innen 
gibt. 

mosinternational: Die rechtspopulisti-
sche Identitätspolitik vertritt völkische und 
nationale Motive. Können Sie einige Bei-
spiele nennen?

Möhring-Hesse: Da gibt es ganz un-
terschiedliche Varianten. Zum einen 
sind da natürlich die nationalsozialis-
tischen frames. Dann gibt es die kul-
turelle Variante, wie sie Gauland ver-
tritt. Er zitiert die großen Dichter und 
spricht verächtlich in zynischer Art und 
Weise von seinen eigenen Parteifreun-
den und Wählern, die zu seiner Intel-
lektualität nicht in der Lage sind. Das 
ist dann die elitäre Variante des Popu-
lismus. Die Art und Weise kann so un-
terschiedlich sein, weil der Zusammen-
hang so locker ist. Es geht nicht um 
das Nationale, sondern um die Kollek-
tivitätsbildung des einen Volkes. Wie 
sehr man dazu das Nationale braucht, 
das kann nach Bedarf, Ansprache, Kon-

text, variieren. Je nachdem, ob Jörg 
Meuthen auf dem Marktplatz von 
Chemnitz oder Stuttgart redet. Bei ers-
terem verwendet er eher nationale, 
beim zweitem eher religiöse Motive. 
Dann ist es das christliche Volk, das 
bedroht ist von Säkularisten, von Athe-
isten und vor allem vom Islam. Rech-
te völkische Mobilisierung und natio-
nale Idee sind in Deutschland nicht eng 
miteinander verknüpft. 

mosinternational: In einigen Ländern, 
zum Beispiel in Ostmitteleuropa, sind na-
tionale und religiöse Identitäten vermischt. 
In der Bundesrepublik ist in den letzten Jah-
ren der Ruf nach Motiven wie der Rück-
kehr zum „christlichen Abendland“ lauter 
geworden. Bildet sich ein „identitäres Chris-
tentum“ heraus?

Möhring-Hesse: Grundlegend kann 
man sagen: Wer in Europa Identitäts-
politiken für Mehrheiten macht, in 
Ausgrenzung gegenüber Minderheiten, 
wer homogene Völker konzipiert, der 
wird am Christentum nicht vorbeikom-
men. Und weil das Christentum nicht 
existiert, sondern konfessionell, wird 
derjenige auch konfessionelle Differen-
zen organisieren müssen. Da werden 
Bewegungen gerade gezwungen, sich 
religiös zu affirmieren, sich auf reli-
giöse Konfrontationen zu beziehen und 
diese dadurch auch zu verschärfen. Das 
ist für Religionsgemeinschaften und re-
ligiöse Akteuren eine Einladung, sich 
an diese homogene Volkskonstruktio-
nen dranzuhängen und darüber ihrer 
Religion oder Konfession gesellschaft-
liche Bedeutung zu verschaffen. Wenn 
sich zum Beispiel die polnische Kir-
che als nationale Religion inszeniert, 
ist das auch ein Versuch, der eigenen 
Deutung von Katholischsein und Kir-
che gesellschaftliche Relevanz zu ver-
schaffen – und dies angesichts eines 

dramatischen Bedeutungsverlusts. Dies 
ist eine Versuchung des Christentums, 
sich an Identitätspolitiken von rechts, 
an identitäre Mehrheiten dranzuhän-
gen, um dem eigenen Religiösen Be-
deutung zu verschaffen.

In der Bundesrepublik widersetzt 
man sich der Versuchung, das Chris-
tentum identitär zu organisieren. In den 
deutschen Großkirchen gibt es eine ve-
hemente Kritik an der Rede vom christ-
lichen Abendland, zumindest dann, 
wenn sie von rechten Gruppierungen 
benutzt wird. Man nehme zum Beispiel 
die harsche Reaktion Kardinal Marx’ 
auf Markus Söder nach dessen verun-
glücktem Kreuzerlass. Auf der anderen 
Seite ist für manche Bischöfe die Ver-
suchung groß, von einem „christlichen 
Europa“ zu sprechen, um sich einzure-
den, in Europa hohe Relevanz als we-
sentlicher Motor und Garant zu haben.

mosinternational: Ist die Kirche nicht 
auch schuldig geworden, eine Identitäts-
politik der Mehrheit zu vertreten und Min-
derheiten auszuschließen, entgegen der 
Botschaft Jesu?

Möhring-Hesse: Mobilisierung kol-
lektiver Identitäten kann es nur in mo-
dernen Kontexten geben. Jesus kennt 
kein Konzept von Identität und kann 
deswegen kein Anti-Identitärer sein. 
Die Frage ist eher: Was betrifft die Kir-
chen? Gerade was den deutschen Kon-
text angeht, ist die katholische Kirche 
im 18. und 19. Jahrhundert antimo-
dern unterwegs gewesen. Eine Form 
dieses Antimodernen war die Organi-
sation kollektiver Identitäten. Das Ka-
tholische Milieu steht für genau dieses 
Angebot: Das Katholischsein eint mich 
mit allen anderen Katholiken, auch 
wenn der eine Unternehmer ist und der 
andere ausgebeuteter Arbeiter. Wir ha-
ben eine gemeinsame, eine katholische 
Identität! Dafür steht der Katholizis-
mus bis weit in das 20. Jahrhundert. 
Das wirkt immer noch nach, wenn auch 
nur in der restaurativen Erinnerung: 
„Wie schön ist es früher gewesen, als 
ich noch in der Kirchenbank saß und 

 In der Bundesrepublik 
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der Versuchung, das 
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wusste, dass mein Nachbar so ist wie 
ich bin.“ Diese Gemeinsamkeit ist ver-
loren. Wir sind als Christinnen und 
Christen gut beraten, unsere Gemein-
samkeit im christlichen Glauben nicht 
darin zu sehen, dass wir die gleiche 
oder eine gemeinsame Glaubensiden-
tität haben. Das ist nicht einfach. Was 
heißt es, mit anderen gemeinsam den 
Glauben zu feiern, wenn der Glaube 
nicht darin besteht, dass wir eine ge-
meinsame Identität haben, wenn wir 
uns gegenseitig zugestehen, dass wir 
auch als Glaubende Autor und Auto-
rin unserer eigenen Identität sind und 
wir uns aus dieser Zumutung auch in 
Glaubensfragen nicht entlassen kön-
nen. Welche Antwort Glaubende dar-
auf auch finden werden, in ihren Got-
tesdiensten können sie einen Ort ha-
ben, wo sie nicht so sehr mit sich selbst 
identisch sein müssen, wo sie nicht wis-
sen müssen, wer sie sind, was sie wol-
len und wohin sie gehen. Liturgische 
Orte können Orte der Entlastung von 
Identitätszumutung sein, ohne dass 
man sich wechselseitig zu einer kol-
lektiven Identität zwingt.

mosinternational: Doch indem die Kir-
che klar definiert, wer dazugehört und wer 
nicht, schafft sie aber doch auch eine Po-
litik des Ausschließens.

Möhring-Hesse: Ja, es ist auch ein 
Ausschließen, aber es wird eher ein 
Ausschließen in der Folge. Denn die 
Form milieubedingter Identitätspolitik 
führt zuallererst zu Diskriminierung, 
zu Formen der Verleugnung. Wenn ich 
schwuler Priester oder lesbische Pas-
toralreferentin bin, werde ich ja nicht 
ausgeschlossen. Ich kann aber ein we-
sentliches Moment meiner Identität in 
dieser Kirche nicht offen und gleich-

wertig leben. Für viele Betroffenen ist 
das weniger Ausschluss, sondern viel-
mehr gezwungene Selbstverleugnung 
und Missachtung. Dass sich Menschen 
dies heutzutage nicht mehr zumuten, 
sondern dann lieber die sie missach-
tende Kirche verlassen – das ist eine 
Form der Befreiung. Dadurch wird Dis-
kriminierung zur Ausschließung. Am 
Ende des Tages ist die Kirche, die so 
ausschließt, ein kümmerlicher Haufen, 
ein recht erbärmlicher und überhaupt 
kein „heiliger Rest“.

mosinternational: Wie stehen Sie zur 
Forderung nach einer „Leitkultur“?

Möhring-Hesse: Eine Leitkultur kann 
man nicht fordern, die gibt es oder 
eben nicht. Diejenigen, die behaup-
ten, dass es eine Leitkultur gibt, sind 
recht schwach darin zu sagen, worin 
ihre Leitkultur besteht. Das könnte ein 
Hinweis darauf sein, dass es diese Leit-
kultur nicht gibt. Die Rede von der Leit-
kultur ist auch ein Versuch, Homoge-
nität zu erzeugen und macht vor al-
lem in der Negation einen Sinn: Man 
kann sagen, was nicht Leitkultur ist. 
Zum Beispiel all das, was die „haben“, 
die von außen kommen. Ob es um kul-
turelle Fragen, Lebensstilfragen, Sinn-
fragen geht, weswegen die nicht dazu-
gehören, das sei dahingestellt. Es geht 
vor allem um Negation, ohne dass man 
das, was man negiert, überhaupt be-
greift, oder das, was man bejaht, auch 
nur annähernd kennt.

Dass die Vorstellung einer Leitkultur 
irgendetwas dazu beiträgt, Zuwande-
rung und Integration zu ermöglichen, 
glaube ich nicht. Denn erstens wird 
nicht klar, welche Integrationsforde-
rungen über die Leitkultur gestellt wer-
den; das sind ja zumeist nur universa-
le Standarderwartungen, die Menschen 

nun einmal von anderen Menschen 
einfordern können. Zweitens geht es 
häufig um Werte, die gerade nicht für 
alle diejenigen gelten, die selbstver-
ständlich zur Gesellschaft gehören. Es 
geht zum Beispiel um die Gleichheit 
von Männern und Frauen und inzwi-
schen auch von all denen, die weder 
Männer noch Frauen sind; und diese 
Gleichheit wird offenkundig von der 
katholischen Kirche verfehlt, was aber 
für diejenigen, die eine Leitkultur be-
haupten, überhaupt kein Problem ist. 

Also entweder macht man die Leit-
kultur genau – und kann sie dann von 
Migranten einfordern, dann hat man 
das Problem, dass viele der Einheimi-
schen nicht mehr dazugehören; oder 
man lässt die Leitkultur so weit und 
so offen, dass alle dazugehören, dann 
hat man aber nichts Substantielles, das 
man von Migranten einfordern könn-
te. Aber so viele Überlegungen ver-
trägt die Rede von der Leitkultur gar 
nicht. „Leitkultur“ soll keine Klarheit 
schaffen; es geht um Unklarheit, weil 
genau auf diese Weise kollektive Ho-
mogenität hergestellt und gegen die 
„Fremden“ mobilisiert wird.

Das Interview führte 
Claudia Schwarz, Dortmund
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Bericht

Ethik der Grenzen – 
Grenzen der Ethik
Annäherungen an ein komplexes und widersprüchliches Phänomen

Mit dem Wort „Grenzen“ assoziie-
ren viele die Diskussionen um die 

Öffnung oder Schließung der Staats-
grenzen oder die Auseinandersetzung 
um „Obergrenzen“ im Kontext der „Mi-
grationsdebatte“ der letzten Jahre. Dass 
die Frage nach Grenzen im Kontext 
der Ethik jedoch komplexer und viel-
gestaltiger ist, machte das diesjährige 
Forum Sozialethik deutlich, das unter 
dem Titel „Ethik der Grenzen – Grenzen 
der Ethik“ stand. Vom 16. bis 18. Sep-
tember 2019 gingen in der Katholi-
schen Akademie Schwerte mehr als 40 
junge Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler aus der deutschsprachi-
gen Christlichen Sozialethik und an-
grenzenden Disziplinen wie der Philo-
sophie oder den Politikwissenschaften 
in sieben Panels Anknüpfungspunkten 
für eine „Ethik der Grenzen“ nach. Sie 
loteten dabei immer wieder aus, wo die 
Ethik selbst an ihre Grenzen kommt 
bzw. sich selbst begrenzen sollte. 

Das Tagungsthema war herausfor-
dernd. Dies lag zum einen an der Viel-
falt der Themen, in denen die Ethik mit 
dem Problem der „Grenzen“ konfron-
tiert ist. So führten die Tagungsbeiträge 
u. a. in die Felder der (Menschen-)Rech-
te, der Natur, der Umwelt, der Technik 
oder der Politik. Zum anderen greift 
die Ethik so selbstverständlich und zu-
gleich selten reflektiert auf Grenzen als 
Instrument der Urteilsbildung zurück. 

Um den Umgang mit Grenzen in der 
Ethik eröffnete sich damit ein neues 
Diskussionsfeld, das in einigen Panels 
explizit bearbeitet und in den Diskus-
sionen aller Beiträge immer wieder auf-
gegriffen wurde. Schließlich zeichne-
te sich zudem ab, dass die Ethik dort, 
wo sie mit Grenzen als Gegenstand ih-
rer Reflexion konfrontiert ist, selbst an 
Grenzen stößt – und sich somit die Fra-
ge anschließt, mit welcher Ethik den 
Herausforderungen eines technologi-
sierten, digitalisierten und globalisier-
ten Zeitalters zu begegnen ist, dessen 
Dynamiken die vielschichtigen Dimen-
sionen und bisweilen Flüchtigkeit von 
Grenzen aufs Neue ins Bewusstsein ge-
hoben haben.

Für die weitere Arbeit können drei 
Perspektiven skizziert werden, die sich 
aus dem Tagungsverlauf rekonstruieren 
lassen und einem systematischen Zu-
gang zuträglich sein mögen: (1) Bedeu-
tungen von Grenzen, (2) deren Beurtei-
lung sowie (3) Entwürfe der Ethik in 
der Auseinandersetzung mit Grenzen. 

(1) Präsent waren vor allem die Mar-
kierung oder argumentative Plausibi-
lisierung eines Geltungsbereichs, etwa 
von Ansprüchen, Rechten oder Pflich-
ten, die Bestimmung eines Verhältnis-
ses, z. B. von Natur und Kultur oder 
Mensch und Maschine, die Grenze als 
zu überwindendes Hindernis oder die 
normative Setzung einer Schranke, die 

nicht durchbrochen werden darf. Da-
neben spielte auch immer wieder ei-
ne reflexive Dimension der Grenzse-
mantik eine Rolle. Diese war gewisser-
maßen aus dem Innern der Ethik oder 
sozialer Bewegungen heraus bemüht, 
(unvermeidliche) Prozesse der Selbst-
abschließung, der Einschränkung des 
Sichtfelds oder der abgrenzenden Be-
nennung unterdrückter Gruppen im In-
teresse der Überwindung ihrer Unter-
drückung selbstkritisch in den Blick zu 
nehmen und so deren Verabsolutierung 
zu vermeiden. Schon dieses Spektrum 
an Bedeutungen vermittelt, dass in Be-
zug auf Grenzen eine äußerst differen-
zierte Herangehensweise notwendig ist. 

(2) Dementsprechend fiel auch die 
Beurteilung von Grenzen nicht eindeu-
tig positiv oder negativ aus, sondern 
orientierte sich an dem jeweiligen kon-
kreten Gegenstand. Während in den 
Feldern Technik und Natur eher der 
Versuch unternommen wurde, Grenzen 
ethisch-normativ zu begründen, wur-
den Grenzen, die der Aufrechterhal-
tung des Status quo bspw. in Klima- 
und Umweltpolitik dienen, kritisiert. 
Als eine dritte Möglichkeit wiederum 
eröffnete sich die Perspektive, zunächst 
von einem normativen Urteil Abstand 
zu nehmen, den Grenzverläufen im Di-
ckicht der jeweiligen Problemfelder zu 
folgen und dort ethische Fragestellun-
gen und Herausforderungen zu identi-
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Welche Rechte haben Kinder?

Uhle, Arnd (Hg.): Kinder im Recht. Kin-
derrechte im Spiegel der Kindesentwick-
lung, Berlin: Duncker & Humblot 2019, 
328 Seiten, ISBN: 978-3-428-15682-5. 
(Wissenschaftliche Abhandlungen und 
Reden zur Philosophie, Politik und Geis-
tesgeschichte; 96)

Sollen Kinderrechte explizit in die Verfas-
sung aufgenommen werden? Nicht weni-
ge Sozialethiker oder Pädagogen bejahen 
das. Auch der Koalitionsvertrag der Gro-
ßen Koalition im Deutschen Bundestag 
vom März 2018 schließt sich dieser Forde-
rung an: Kinder, so die Begründung, sind 
Grundrechtsträger, weshalb ihre Rechte 
in Gestalt eines eigenständigen Kinder-
grundrechts ausdrücklich Verfassungs-
rang einnehmen sollten. 

Die rechts- und staatswissenschaftli-
che Sektion der Görres-Gesellschaft zur 
Pflege der Wissenschaft hat diese De-
batte auf ihrer Jahrestagung im Septem-
ber 2018 in Bamberg aufgegriffen. Zwei 
Anliegen prägen die inzwischen vorlie-
gende Tagungsdokumentation: Zum ei-
nen geht es um eine kritische Bestands-
aufnahme, inwieweit die bestehende 
Rechtslage der Sicherung des Kindes-
wohls und dem Schutz der Kinderrech-
te gerecht wird. Zum anderen wird un-
tersucht, wie sich die angezielte Grund-
rechtsänderung auswirken würde.

Der Band setzt mit Fragen zum Kin-
derschutz am Lebensbeginn ein. Barba-
ra Rox, deren Beitrag den Band eröff-
net, greift eine Frage auf, die gegenwär-
tig politisch kontrovers diskutiert wird: 

fizieren – ohne bereits Antworten pa-
rat zu haben. Diese Suchbewegungen 
an den Grenzen und die Bereitschaft, 
sich auf das Konkrete einzulassen, kön-
nen dem ethischen Nachdenken über 
Grenzen Kontur verleihen.

(3) In der Auseinandersetzung mit 
Grenzen spiegeln sich folglich Entwür-
fe von Ethik. So können Grenzziehun-
gen oder -setzungen zur Orientierung 
dienen und als Leitplanken fungieren, 
die den Bereich des ethisch Vertretba-
ren oder Zulässigen markieren. Ebenso 

kann Ethik aber auch danach fragen, 
wo Grenzen Hindernisse, Blockaden 
oder Herrschaftsinstrumente darstel-
len – und demnach überwunden wer-
den müssen. Grenzziehung und Grenz-
überschreitung als (idealtypische) Me-
thoden der Ethik schließen sich nicht 
zwangsläufig gegenseitig aus. Sie las-
sen sich allerdings auch nicht auf ein 
einziges moralisches Kriterium oder 
eine einzige ethische Theorie zurück-
führen. Die Einblicke aus den unter-
schiedlichen, mit Grenzen befassten 

Themenfeldern machten deutlich, dass 
begleitend immer auch eine selbstkriti-
sche Besinnung über die der Ethik ei-
genen Grenzen erforderlich ist.

Vor diesem Hintergrund war die Ta-
gung – im besten Wortsinn – eine An-
näherung an Grenzen; sowohl an ein 
vielschichtiges Phänomen als auch an 
eine produktive Kategorie sozialethi-
schen Denkens. 

Josef Becker, Münster

Buchbesprechungen
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Soll das ärztliche Werbeverbot für Ab-
treibungen gelockert werden? Die Rich-
terin am Landgericht Braunschweig ver-
neint dies, da sie darin einen unzulässigen 
Versuch erkennt, eine veränderte Rechts-
wirklichkeit durchzusetzen. Die aus der 
Verfassung folgende Schutzpflicht gel-
te für jegliches menschliches Leben. Die 
Autorin folgert daher: „Das Werbever-
bot hält das Bewusstsein für die hohe 
Bedeutung des Lebensschutzes in zuläs-
siger Weise wach“ (S. 49).

Karl-Heinz Brisch betont das Entwick-
lungsrecht von Kleinkindern auf eine si-
chere emotionale Bindung. Der in Salz-
burg lehrende Mediziner plädiert dafür, 
dass bei allen Entscheidungen zum Kin-
deswohl Erkenntnisse der Bindungstheo-
rie explizit herangezogen werden sollten. 
Der Staat solle für alle Einrichtungen, in 
denen Kinder fremdbetreut werden, ein 
externes „Qualitätsmonitoring“ als Stan-
dard festschreiben und finanziell absi-
chern.

Die Verfassung legt dem Staat ein 
Wächteramt auf, begrenzt aber zu-
gleich dessen Einfluss auf den Innen-
bereich der Familie. Erziehung ist ers-
tes Recht und erste Pflicht der Eltern. 
Staatliches „Nudging“ versucht, die so-
zial- und familienpolitischen Grenzen des 
liberalen Rechts- und Verfassungsstaats 
zu verschieben: „Es geht darum, Men-
schen zu einem bestimmten Verhalten zu 
veranlassen, ihnen gewissermaßen einen 
Stups in die richtige Richtung zu geben“ 
(S. 104). Ist dies legitim? Christian Win-
terhoff äußert sich dazu skeptisch: Der 
Staat dürfe zwar die Rahmenbedingun-
gen für eine längere oder frühere außer-
familiäre Betreuung beeinflussen, nicht 
aber bestimmte inhaltliche Ziele forcie-
ren. Hierfür fehle staatlichen Stellen ju-
ristisch eine genuine Zuständigkeit, wie 
er am umstrittenen Thema Sexual- und 
Genderpädagogik verdeutlicht: „Demge-
genüber ist staatliches Nudging mit dem 
Ziel, Kinder bereits in Krippe und Kinder-
garten mit dem Thema Sexualität in Be-
rührung zu bringen, mangels Zuständig-
keit der insoweit maßgeblich agierenden 
Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung und aufgrund des Vorrangs des 

elterlichen Erziehungsrechts […] rechts-
widrig“ (S. 127).

Inwieweit besteht ein Recht auf Un-
terrichtsbefreiung aus religiösen Grün-
den? Jörg Ennuschat befürchtet in diesem 
Zusammenhang, ein Kindergrundrecht 
im Verfassungsrang könne den elterli-
chen Erziehungsprimat zurückdrängen 
und bei Konflikten zwischen dem Recht 
auf Bildung und dem Recht auf Religi-
onsfreiheit die Darlegungslast umkeh-
ren. Der Bochumer Verwaltungsrechtler 
zieht Parallelen zu anderen Spannungs-
feldern der Schulpolitik: So gingen etwa 
egalitaristisch orientierte Versuche, ei-
ne Einheitsschule durchzusetzen, dahin, 
das elterliche Wahlrecht in Bezug auf die 
für ihre Kinder gewünschte Schulform zu 
beschneiden. Auch wenn der Verfasser 
dies nicht ausdrücklich erwähnt, könn-
ten solche Tendenzen in der Debatte um 
Kinderrechte auf Dauer ebenso zu Las-
ten der Privatschulfreiheit gehen und das 
freie Schulwesen deutlich schwächen.

Zwei Beiträge widmen sich Fragen 
der Generationengerechtigkeit. Rainer 
Wernsmann fragt, inwiefern Nullzinspo-
litik und Staatsverschuldung die soziale 
Sicherheit der nachwachsenden Genera-
tion gefährdeten. Der Passauer Steuer-
und Finanzrechtler plädiert für modera-
te, aber verbindliche Regeln, bleibt aber 
skeptisch gegenüber programmatischen 
Staatszielbestimmungen. Ein Kinder-
grundrecht würde verfassungspolitisch 
an dieser Stelle mehr versprechen als es 
garantieren könnte; so bliebe dieses et-
wa weitgehend einflusslos gegenüber der 
Zins- und Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank.

Der schwächste Beitrag des Bandes 
kommt von Andrea Edenharter. Ange-
sichts der aktuellen Klimadebatte ist die 
Verfasserin bereit, einen Bruch mit der 
gegenwärtigen Rechtsdogmatik zu wa-
gen und Nachhaltigkeitsrechte künfti-
ger Generationen verfassungsrechtlich zu 
implementieren. Als Unterton schwingt 
ein umweltpolitischer Alarmismus mit. 
Ein solcher wäre verfassungspolitisch al-
lerdings ein schlechter Ratgeber. Die Auf-
gabe einer Verfassung ist meiner Auffas-
sung nach eine andere: Sie steckt den for-

malen Rahmen ab, in dem selbst strittige 
oder komplexe Debatten politisch bear-
beitet werden können. Die Frage, welche 
konkreten umweltpolitischen Mittel dem 
Ziel der Nachhaltigkeit tatsächlich ent-
sprechen, kann nicht im Vorhinein ju-
ristisch entschieden werden. Mit einer 
ergebnisoffen geführten wissenschaftli-
chen wie politischen Debatte und einem 
Staat, der politisch Handlungsspielraum 
behält, wird einer wirksamen Umwelt-
politik besser gedient sein als mit Ver-
suchen, die Justiziabilität der Kinderech-
te aufzugeben, indem diese in Gestalt 
internationaler Solidaritätsrechte über-
dehnt werden.

Florian Becker fasst die Einwände 
gegen ein Kindergrundrecht überzeu-
gend zusammen: Dieses bleibe entwe-
der politisch wirkungslos oder entwickle 
auf Dauer eine Eigendynamik, in deren 
Folge eine problematische Frontstellung 
zwischen Kindern und Eltern entstehe. 
Wichtiger sei es, das einfache Recht auf 
seine Dienstbarkeit gegenüber dem Kin-
deswohl zu sichten. Hans-Georg Dederer 
pflichtet dem bei mit Blick auf das inter-
nationale Menschenrechtsregime. Dieses 
fordere keineswegs, eigene Kinderrechte 
in die Verfassung zu inkorporieren. Nach 
dem Grundsatz der Völkerrechtsfreund-
lichkeit komme den Kinderrechten als 
Bestandteil internationalen Menschen-
rechts schon heute Vorrang vor einfa-
chem Bundes- und Landesrecht zu.

Es gibt, wie der vorliegende Band ver-
deutlicht, gute juristische Gründe gegen 
ein eigenständiges Kindergrundrecht – 
auch wenn die Versuchung groß ist, auf 
diese Weise politisch ein „Zeichen zu set-
zen“. Die Verfassung aber sollte nicht für 
Symbolpolitik missbraucht werden. Ge-
rade Eltern, aber auch Lehrer könnten 
die Folgen systematischer Brüche in der 
Verfassungsordnung deutlich zu spüren 
bekommen. Sollten staatliche Ämter zu-
nehmend verpflichtet werden, die Rechte 
Minderjähriger anwaltschaftlich zu ver-
treten, könnte der Staat in die paradoxe 
Doppelrolle geraten, sowohl Adressat als 
auch Träger von Grundrechten zu sein. 

Ein weiterer Aspekt kommt im Band 
nur am Rande vor: Hinter Forderungen 
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nach einer stärkeren grundrechtlichen 
Subjektivierung von Kindern steckt auch, 
neue Aufgaben und zusätzliche Ressour-
cen auf dem Feld der Kinderförderung zu 
generieren. Unterschlagen wird häufig, 
dass bei einer Schwächung des Eltern-
rechts bestimmte Entscheidungen gleich-
falls stellvertretend für Heranwachsen-
de getroffen werden müssen, und zwar 
umso stärker, je jünger das Kind ist. Dies 

stärkt in der Konsequenz administrative 
Entscheidungswege und fördert insti-
tutionelle Einflussnahme. Wo die Auto-
nomie der Familie zurückgedrängt wird, 
wächst umgekehrt die sozialstaatliche 
Organisation. Der liberale Rechts- und 
Verfassungsstaat sollte allerdings ei-
nem gerechten Sparsamkeitsgrundsatz 
folgen. Zulässig sind demnach Eingrif-
fe des Staates in die Grundfreiheiten 

seiner Bürger nur dann, wenn diese das 
Gesamt an Grundfreiheiten stärken und 
möglichst gering gehalten werden. Unter 
dieser Maßgabe wird der Staat vorran-
gig mit Anreizstrukturen arbeiten müs-
sen; da auch von diesen immer schon 
eine steuernde Wirkung ausgeht, bleibt 
begleitend ein hinreichender Minderhei-
tenschutz wichtig. 

Axel Bernd Kunze, Waiblingen (Rems)

Digitalisierung – Fluch oder Segen?

Lederhilger, Severin (Hg.): Gott und die 
digitale Revolution, Regenburg: Pustet 
2019, ISBN 978–3-7917-3116-2 (Schrif-
ten der Katholischen Privatuniversität 
Linz Nr. 6).

Nicht nur technisch möglich, sondern 
auch gesellschaftlich sinnvoll: Wie eine 
solche Gratwanderung im Zeitalter au-
tomatisierter Abläufe, Künstlicher In-
telligenz und zunehmender Digitalisie-
rung gelingen kann, damit setzt sich 
der vorliegende Sammelband auseinan-
der. Er umfasst die Beiträge der 20. Öku-
menischen Sommerakademie im Kloster 
Kremsmünster 2018, die unter dem Ti-
telthema stand. 

Manfred Scheuer, früherer Professor 
für Dogmatik und Dogmengeschichte 
und jetziger Bischof von Linz, eröffnet 
den Band mit einem Beitrag zu „Digi-
talisierung und Spiritualität“. Er betont, 
dass sich nicht die gesamte Wirklichkeit 
auf Zahlen reduzieren lasse, sondern es 
Dimensionen gebe, die nicht in „Big Da-
ta“ erfassbar seien. Scheuer weist darauf 
hin, dass mit der Erfassung des Werks von 
Thomas von Aquin auf Lochkarten die 
„digital humanities“ begonnen hätten. 

Gerold Lehner, Superintendent der 
Diözese Oberösterreich, widmet sich dem 
Thema „Gott und die digitale Revolution“. 
Er setzt sich mit Zukunftsutopien ausein-
ander, die mit Hilfe digitaler Techniken 
einen neuen Menschen schaffen wollen. 
Das habe zur Folge, dass sich Menschen 
an die Stelle Gottes setzten. 

Der Professor für Systematische Theo-
logie der Universität Nürnberg-Erlangen, 
Werner Thiede, fragt, ob mit der Digita-
lisierung nicht ein neuer „Turmbau zu 
Babel“ unternommen werde. Er sieht die 
Gefahr einer massenhaften Akzeptanz 
größerer Unfreiheit, eine neue, selbst-
verschuldete Unmündigkeit. Die Bestre-
bungen im Transhumanismus, den Men-
schen zu verbessern, stellen laut Thiede 
eine Gefährdung der Menschenwürde 
dar. In der Digitalisierung sieht Thiede 
eine Ideologie von ersatzreligiösem Cha-
rakter. Aufgabe der Kirche sei es, die ge-
samten digitalen Prozesse ideologiekri-
tisch zu hinterfragen.

Der Ingenieur und künstlerische Lei-
ter des Ars-Electronica-Festivals in Linz, 

Georg Stock, befasst sich mit dem Weg 
von der Künstlichen zur Sozialen Intel-
ligenz. Er betont, dass es auf der Erde 
keine Technik gebe, die nicht von Men-
schen erzeugt worden sei. Daher sollten 
die Menschen mit Sozialer Intelligenz die 
Künstliche Intelligenz beherrschen, und 
nicht umgekehrt.

Die Juristin und Geschäftsführerin ei-
nes Technologieunternehmens, Yvonne 
Hofstetter, beschäftigt sich in ihrem Bei-
trag mit der Digitalisierung und ihren Fol-
gen für das Menschenbild. Sie sieht in 
der Digitalisierung keine kontinuierlichen 
Änderungen, sondern revolutionäre Um-
brüche (Disruption). Weiterhin kritisiert 
sie, dass Digitalkonzerne die Gesellschaft 
vor allem durch eine intensive Überwa-
chung gestalten würden, ohne dass vor-
her eine gesellschaftliche Debatte statt-
gefunden habe und deren Ergebnisse in 
eine Gesetzgebung zur Regulierung der 
Digitalunternehmen eingeflossen seien. 
Vor allem könne Künstliche Intelligenz 
(KI) dazu führen, dass gesellschaftliche 
Diskriminierungen beibehalten oder ver-
stärkt werden. 

Der Philosoph Michael Fuchs beschäf-
tigt sich in seiner Analyse mit ethischen 
Fragen selbstlernender Systeme. Men-
schen haben seiner Auffassung nach 
weniger Pflichten gegenüber Robotern 
als vielmehr Pflichten gegenüber ande-
ren Menschen, die durch Roboter tan-
giert werden können. Er diskutiert den 
Einsatz von Pflegerobotern. 

Der theologische Ethiker Peter 
G. Kirchschläger thematisiert superintel-
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ligente Systeme und ihr Verhältnis zum 
theologisch-ethischen Kernprinzip der 
Menschenwürde. Dabei betont er die Ver-
wundbarkeit eines jeden Menschen, was 
den Schutz aller durch Menschenrech-
te bedinge. Maschinen sollen laut Kirch-
schläger zwar nach Normen reagieren, ha-
ben aber im Gegensatz zu Menschen kein 
Gewissen, keine Freiheit und keine Verant-
wortung. Es bleibe die Verantwortung der 
Menschen, welche die Maschinen, selbst 
wenn sie als selbstlernend „superintelli-
gent“ sind, programmiert haben. 

Ilona Nord, Professorin für Religions-
pädagogik, fragt nach den Auswirkun-
gen der Digitalisierung auf die christli-
che Bildung. Nord tritt für die Vermitt-
lung einer kritischen Medienkompetenz 
ein. Das Christentum sei eine Bildungs-
religion, die immer schon Medien nutze, 
weshalb sie auch neue Medien produktiv 
aufgreifen solle. 

Johanna Haberer, Professorin für 
Christliche Publizistik in Nürnberg, be-
handelt in ihrem Beitrag „Macht und 
Ohnmacht“ in digitaler Gesellschaft. Sie 
versucht, die umfassende Digitalisierung 
aller Lebensbereiche mit Kategorien wie: 
„Entgrenzung“, „Beschleunigung“, „Ubi-
quität“, „Anonymität“, „Übergriffigkeit“, 
„Destruktion und Destabilisierung durch 

Desinformation“, „Mobilisierung“, „Über-
wachung“, „Heilsversprechen oder Ver-
schwörungstheorien“ zu erfassen. 

Bei den vier abschließenden Beiträ-
gen handelt es sich um persönliche Schil-
derungen und Erfahrungsberichte sowie 
eine Predigt: 
• Der Superintendent der Diözese Nie-

derösterreich, Lars Müller-Marien-
burg, reflektiert seinen Facebook-
Auftritt. 

• Der Bischof der Diözese Graz-Sekau, 
Wilhelm Krautwaschl, schildert seine 
persönlichen Erfahrungen der schritt-
weisen Einführung digitaler Techni-
ken in den letzten 30 Jahren. In seiner 
Reflektion formuliert er einige gene-
ralisierende kritische Anfragen. 

• Andrej Cilerdzic, Bischof der Serbi-
schen Orthodoxen Kirche für Ös-
terreich, Schweiz, Italien und Mal-
ta, beschreibt, wie seine Kirche sich 
als „Kirche 4.0“ definiert: Sowohl in 
der Kirchenadministration wie in der 
Kommunikation zu und unter den 
Gläubigen werden digitale Medien 
genutzt. 

• Der Sammelband schließt mit dem 
Abdruck des Predigttextes des He-
rausgebers im ökumenischen Ab-
schlussgottesdienst der Tagung ab. 

In der Publikation wird die Digitalisierung 
sehr kritisch reflektiert, wobei vor allem 
Fragen des Datenschutzes, der Abhän-
gigkeit der Menschen von digitalen Kon-
zernen, die Auswirkungen der Digitalisie-
rung auf die zwischenmenschliche sowie 
die gesellschaftliche Kommunikation kri-
tisch beleuchtet werden. Besonders skep-
tisch werden utopische und quasi-ersatz-
religiöse Vorstellungen gesehen, die im 
Sinn eines Transhumanismus den Men-
schen technisch verändern wollen, was 
herkömmliche Menschenbilder in Frage 
stellt. Die hier dargelegte Kritik und Skep-
sis gegenüber der Digitalisierung steht in 
Diskrepanz zu der umfassenden freiwilli-
gen Nutzung dieser Techniken durch ge-
sellschaftliche Mehrheiten in den meisten 
Ländern der Erde, weil diese darin viel-
fältige Vorteile sehen. Auch aus theo-
logisch-ethischer Perspektive hätten die 
Vorteile und Chancen stärker gewichtet 
werden können, um konstruktiv im ge-
sellschaftlichen Diskurs wahrgenommen 
werden zu können. Christliche Ethik hat 
in der Vergangenheit allzu oft als fort-
schrittsfeindlicher Bedenkenträger ge-
wirkt und dabei auch echte Chancen 
humanen Fortschritts übersehen. 

Joachim Wiemeyer, Bochum

´
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 Hermann-Josef Große Kracht: Stand-
ing Up for Each Other. Jürgen Haber-
mas and the Quest for the Potentials 
of a Supra-National Citizen-Solidarity 

Even if the fundamentals for the con-
struction of national identities can be 
different, nations are well-planned “im-
agined communities” with supposed or 
actual common features. Against this 
background, the paper deals with the 
question how the making and shap-
ing of the national state are being re-
ceived in the writings of Jürgen Haber-
mas and which perspectives the philos-
opher makes out for the formation of 
supra-national levels. The contribution 
concludes that within the European Un-
ion not only – as postulated by Haber-
mas – democratic processes but also wel-
fare-state safeguards play a key role in 
the building of identity.

Axel Bohmeyer: Between Inclusion and 
Exclusion: On the “Inclusionexclusive-
ness” of the Nation State

Nations and with them nation states 
are considered in the social sciences as 
“imagined communities” and as such as 
social constructs. By contrast, right-wing 
populists often refer to the (purported) 
Natural propensity of the nation in order 
to draw, on the basis of a “natural order” 
a sharp line between “those who belong” 
and “those who don’t belong”. The locic of 
the nation state, it may be observed, os-
cillates between inclusion and exclusion. 
Grown out of the context of an “egalitar-
ian liberation ideology” in the late 18th 
century, the nation state has historically 
contributed to neutralise ethnic, religious 
and regional schisms. It has provided the 
framework for a solidarity group beyond 
individual and common interests; here, 
political participation and social securi-
ty had been achieved. The nation state 
is characterized by an odd “inclusion-
exclusiveness”.

Katja Winkler: Cosmopolitism vs. Natio-
nalism? Attempts at a Mediation

Cosmopolitism is widely accepted as 
a counter-concept of the nation. In this 
paper, this opposition is relativised on 
the levels of identity-building, politicical 
processes and ethical theory-building. In 
doing so, it reviews the position of the 
political philosopher Seyla Benhabib, who 
has formulated a “cosmopolitism without 
illusions”, meaning a cosmopolitism with 
a close bond to the nation state and the 
citizenship. The dissolution of the conflict 
is not only ethically necessary but above 
all important, because currently, with the 
alledged incompatibility of cosmopolit-
ism and national or communitarian ap-
proaches in mind, constructive conflicts 
within public political debates have be-
come impossible.

Klára A. Csiszár: Towards a Multi-Ethnic 
and Multi-Religious Future? Collective 
Identities in Romania 

With regard to culture, Romania is 
an exceptional case, particularly with re-
spect to the living together of ethnic and 
religious entitites and their attitude to-
wards each other. Inevitably, ‘postmodern 
man’ has taken over the role of ‘homo 
sovieticus’, who takes charge of himself 
and no longer (or not only) relies in his 
attitude towards life on traditional forms 
of identity (ethnicity and religion). Col-
lective identities, on the other hand, still 
struggle for their self-assertion against 
other entities. This is due to the close in-
terrelation of ethnic and religious identi-
ties, which is evident mostly in the Hun-
garian-speaking Protestant and Catho-
lic minority, but also in the Romanian 
Orthodox majority. Social challenges for 
both the ethnic-denominational minori-
ties as well as for he Romanian Orthodox 
majorities should be approached on the 
basis of the power of diversity and the 
power of togetherness. The deconstruc-
tion of traditionlist-collective identities 

and the shaping of togetherness for a 
good life in communality are imminent.

Oliver Hidalgo: Lasting or Fading Impor-
tance? The Idea of the Nation State in 
the Context of the Present Migration 
Debate

The end of the era of the nation state 
has been proclaimed more than once, 
nonetheless the nation state has asserted 
itself despite all prophecies of doom on 
historical and political grounds. Whether 
these are merely the different stages of 
an interminable agony or a factual re-
naissance, is contested, for the time be-
ing. The limits and aporias of the nation 
state come to the fore right now in the 
context of global refugee- and migra-
tion movements, being, however, not as 
‘new’ as the relevant debate mostly sug-
gests. This history of ideas study aims to 
clarify this.

“Exclusion within and without is the 
Aim”. Right-Wing Identity Politics and 
its Motives. Interview with Matthias 
Möhring-Hesse

“Identity politics” – a group of black 
lesbian women in the US is the first to 
use this term in the late 1970s. Affected 
by discrimination, they joined forces in 
a politics of recognition and emancipa-
tion. Over the last years, this term with 
increasing frequeny serves to describe the 
political mobilization of extreme right-
wing groups: they create for themselves 
a homogenous people with the assistance 
of colletivized identities of “those who 
belong”. In doing so, they operate with 
assignment on the one and exclusion on 
the other hand. Thus, they save their fol-
lowers from the modern imposition to 
create, as individuals, their own identi-
ties by themselves, and promise to safe-
guard the traditional priviledges of those 
who are “perfectly normal”.
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Hermann-Josef Große Kracht : S’engager 
l’un pour l’autre. Jürgen Habermas et la 
recherche de fondements d’une solidar-
ité citoyenne supranationale

Même si les fondements de la con-
struction d’identités nationales peuvent 
être différents, les nations sont des « im-
agined communities » mises en œuvre 
délibérément et avec des convergences 
prétendues ou réelles. L’article traite de 
la manière dont Jürgen Habermas, dans 
ses écrits, reprend la genèse et les formes 
de l’État national et des perspectives que 
le philosophe reconnaît pour définir des 
formations correspondantes supranatio-
nales. Quant à la formation d’identité, 
l’article conclut qu’au sein de l’Union Eu-
ropéenne – comme le postule Habermas – 
ce ne sont pas seulement des processus dé-
mocratiques qui jouent un rôle-clé, mais 
aussi les garanties de l’État-providence.

Axel Bohmeyer : Entre inclusion et 
exclusion. Sur « l’exclusivité inclusive » 
de l’État national

Dans les sciences sociales, les na-
tions et les États nationaux sont consi-
dérés comme « imagined communities », 
comme des constructions sociales. Con-
trairement à cela, les populistes de droite 
font souvent référence à la (prétendue) 
nature de la nation pour tracer, sur la base 
d’un « ordre naturel », une nette ligne 
de démarcation entre ceux qui « en font 
partie » et les autres dont ce n’est pas le 
cas. On peut observer que la logique de 
l’État national oscille entre inclusion et 
exclusion. Né à la fin du XVIIIe siècle dans 
le contexte d’une idéologie égalitaire de 
libération, l’État national, historiquement 
parlant, a contribué à abolir les clivag-
es ethniques, religieux et régionaux. Il a 
fourni le cadre d’une communauté de 
solidarité qui transcende les intérêts des 
individus et des groupes. C’est dans ce 
contexte que la participation politique et 
la sécurité sociale furent acquises. L’État 
national se caractérise par cette « exclu-
sivité inclusive » particulière.

Katja Winkler : Cosmopolitisme contre 
nationalisme ? Tentatives de médiation

Le cosmopolitisme est largement con-
sidéré comme un concept opposé à la na-
tion. Dans cet article, cette opposition est 
relativisée aux niveaux de la formation 
d’identité, des processus démocratiques 
et de la formation de théories éthiques. 
L’article se réfère à la philosophe Seyla 
Benhabib, qui a formulé un « cosmopoli-
tisme sans illusion » : un cosmopolitisme 
étroitement lié à l’État national et à la cit-
oyenneté. La dissolution de l’antagonisme 
est requise non seulement du point de 
vue éthique, elle est encore plus impor-
tante du fait qu’aujourd’hui la prétendue 
incompatibilité du « cosmopolitique » 
avec le « national » ou « communau-
tariste » rend impossible des discussions 
constructives dans les débats politiques 
publiques.

Kátja A. Csiszár : Vers un avenir multi-
ethnique et multireligieux ? Identités 
collectives en Roumanie

La Roumanie est un cas particulier 
sur le plan culturel, notamment en ce qui 
concerne le vivre-ensemble d’entités eth-
niques et religieuses et leurs attitudes ré-
ciproques. Inévitablement, « l’homo sovi-
eticus » fut remplacé par « l’homme post-
moderne » qui prend sa vie en main et, 
dans son interprétation de la vie, n’a plus 
(ou pas seulement) recours à des formes 
des identités traditionnelles (ethnie et re-
ligion). D’autre part, des identités collec-
tives continuent de lutter pour s’affirmer 
face à d’autres entités. Cela explique 
l’interdépendance étroite des identités 
ethniques et religieuses qui est particu-
lièrement évidente parmi les minorités 
protestantes et catholiques de langue 
hongroise, mais aussi parmi la majori-
té orthodoxe du pays. C’est par la force 
de la diversité et du vivre-ensemble que 
les minorités aussi bien que la majorité 
devraient faire face ensemble aux défis 
sociaux du pays. Il s’agit maintenant de 
déconstruire les identités collectives tra-

ditionalistes et d’inventer une coexist-
ence susceptible de garantir une bonne 
vie en commun.

Oliver Hidalgo : Signification constante 
ou dégressive ? L’idée de l’État-nation 
dans le contexte du débat actuel sur 
la migration

A maintes reprises, on a proclamé la 
fin de l’ère de l’Etat-nation. Pourtant, 
en dépit de toutes ces prédications de 
malheur, l’État-nation s’est maintenu du 
point de vue aussi bien historique que 
politique. S’agit-il simplement de dif-
férentes étapes d’une longue agonie ou 
bien d’une renaissance de fait ? Dans le 
contexte des mouvements mondiaux de 
fuite et de migration, les limites et les 
apories de l’État-nation apparaissent au 
grand jour ; elles sont cependant beau-
coup moins « nouvelles » que le débat 
en question le suggère. Cette étude, ba-
sée sur l’histoire des idées, veut éclair-
er ce point.

« L’objectif est l’exclusion interne et 
externe. » Politiques identitaires de 
droite et leurs motivations. Interview 
avec Matthias Möhring-Hesse.

« Politique identitaire » – c’est un 
groupe de femmes noires lesbiennes 
aux États-Unis qui, à la fin des années 
1970, a utilisé ce terme pour la prem-
ière fois. Touchées conjointement par 
la discrimination, elles se sont unies en 
faveur d’une politique de reconnaissance 
et d’égalité des droits. Ces dernières an-
nées, le terme apparaît pour décrire la 
mobilisation politique de groupements 
d’extrême droite. Ceux-ci se créent un 
peuple homogène par le biais des identi-
tés collectives de ceux qui « en font par-
tie ». Ils se servent du moyen de classifi-
cation et d’exclusion. Ils déchargent leurs 
partisans de l’exigence moderne d’avoir 
à construire sa propre identité en tant 
qu’individu et promettent de garantir les 
privilèges traditionnels de ceux qui sont 
« tout à fait normaux ».
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